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VORWORT

.Die Zukunft Nordrhein-Westfalens erfordert Vorausschau und Planung.”
Planvolle Politik bedarf der Erfolgskontrolie. Ebenso wie der Bilrger in einem
demokratisch lebendigen Land einen Anspruch auf eine politisch bewuBte,
die Zukunft gestaltende Politik hat, kann er erwarten, daB ihm Rechenschaft
tiber das inzwischen Gelsistete gelegt wird. Aber nicht nur dem Blirger, son-
dern insbesondere dem Parlament und auch sich selbst hat die Regierung
nachzuweisen, welche Vorhaben begonnen, welche zuriickgestellt und welche
Vorhaben erfolgreich durchgefiihrt worden sind. Wenn ,Plane die Traume der
Verstindigen® sind, muB die Planverwirklichung Aufgabe und Ehrgeiz einer
sachbetonten und verantwortungsbewuBten Politik sein.

Der Halbzeitbericht zum Nordrhein-Westfalen-Programm 1975 bestatigt die in
das NWP 75 gesetzten realistischen Erwartungen. Wenngleich der ganze Er-
folg einer Politik des planvollen Wandels friihestens nach Ablauf einer De-
kade deutlich sichtbar werden kann, so beweist der Halbzeitbericht doch ein-
deutig die Richtigkeit der im NWP 75 getroffenen Zielauswahl und der dort
gewshlten Ansatzpunkte fiir eine mittelfristige, koordinierte Landespolitik. Es
erwelist sich, daB die notwendige Verbesserung der Lebensqualitat nur durch
ein aufeinander abgestimmies Netzwerk von Zielen und MaBnahmen zu er-
reichen ist. So erfordert wachsende Lebensqualitat den Umweltschutz ebenso
wige eine Forderung der Leistungsfahigkeit der Wirtschaft. AuBerste Anstren-
gungen im Bereich der — nicht mehr zu trennenden — allgemeinen und berui-
lichen Bildung mitssen zusammen mit humanerem Stadte- und Wohnungsbau
diesem Ziel dienen.

Die Komplexitat unserer Lebensverhalinisse verbietet es, einzelne Ziele iso-
liert zu verfolgen.

Bei Halbzeit des NWP 75 wird auBerdem endgiiltig erkennbar, daB das Pro-
gramm auch an der Frage der Finanzierbarkeit nicht scheitern kann. Das
Land ist dank seiner Wirtschaftsentwicklung durch Strukturwandel in der Lage,
die zur Durchfiihrung des Programms bendtigten Finanzmittel aufzubringen.
SchlieBlich legen die bisher mit dem NWP 75 gemachten Erfahrungen es
nahe, so wie bisher nur diejenigen Zielbereiche ins Programm aufzunehmen
und im Detail zu planen, die als wesentliche Bestandteile einer Entwicklungs-
strategie fir unser Land gelten knnen. Auf diese Weise erhalten wir einer-
seits die Flexibilitat und die politische Beweglichkeit, die n&tig sind, um auch
in Zukunft Platz fiir neue Aufgaben und Spielraum fiir neue Entscheidungen
zu haben. Zum anderen werden die Konturen der NWP-Strategie nicht ver-
wischt, die versucht, die Lebenslage der Menschen unseres Landes im per-
manenten wirtschaftlichen, sozialen und technischen Wandel anzuheben und
zu verbessern.

Der Halbzeitbericht legt dar, daB dieser Versuch erfolgreich ist.

Diisseldorf, im Juni 1973

Ministerprasident
des Landes Nordrhein-Westfalen
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Mit Ablauf der ersten Hélfte des
Programmzeitraums legt die Landes-
regierung dem Landtag und der Of-
fentlichkeit eine Zwischenbilanz des
Mordrhein - Westfalen - Programms
1975 (NWP 75) ! vor.

Diese Bilanz stellt die bisherigen Er-
gebnisse dar: sie belegt, in welchen
Bereichen die programmgerechte
Durchfiihrung erreicht oder sogar
ibertroffen worden ist und welche
MaBnahmen hinter dem vorgesehe-
nen Erfiillungsstand zuriickgeblie-
ben sind.

.Die heutige Welt wandelt sich so tief-
greifend und umfassend wie nie zu-
vor. Es ist die Einsicht dafiir ge-
wachsen, daB dieser Wandel nicht
sich selbst {iberlassen werden kann.
Seine Steuerung ist die Schlissel-
aufgabe der Gegenwart."

Diese einleitenden Satze, die die
Funktion des NWP 75 umreiBen, ha-
ben nichts von ihrer Giltigkeit ver-

loren. Der WandlungsprozeB hat sich
eher noch beschleunigt. Die Notwen-
digkeit einer konzeptionellen Regie-
rungsplanung wird nirgends mehr in
Frage gestellt, Richtungsloser Prag-
matismus ist keine politische Alter-
native mehr.

Es hat sich vor allem bestatigt, daB
die rasche und ungewisse Entwick-
lung in allen Lebensbersichen eine
immer groBere Flexibilitdét der Pla-
nung verlangt. Das NWP 75 erfillt
diese Forderung; denn es ist nicht
als starre Anweisung, sondern als
flexibler Rahmen fiir das Regierungs-
handeln angelegt. Diese Offenheit
und die stindige Uberpriifung der
Konzeptionen und MaBnahmen an
der Wirklichkeit haben sich als Vor-
aussetzungen fir eine erfolgreiche
Fortfiihrung des Programms unter
sich standig verdndernden Bedin-
gungen bewéahrt.

Der Zwischenbericht macht deshalb
iiber die Darstellung des Durchfiih-
rungsstandes hinaus auch die not-
wendig gewordenen Ver&nderungen
in den Zielsetzungen und MaBnah-
men deutlich.

Die landespolitisch bedeutsamsten
Verdnderungen liegen in den Berei-
chen Hochschulpolitik, Energiepoli-
tik, Verkehr und Umwelischutz. Aber
auch sie bleiben ausgerichtet an den
langfristigen Zielen des NWP 75 und
halten sich im Rahmen der vorgege-
benen Entwicklungsrichtung.
Insgesamt ist das NWP 75 in seinen
Zielen unverdndert geblieben und in
seinen MaBnahmen weitgehend
programmgerecht erfillt worden.
Seine Finanzierung ist im Rahmen
der mittelfristigen Finanzplanung ge-
sichert.

Aber auch anderen Problemen, die
bei der Erarbeitung des NWP 75
noch nicht im Vordergrund des poli-
tischen Interesses standen, heute
aber von groBer Dringlichkeit sind,,
stwa die Bekampfung des Drogen-
miBbrauchs oder die mit der zuneh-
menden Auslanderbeschéftigung
verbundenen Fragen, hat sich die
Landesregierung gestellt. Sie kann
auf erfolgreiche Entwickiungen zu
ihrer Losung hinweisen.

Es wird Aufgabe eines Programms
der Ziele und MaBnahmen der Lan-
desregierung fir die zweite Halfte
der 70er Jahre sein, neben der Fort-
flihrung vieler Ansétze des NWP 75
auch diese Komplexe zu erfassen.



3. ARBEIT
UND WIRTSCHAFT

Das Wirtschaftswachstum in allen
Teilen des Landes langfristig zu si-
chern — dies ist und bleibt unerlaB-
liche Voraussetzung fiir eine zu-
kunftsgerichtete Reformpolitik mit
dem Ziel, die Qualitdt des Lebens
zu verbessern. Unter diesem Aspekt
steht heute deutlicher als 1970 die
Frage im Vordergrund, unter wel-
chen Voraussetzungen, in welchen
Bereichen vornehmlich und mit wel-
chen Zielvorgaben Wachstum not-
wendig ist. Wirtschaftswachstum ist
kein von der erstrebten Lebensqgua-
litait zu trennendes Ziel. Sozialer
und wirtschaftlicher Fortschritt kann
sich sinnvoll nur vollziehen, wenn die
natirlichen Lebensgrundlagen ge-
sichert sind. Umgekehrt mehrt wirt-
schaftliches Wachstum den materiel-
len Wohistand des Einzelnen und
schafit die Mittel, um die wachsenden
offentlichen Dienstleistungsaufgaben
zu erfiillen und umfassende Umwelt-
schutzmaBnahmen zu verwirklichen.
Wirtschaftswachstum und Lebens-
qualitdt missen daher in ihrer wech-
selseitigen Abhangigkeit verstanden,
gewichtet und zum Ausgleich ge-
bracht werden.

Die fiir das Wirtschaftswachstum im
NWP 75 beschriebene Ausgangslage
hat sich insgesamt verbessert. Die
wirtschaftliche Situation und das
Wirtschaftswachstum werden giinsti-
ger beurteilt. Bewegte sich die Zu-
wachsrate des Sozialprodukies in
den 60er Jahren deutlich unterhalb
des Bundesdurchschnitts, so hat
sie sich diesem wieder gendhert. Der
strukturelle WandlungsprozeB In
Wirtschaft und Industrie, insbeson-
dere im Ruhrgebiet, macht Fort-
schritte. Soziale Einbriiche konnten
verhindert, soziale Harten weitge-
hend vermieden werden. Das Wirt-
schaftsgefélle zwischen den einzel-
nen Regionen des Landes hat sich
verringert.

Doch sind die Strukturschwéchen der
nordrhein-westfilischen  Wirtschaft
noch nicht behoben. Hier liegt auch
weiterhin eine Gefahrenquelle fiir ein

kontinuierliches Wirtschaftswachstum
in den kommenden Jahren. Der An-
teil der Montanindustrie an der Ge-
samtwirtschaft — vor allem sie kenn-
zeichnet die Strukturschwiche des
Landes — ist zwar ricklaufig; sie
bleibt jedoch der anfélligste Bereich
in der Wirtschaftsstruktur des Lan-
des, zumal sie mit anderen, eben-
falls wachstumsschwachen Branchen
verbunden ist.

Die schwierigste Aufgabe bleibt es,
den Steinkohlebergbau zu konsoli-
dieren. Sie kann nur bewaltigt wer-
den im Rahmen eines umfassenden
energiepolitischen Programms. Sein
Ziel muB eine kostengilinstige, siche-
re und moglichst unabhangige Ener-
gieversorgung sein. Hier erweist
sich besonders deutlich, daf Wirt-
schaftspolitik Teil einer umfassen-
den Struktur- und Gesellschaftspoli-
tik sein muB.

Die Schwéchen der nordrhein-west-
falischen Wirtschaftsstruktur sind un-
terschiedlich stark sichtbar und wir-
ken sich in unterschiedlichem MaBe
aus. In der Phase der Hochkonjunk-
tur werden sie vom allgemeinen Auf-
schwung Oberlagert, bei Abschwa-
chung der Konjunktur verstarken sis
die negativen Folgen. Das wirt-
schaftspolitische Ziel des NWP 75
bleibt deshalb unverdndert, die
Wirtschaftskraft des Landes durch
ein moglichst gleichmiBiges, dem
Bundesdurchschnitt entsprechendes
Wirtschaftswachstum zu stérken.
Es heiBt weiter, ein Angebot an
differenzierten, ertragreichen und
maglichst qualifizierten Arbeitsplat-
zen zu sichern und zu schaffen. Da-
mit werden die Grundlagen fir eine
zukunftsorientierte Reformpolitik in
einer humanen Arbeitswelt gelegt.
Wachstum und Fortschritt verwirk-
lichen, heiBt zugleich die Leistun-
gen steigern. Eine dynamische Markt-
wirtschaft verlangt, die Wettbewerbs-
fahigkeit der Unternehmen zu férdern,
die Anpassungsfahigkeit und Beweg-
lichkeit der Arbeitnehmer vor allem
durch eine verbesserte berufliche Bil-
dung zu erhohen und mehr Mitver-
antwortung und Mitbestimmung fiir
die abhangig Beschaftigten zu ver-
wirklichen.

Die Wirtschaftspolitik des Landes ist
im Rahmen der Gesamtkonzeption
des NWP 75 darauf abgestimmt und
ausgerichtet, die Lebensbedingun-
gen in allen Landesteilen zu verbes-

sern. Dazu gehort gleichermaBen der
Ausbau der |Infrastruktur wie des
Umweltschutzes, die materielle Si-
cherung des Einzelnen wie die Aus-
weitung der Mitentscheidung des
mindigen Birgers.

3.1 Energieversorgung

Die bereits im NWP 75 behandelten
Probleme einer sicheren und preis-
glinstigen Energieversorgung sind
inzwischen auch der breiten Offent-
lichkeit starker bewuBt geworden.

Da der Energiebedarf weiter stark
ansteigt und sich im Bereich der
Energiewirtschaft ein Strukturwandel
vollzieht — Verschiebung der Anteile
zwischen den verschiedenen Ener-
gietragern, Bevorzugung der Sekun-
darenergien, Zunahme der Substitu-
tionsmdglichkeiten, wachsender Auf-
wand fiir ErschlieBung, Umwelt-
schutz und Finanzierung —, werden
die Mérkte in Zukunft schwierigeren
Bedingungen unterworfen sein. Mit
einer Verteuerung der Energie ist zu
rechnen. Die Mehrbelastung fiir die
Verbraucher héngt davon ab, ob und
in welcher Hohe die entstehenden
zusatzlichen Kosten von den Unter-
nehmen aufgefangen oder an die Ab-
nehmer weitergegeben werden kén-
nen. Auch werden bestimmte Ent-
wicklungstendenzen von den Ener-
gieanbietern und -verbrauchern be-
riicksichtigt werden miissen, so die
Zunahme der politischen Risiken, die
wachsende Bedeutung des Umwelt-
schutzes und die damit zusammen-
hdngenden Erschwernisse bei der
Suche von Standorten fir Kraftwer-
ke.

Die Summe dieser Umstdnde [aBt
eine Energiellicke befiirchten. Die
langfristige Deckung des Energiebe-
darfs wird deshalb als vordringlich
erachtet. Nationale Ldsungen ké&n-
nen nicht mehr isoliert gefunden,
sondern missen in den Gesamtzu-
sammenhang der Europdischen Ge-
meinschaften eingeordnet werden
und die Entwicklung auf dem Welt-
energiemarkt einbeziehen.

In der Bundesrepublik Deutschland
wird sich nach den vorliegenden
Schatzungen der Primérenergiever-
brauch von 334,5 Mio. t SKE im Jahre
1970 auf insgesamt etwa 500 bis 520
Mio. t SKE im Jahre 1880 erhdéhen.
Der Anteil der einzelnen Energietra-
ger daran wird in der Abbildung dar-
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Die graphische Darstellung beruht filr die Jahre 1875 und 1980 auf der Gemeinschaftsprognose vom No\rsmbar 1972 .Die kurz- und mittel-
fristigen Absatzaussichten der deutschen Steinkohle® der Institute

O Deutsches Institut filr Wirtschaftsforschung, Berlin,

O Energiewirtschaftliches Institut an der Universitat Kain,

O Rheinisch-Westfalisches Institut fir Wirtschaftsforschung, Essen.

Der Substitutionsberaich unterstelit die Moglichkeit einer stérkeren Steinkohleverstromung.

gestellt. Die deutsche Steinkohle ist
zur Zeit in keinem Absatzbereich
wettbewerbsféahig. Die aus der Ab-
bildung abzulesende Prognose geht
demzufolge von einem weiteren Riick-
gang des Steinkohleaufkommens aus,
von dem das Land Nordrhein-West-
falen wegen seines hohen Anteils an
der Gesamtforderung besonders be-
troffen ist. Die Landesregierung tritt
deshalb — ungeachtet der Lésungs-

versuche im européischen und auBer-
europaischen Raum — flr ein energie-
politisches Gesamtkonzept ein, das
den verschiedenen Energietrégern ih-
ren koordinierten Platz einraumt und
der deutschen Steinkohle die ihr an-
gemessene Aufgabe zuweist. Die Lan-
desregierung hat im Juni 1973 der
Bundesregierung ihre Vorschlage zu
sinem Energieprogramm unterbrei-
tet. Diese gehen davon aus, daB die

Steinkohlenférderung in der Bundes-
republik mittelfristig aus energie-
und sozialpolitischen sowie aus re-
gionalwirtschaftlichen Griinden nicht
unter 85 bis 83 Mio. t jahrlich absin-
ken sollte. Hauptabnehmer fir die
Kaohle sollen die Eisen- und Stahlin-
dustrie der Gemeinschaft sowie die
inlandischen Kraftwerke bleiben. Der
Absatzriickgang auf dem Hausbrand-
sektor sollte durch einen neuen

9



Férdergebiete und Férderschwerpunkte in Nordrhein- Westialen
nach dem Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe , Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur®
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estmonsteriand”

Minden

dritten Markt, der durch die Kohle-
veredelung erschlossen  werden
sallte, ausgeglichen werden. Da auch
im Rahmen des Energieprogramms
eine Riicknahme von Férderkapazi-

tdten im Steinkohlenbergbau und da-
mit verbundene Zechenstillegungen
nicht zu vermeiden sind, muB nach
Auffassung der Landesregierung der
kohlepolitische Teil des Energiepro-

gramms von einem Strukturpro-

gramm flankiert werden.

Die wirtschaftliche Nutzung der Kern-
energle muB beschieunigt werden.
Das Land NW ist aus energie-, in-




Férdergeblete und Forderschwerpunkie

In Nordrheln-Westfalen nach den Richtlinien des Landes

. Kreise, deren Wirtschafiskraft
L ancearurchachiithe (let
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Gebialsatand: 91, 12, 1971

unterhalb 75% des

ﬁ . mmmwmmmmm._

dustrie- und finanzpolitischen Grin-
den in besonderem MaBe an der
Weiterentwicklung des mit erhebli-
chen offentlichen Mittein geforderten
Reaktors mit kugelférmigem Brenn-

element interessiert. Nach dem der-
zeitigen Erkenntnisstand ermdglicht
vor allem dieses Brennelement die
flir die nukleare Kohlenveredelung
bendtigte Temperatur. Deshalb be-

miiht sich die Landesregierung auch
weiterhin, eine Vernachléssigung des
Kugelelements zugunsten des kon-
kurrierenden Blockelements zu ver-
hindern.

11




Die weiteren Entwicklungsarbeiten
werden entsprechend den markt-
wirtschaftlichen und industriepoliti-
schen Erfordernissen vorangetrie-
ben. Der 1971 begonnene Bau eines
300 MWe Hochtemperaturreaktors
als Prototyp in Schmehausen ist in-
nerhalb der vorgesehenen Gesamt-
bauzeit von flinf Jahren terminge-
recht forigefiihrt worden. Mit der
Erprobung (Kritikalitat) kann 1978
begonnen werden.
Die Entwicklung eines Leistungsre-
aktars mit Heliumgasturbine kann
fir die Weiterentwicklung der Kraft-
werkstechnik Bedeutung gewinnen.
Die Projektierung eines solchen Re-
aktors mit einer Entwicklungszeit
von fiinf Jahren wurde nach Anfinan-
zierung durch den Bund begonnen.
Uber die Fortithrung der Arbeiten
wird nach AbschiuB der Anlaufphase |
in 1974 entschieden werden.
Zur Nutzung der Kernenergier fir
die Lieferung von ProzeBwarme wird
ein Projektierungsprogramm  sin-
schlieBlich einer Prototypanlage vor-
bereitet. Eine entsprechende Studie
wurde bereits begonnen.
Ziel der staatlichen Hilfen flr die
Kohle bleibt weiterhin die Anpas-
sung an die verdnderte Wirtschafts-
lage. Sie sollen zu einer mittelfristi-
gen Stabilisierung und einer l&nger-
fristigen Konsolidierung flihren. Bei
der Ruhrkohle AG hat sich die Sche-
re zwischen Aufwand und Ertrag wei-
ter vergroBert. Obwohl das Anpas-
sungsprogramm seit Mitte 1972 be-
schieunigt abgewickelt wird, stehen
Produktion und Absatz nicht mehr in
Einklang.
Auf Grund dieser Sachlage wurden
am 30. 5. 1972 weitere HilfsmaBnah-
men zur Stabilisierung der Ruhrkoh-
le AG vereinbari, die den bisher
schon umfangreichen MaBnahmeka-
talog ergé&nzen. Dies sind die wesent-
lichen Punkte:

O Bund und Land lbernehmen fir
die Jahre 1971—1975 die Tilgungs-
raten der Einbringungsforderun-
gen.

Q Bund und Land gewédhren eine
Schuldbuchforderung in  Héhe
von 1 Mrd. DM.

O Bund und Land gewahren eine
Haldenfinanzierungsbiirgschaft in
Hdhe von 600 Mio. DM.

O ErlaB der Lastenausgleichsabga-
be fiir 1971 und fiir 1972 sowie
gegebenenfalls fiir weitere Jahre.

12
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O Der vorhandene Biirgschaftsrah-
men von 3,7 Mrd. DM kann revol-
vierend eingesetzt werden.

Neben diesen =zusétzlichen Hilfen
werden die bisherigen MaBnahmen
fortgefilhrt, so die Verstromungshil-
fen, die Kokskohlebeihilfen fir 1972,
die Investitionshilfe bis 1975 und die
SozialmaBnahmen. Zusammen sollen
sie den AnschluB an ein gemeinsam
zu entwickelndes mittelfristiges Sta-
bilisierungsprogramm far die Ruhr-
kohle AG ermoglichen, das in ein
energiepolitisches  Gesamtkonzept
gingebettet werden muB.

Eine rasche Erarbeitung und Verab-
schiedung eines energiepolitischen
Programms ist um so dringlicher, als
der urspriinglich bis 1975 vorgese-
hene Gesamtanpassungsplan von
1971 bereits Ende 1973 abgewickelt
sein wird.

Um die finanzielle Lage der Berg-
baugesellschaften zu verbessern,
hélt die Landesregierung weitere
MaBnahmen fiir notwendig. Dies ist
insbesondere dort erforderlich, wo
die Folgen von Stillegungen vom
schrumpfenden Bergbau nicht mehr
getragen werden kdénnen und wo
der Bergbau wegen des Zwanges
zur kontinuierlichen Betriebsweise
und seiner konjunkturellen Abhan-
gigkeit mit besonderen Kosten be-
lastet ist. Hierzu zahlen die Schrump-
fungslasten und die Haldenkosten.
Mit dem Steinkohlensicherungsge-
gsetz sollte die Steinkohlenversiro-
mung sichergestelit werden. Da die
festgelegte Frist fiir die Fdrderung
neuer Steinkohlenkraftwerke im Jah-
re 1971 abgelaufen ist, soll — als An-
schluBregelung fiir die Verstro-
mungsgesetze — durch Gewéhrung
weiterer offentlicher Zuschiisse nach
den Richtlinien von 1972 der Anreiz
gegeben werden, in den Steinkohlen-
bergbaugebieten bis 1978 neue
Steinkohlenkraftwerke zu errichten.
Insgesamt sollen neue Kraftwerkein-
heiten von 6000 MWe gefdrdert wer-
den. Ihre Realisierung setzt jedoch
auch voraus, daB der Zielkonflikt
zwischen Umweltschutz und Kohle-
einsatz in Ballungsgebieten gelost
wird.

Die zur Sicherung der Stromversor-
gung im NWP 75 geplante Leistung
der Steinkohlenkraftwerke von 3000
MWe wurde 1972 erreicht. Der wei-
tere Ausbau von Braunkohlenkrafi-

werken wird programmgemaB durch-
gefiibrt.

3.1 Energieversorgung

Wichtigste MaBnahmen:
Stabilisierungsprogramm  flir  die
Ruhrkohle AG am 30. 5. 1972 verein-
bart;

Vorschlage der Landesregierung
zum Energieprogramm des Bundes
am 12. Juni 1973 beschlossen;
Fortflihrung der Entwicklungsarbei-
ten an neuen Reaktortypen.

Landesmittel

NWP 75
Programmergebnis
nach dem Stand der
Finanzplanung 1973 1 579,9 Mio. DM

1341,5 Mio. DM

3.2 Wirtschaftswachstum

Der im NWP 75 abgesteckie Rahmen
der Weitbewerbs- und regionalen
Wirtschaftsférderung ist voll ausge-
tlillt worden:

Die im Jahre 1970 verkiindeten ,Re-
gionalen Aktionsprogramme” des
Landes fir die Aktionsraume Nord-
eifel/Grenzraum Aachen, Sidost-
westfalen und Nordliches Ruhrgebiet/
Westmiinsterland sind in den 1971
beschlossenen 1. Rahmenplan der
Gemeinschaftsaufgabe |, Verbesse-
rung der regionalen Wirtschafts-
struktur®? im wesentlichen Uber-
nommen worden. Die Finanzierungs-
hilfen werden vor allem auf diejeni-
gen Entwicklungsschwerpunkte kon-
zentriert, die zur Erzielung optimaler
regionaler Effekte besonders geeig-
net sind.

Da der Mittelansatz fir die frithere
regionale Wirtschaftsforderung des
Bundes in Héhe von 266 Mio. DM
jéhrlich und auch der bisher ange-
wandte Verteilungsschlissel fir die-
se Bundesmittel im Rahmen der Ge-
meinschaftsaufgabe bisher nicht ge-
andert wurden, erhdlt das Land
Nordrhein-Westfalen zur Zeit nur
einen Anteil von 3 Mio, DM j&hrlich.
Eine zusétzliche finanzielle Hilfe er-
gibt sich allerdings daraus, daB der
Geltungsbereich des Investitionszu-




lagengesetzes 19722 an die Forder-
gebiete der Gemeinschaftsaufgabe*
angepaBt wurde. Bei entsprechen-
der Investitionstatigkeit wiirden hier-
durch dem Land jahrlich weitere rd.
33 Mio. DM fiir MaBnahmen zur Ver-
besserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur zur Verfligung ste-
hen.

Neben den in der Gemeinschafis-
aufgabe erfaBten Gebieten halt die
Landesregierung in einer Reihe wei-
terer Kreise und kreisfreier Stadte
Farderungsmagnahmen fir notwen-
dig. Diese Fordergebiete sind in
den seit dem 1. 1. 1972 geltenden
.Richtlinien fir die regionale Wirt-
schaftsforderung des Landes” s aus-
gewiesen.

Die Richtlinien regeln zuglsich auch
die Durchfiihrung des 1. Rahmenpla-
nes. Sie beseitigen damit die bisher
bestehende Zersplitterung der regio-

nalen Wirtschaftsférderung, verein-

fachen die Ubersicht liber die be-
stehenden Farderungsmaoglichkeiten
und setzen eindeutige volkswirt-
schaftliche, regionalpolitische und
sachliche Prioritaten. Das Instrumen-
tarium der Forderpolitik sieht Hilfen
in folgenden Anwendungsbersichen
var:

O Neuansiedlung und Erweiterung
von Produktionsbetrieben und
Betrieben des Fremdenverkehrs-
gewerbes,

Verlagerung von Betrieben mit
Erweiterungseffekten,
Umstellung von  Produktions-
programmen,

grundlegende Rationalisierung,
technische Meuerungen und Ko-
operationen.

o0 O O

Damit werden alle diejenigen unter-
nehmerischen MaBnahmen unter-
stiitzt, die regionalpolitisch und
wachstumspolitisch von Bedeutung
sind. Dies gilt nicht zuletzt fiir die
Einbeziehung von Investitionen fiir
technische Neuerungen und Koope-
rationen in die Fdrderung.

Die Errichtung neuer Produktions-
betriebe wird nurin den in den Richt-
linien aufgefihrten Schwerpunkten
gefordert. Die Forderung der Erwei-
terung vorhandener Betriebe, von
Betrisbsverlagerungen, grundlegen-
den Rationalisierungen und Umstel-
lungen ist nicht an die genannten
Schwerpunkte gebunden, sondern an
die ausgewiesenen Fdrdergebiete.

Besondsrs herausgestellt sind die
fir den langerfristigen Erholungs-
aufenthalt geeigneten und deshalb
als Fremdenverkehrsgebiete bezsich-
neten Raume des Landes. Ein Ak-
tionsprogramm Fremdenverkehr, das
als Bestandteil der FreizeitfGrderung
(NWP Teil 6) alle Fdrderungsmaf-
nahmen zusammenfaBt und koordi-
niert, ist in Vorbereitung.

Den Programmzielen der Wettbe-
werbs- und regionalen Wirtschafts-
forderung dient auch das 1972 ver-
kiindete Mittelstandsprogramm. Es
analysiert Lage und Entwicklungs-
tendenzen der mittelstandischen
Wirtschaft. Ausgehend von den spe-
zifischen Schwierigkeiten kleiner
und mittlerer Unternehmen enthalt
das Programm einen detaillierten
Katalog an HilfsmaBnahmen, dessen
Kernstiick das Mittelstandskredit-
programm bildet.

Insgesamt ist also in der ersten Halb-
zeit des NWP 75 ein geschlossenes
System der regionalen Wirtschafts-
und Wettbewerbsférderung gescharf-
fen worden und eine harmonische
Férderungspolitik gesichert. Durch
eine Differenzierung der Férderungs-
maBnahmen und Konzentration auf
Schwerpunkte werden die Haushalts-
mittel wirkungsvoller eingesetzt.
1971/72 wurden rd. 6000 Investi-
tionsvorhaben in Héhe von 4,6 Mrd.
DM mit Landesmitteln gefordert. In
1700 Fillen wurden Birgschaftshil-
fen des Landes zu einer Kreditsum-
me von (ber 1 Mrd. DM gewahrt.
Mit diesen Hilien des Landes wur-
den rd. 51 000 Arbeitsplatze neu ge-
schaffen oder gesichert.

AuBerhalb der landeseigenen MaB-
nahmen sollen allein nach dem im
Eebruar 1973 beschlossenen 2. Rah-
menplan der Gemeinschaftsaufgabe
.Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur® ¢ von 1973 bis 1976
in MNordrhein-Westfalen insgesamt
47 200 Arbeitsplatze neu geschaffen
oder gesichert werden.

Das wirtschaftliche Hauptziel des
NWP 75, die Wirtschaftskraft des
Landes zu festigen und den AnschluB
des Landes an das Wirtschafts-
wachstum der Bundesrepublik zu si-
chern, wurde erreicht. Die Zuwachs-
rate des Sozialproduktes, die sich in
den 60er Jahren deutlich unterhalb
des Bundesdurchschnitis bewegte,
hat sich diesem wieder angenéhert.
Von 1967 bis 1972 stieg das Sozial-

produkt im Bundesgebiet um 67 %o,
in Nordrhein-Westfalen um 64 %o und
im Ruhrgebiet ebenfalls um 64 %o.
Das Sozialprodukt Gberschritt 1971
zum ersten Mal die Grenze von 200
Mrd. DM und stieg 1972 auf 233,5 Mrd.
DM an. Je Einwohner wurden 1972
in unserem Lande 13610 DM, im
ganzen Bundesgebiet 13 460 DM er-
wirtschaftet. Bei der Einkommens-
entwicklung der Industriearbeiter er-
gibt sich gegenilber dem Durch-
schnittseinkommen aus Industriear-
beit im Bundesgebiet ein Vorsprung
von 4 %,

Nach Hessen und Baden-Wiirttem-
berg nimmt Nordrhein-Westfalen den
dritten Platz ein. Diesen Platz halt
das Land unverandert auch 1972.
Der Vorsprung gegenilber dem
Durchschnitt der Fldchenlander blieb
im wesentlichen erhalten, wéhrend
im Zeitraum 1962 bis 1967 eine
Schrumpfung um fdnf Punkte sin-
frat.

Im Ruhrgebiet lag das Bruttoinlands-
produkt je Einwohner 1967 um 1%
iiber dem Durchschnitt der Fléchen-
lander. Bis 1972 erhdhte sich dieser
Vorsprung auf 4 %, wéhrend in dem
vorangegangenen Zeitraum von 1962
bis 1967 die Zuwachsrate im Wirt-
schaftswachstum um 9 Punkie ge-
genliber den Fl&chenldndern zurick-
gegangen war. :

Dies bewsist, daB der hinter uns lie-
gende Konjunkturzyklus der Wirt-
schaft unseres Landes einen beacht-
lichen Erfolg gebracht hat.

3.2 Wirtschaftswachstum

Wichtigste MaBnahmen:
Erweiterung der Férdergebiete durch
_Richtlinien fir die regionale Wirt-
schaftsforderung des Landes®;
Mittelstandsprogramm 1872;

1971/72 wurden 6000 Investitions-
vorhaben in Hohe von 4,6 Mrd. DM
geférdert; in 1700 Fallen wurden
Biirgschaftshilfen zu einer Kredit-
summe von dber 1 Mrd. DM gewéhrt;
rund 51000 Arbeitsplatze wurden
neu geschaffen oder gesichert.
Landesmittel

NWP 75 730 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 492 Mio. DM
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Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts je Einwohner

Gebiet

Veranderung in %
1972 geg. 1967

Hessen

Baden-Wiirttemberg

dar. Ru
(geschétzt)

e

Bayern

i R

Reinland-Pfalz

LT e

R

Niedersachsen

Saarland

Schleswig-Holstein

[l s B

Berlin, Hamburg, Bremen

Bundesrepublik Deutschland

3.3 Agrarwirtschaft

Der Einkommensabstand zwischen
der Landwirtschaft und der (brigen
Wirtschaft hatte sich in den Jahren
vor der Aufstellung des NWP 75 ver-
groBert. Das Ziel des NWP 75, die
landwirtschaftlichen Erwerbstatigen
am wirtschaftlichen Wachstum zu be-
teiligen und ihre Einkommens- und
Lebensbedingungen zu verbessern,
bleibt trotz der erzielten Erfolge wei-
ter anzustreben. Es ist jedoch nicht
allein (ber die Mdaglichkeiten inner-
halb der Landwirtschaft zu erreichen,
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Im Zuge des weiteren Strukturwan-
dels ist es notwendig, daB eine
marktorientierte, verbrauchernahe
und wettbewerbsfihige Landwirt-
schaft ihre gesellschaftlichen Funk-
tionen zur Versorgung der Verbrau-
cher und zur Erhaltung einer intak-
ten Landschaft erfillt. Die berufliche
Neuorientierung verstarkt die Zahl
von nebenberuflichen Landwirten,
die ihre Chancen zur Verbesserung
ihrer wirtschaftlichen und sozialen
Bedingungen in auBerlandwirtschaft-
lichen Erwerbszweigen voll nutzen

sollen. Geeignete und zum Beruf
passende arbeitssparende Formen
der Landnutzung sollen es ermég-
lichen, daB die nebenberuflichen
Landwirte der Landbewirtschaftung
verbunden bleiben und dem Berufs-
wechsel keine ,soziale Erosion® in
léndlichen Gebieten folgt. Damit
wird ein wichtiger Beltrag zur Pflege
der Kulturlandschaft und zur Erhal-
tung kleinb&uerlichen Eigentums ge-
leistet.

Der sozialokonomischen Aufkl&rung
und Beratung der landwirtschaftli-




chen Erwerbstdtigen, der Firderung
der beruflichen Umschulung und der
sozialen Sicherung bei Berufswech-
sel und Betriebsaufgabe kamen bei
dem Strukturwandel der Landwirt-
schaft groBte Bedeutung zu.

Um das Programmziel dauerhaft zu
sichern, sind die MaBnahmen des
NWP 75 weiterhin zweckmaBig. Das
hat die Landesregierung in der Ant-
wort auf die GroBe Anfrage 10 zur
Lage der Landwirtschaft in Mord-
rhein-Westfalen’” belegt. Diese MaB-
nahmen sind zum Teil in die Gemein-
schaftsaufgabe der Lander und des
Bundes ,Verbesserung der Agrar-
struktur und des Kistenschutzes®
einbezogen.

Die Produktions- und Betriebsstruk-
tur der Landwirtschaft muB weiterhin
den Erfordernissen des Markies
angepaft werden. Mit Hilfe wett-
bewerbsfahiger landwirtschaftlicher
Unternehmen werden damit auch die
gesellschaftlichen Funktionen einer
verbrauchernahen Landwirtschaft im
Ballungsraum und seinen Randzo-
nen gewihrleistet. Das Land fdrdert
deshalb MaBnahmen, mit denen die
unternehmerischen Entscheidungen
erleichtert werden, wie z. B. die be-
rufsbezogene Fortbildung, Beratung
und Buchfiihrung. Es fordert weiter
MaBnahmen, die der Unterstiitzung
von Kooperationen dienen, so die
Maschinenringe und Betriebshilfs-
dienste. Um die strukturbedingten
Machteile des Kleinwaldbesitzes zu
tiberwinden, schlieBen sich forstwirt-
schaftliche Betriebe mit Hilfe der
Forstbehdrden zusammen. Diese Zu-
sammenschliisse werden durch Zu-
wendungen zu den Investitionen und
Verwaltungskosten gefardert; die
Forstbehdrden unterstiitzen sie bei
der Bewirtschaftung.

Auch die Férderung von einzelbe-
trieblichen Investitionen in der Land-
wirtschaft sichert die Wettbewerbs-
fahigkeit wvon entwicklungsfahigen
Betrieben. Im Rahmen dieser MaB-
nahmen sind 1971/72 in rd. 17 000 Fal-
len Fdrderungsmittel fir Investitio-
nen in Wirtschafts- und Wohngebau-
den, fiir Bodenverbesserungen und
FolgemaBnahmen nach Flurbereini-
gungen sowie fir sonstige Investitio-
nen in Betrieben der Landwirtschaft
und des Gartenbaues gewahrt wor-
den.

Die flurbereinigte Flache umfaBte
1971/72 rd. 70000 ha. In stindig zu-

nehmendem MaBe ist die Agrarord-
nung abhénglg geworden von der
Realisierung der Vorhaben anderer
Planungstrdger, die die Flurbereini-
gung immer starker beeinflussen und
das raumliche und zeitliche Schwer-
gewicht ihrer Tatigkeit bestimmen.
Daher wird die bis 1875 angestrebte
Anhebung der Jahresleistung auf
50 000 ha nicht zu erreichen sein, zu-
mal die Ausstattung der Flurberei-
nigungsbehdrden mit zusatzlichem
Fachpersonal sehr schwierig ist.

Der Wirtschaftswegebau ist 1971/72
mit 5100 km neu angelegten oder
ausgebauten Wegen programmge-
méB vollzogen worden. Bis 1975 ist
der Ausbau weiterer 7000 km Wirt-
schaftswege vorgesehen.

Die Zahl der Arbeitskrafite, die im
Zusammenhang mit dem Ausschei-
den aus der Landwirtschaft neue Er-
werbsmoglichkeiten in nichtlandwirt-
schaftlichen Berufen finden missen,
war im NWP 75 mit j&hrlich etwa
8000 veranschlagt worden. Diese
Zah! wurde durch eine sozialdkono-
mische Betriebserhebung im Jahre
1069/70% bestdtigt, die 1973 erneut
durchgefiihrt wird. Die aus der Land-
wirtschaft freigesetzten Arbeitskréfte
haben dank der sozialen Alternati-
ven, der oéffentlichen Umschulungs-
forderung und der engen Zusammen-
arbeit zwischen der sozialokonomi-
schen Beratung und der Arbeitsver-
waltung Berufe finden k&nnen, die
eine Verbesserung der Einkommens-

und Lebensbedingungen ermégli-
chen.
Die Markistruktur ist durch die

eingeleiteten Strukiurverbesserungs-
maBnahmen giinstig beeinfluBt wor-
den. Eine weitergehende Integration
der Erzeuger in die Vermarktungs-
stufen zeichnet sich in wichtigen
Bereichen ab,

Die Zahl der Erzeugergemeinschaf-
ten wurde im Programmzeitraum von
3 auf 46 gesteigert, besonders in der
Getreideerzeugung (20) und der Ver-
edelungswirtschaft (18). Damit sind
als Erfolge verbunden:

O Verbesserung der Qualitét und
Vereinheitlichung des Angebots,

O Kooperation mit den Marktpart-
nern,

0 SenkungderVermarktungskosten,

O Verbesserung der Marktibersicht
und -information,

O Intensivierung der Beratung.

Die kiinfiige Entwicklung wird mog-
licherweise mehr zur VergréBerung
und Starkung bestehender als zur
Grindung neuer Gemeinschaften
tendieren.

Auf der Grundiage des ,Landesstruk-
turprogramms fiir die Milchwirtschaft
NW*" verringerte sich die Zahl der
Molkereien seit 1971 von 113 auf 87
leistungsfihige und kostengiinstig
arbeitende Betriebe.

3.3 Agrarwirtschaft

Wichtigste MaBnahmen:

Forderung der Landentwicklung, be-
sonders der Flurbereinigung;
Férderung von Investitionen in land-
und forstwirtschaftlichen Betrieben;
Bildung und Férderung weiterer forst-
wirtschaftlicher Zusammenschlisse;

weitere Forderung der Erzeuger-
gemeinschaften zur Verbesserung
der Marktstruktur.

Landesmittel

NWP 75 731 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 585 Mio. DM

3.4 Arbeitsmarkt

Die arbeitsmarktpolitischen MaB-
nahmen der Landesregierung haben
das Ziel, den Arbeitnehmern eine ih-
ren Neigungen und F&higkeiten ent-
sprechende Tatigkeit im Erwerbspro-
zeB zu sichern und berufliche Auf-
stiegschancen zu &ffnen. Sie sollen
den Arbeitsmarkt durchschaubarer
machen, die berufliche Qualifikation
fordern und die Wiedereingliederung
alterer Arbeitnehmer in das Erwerbs-
leben erleichtern. In der ersten Half-
te des Programmzeitraums sind die-
se MaBnahmen eingeleitet und kon-
sequent durchgefiihrt worden.

Die Landesregierung fordert die Er-
forschung der zukiinftigen Berufs-
struktur, Sie hat gezielte Forschungs-
auftrage vergeben, so beispiels-
weise zur Arbeitsmarktentwicklung in
Nordrhein-Westfalen bis 1981 und
zur Frauenerwerbstatigksit. Ferner
hat sie im Juli 1971 das Institut zur
Erforschung sozialer Chancen (Be-
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rufsforschungsinstitut) in Kéin ge-
grindet.

Die notwendigen Forschungsarbei-
ten auf dem Gebiet der regionalen
Arbsitsmarkt- und Berufsforschung
werden  kiinftig erleichtert. Die
amtliche Arbeitsmarkistatistik st
verbessert, eine Vielzahl von arbeits-
markirelevanten Merkmalen der ab-
héngig Beschéaftigten in der Landes-
datenbank gesammelt und bereitge-
stellt worden. Die Landesregierung
erhélt damit differenzierte und ver-
laBlichere Grundlagen fiir arbeits-
marktpolitisch notwendige MaBnah-
men.

Durch Aufklarungsaktionen ist die
Bevolkerung besser {iber Anderun-
gen der Berufsstruktur im Lande, be-
rufliche Fortbildungs- und Umschu-
lungsméglichkeiten und die entspre-
chenden Férderungsbestimmungen
unterrichtet worden. Hervorzuheben
sind die Herausgabe und Verbrei-
tung des Berichts ,Berufliche Wei-
terbildung in Nordrhein-Westfalen“®
sowie der pradikatisierte Farb-Ton-
Film ,Es ist nie zu spat — Umschu-
lung in Nordrhein-Westfalen®. Um die
berufliche Qualifikation der Erwerbs-
tatigen zu fordern, wurde das Ange-
bot an erwachsenengerechten Fori-
bildungs- und Umschulungsplitzen
im Lande wesentlich erhdht. Im Ja-
nuar 1971 konnte das Berufsforde-
rungszentrum Essen, die Modellein-
richtung der beruflichen Weiterhil-
dung fiir das Bundesgebiet, seine Ar-
beit aufnehmen. Es bietet in 16mona-
tigen Lehrg&ngen 462 Erwachsenen
die Mdoglichkeit der Umschulung in
zukunftsorientierte Berufe, verfiigt
zur Zeit bereits (ber 224 Internats-

platze und ist gleichzeitig Test-
zentrum fir die Erprobung fort-
schrittlicher Umschulungsmethoden

und Prifungsverfahren.

In Ergénzung zum Berufsférderungs-
zentrum Essen wurden fiinf regiona-
le Berufsbildungszentren in Bonn,
Euskirchen, K&ln, Unna-Massen und
Gelsenkirchen errichtet. Damit konn-
te erreicht werden, daB den Arbeit-
nehmern in bisher unterversorgten
Gebieten 950 neue Fortbildungs- und
Umschulungsplatze in zumutbarer
Entfernung mit der Mdoglichkeit zur
beruflichen Qualifizierung angeboten
werden. Die Fortbildungs- und Um-
schulungsbereitschaft der Erwerbs-
bevblkerung im Lande wurde seit
1970 durch die Gew&hrung von Sti-
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pendien des Landes geférdert, die
den Teilnehmern an MaBnahmen zur
beruflichen Weiterbildung zusétzlich
zum Unterhaltsgeld der Bundesan-
stalt flr Arbeit gewdhrt werden.
Durch diese Initiative wurde insbe-
sondere fiir den Personenkreis der
Arbeitslosen, der un- und angelern-
ten Arbeitnehmer, der in der Land-
wirtschaft Tatigen sowie der Frau-
en, die in das Erwerbsleben zuriick-
zukehren winschen, ein Anreiz zur
beruflichen Qualifizierung im Er-
wachsenenalter geschaffen.

Eine detaillierte Darstellung der MaB-
nahmen zur Verbesserung der Trans-
parenz am Arbeitsmarkt und zur Fér-
derung der beruflichen Qualifikation
enthalt die Antwort der Landesregie-
rung auf die GroBe Anfrage 9 zur
beruflichen Bildung. ™

Zur Verbesserung der Vermittiungs-
fahigkeit alterer und leistungsgemin-
derter Arbeitnehmer wurden die be-
stehenden Betriecbe der ,Gesell-
schaft zur Verbesserung der Be-
schaftigtenstruktur" in Essen und
Dortmund ausgebaut und ein neuer
Betrieb in Gelsenkirchen gegrindet.
Die Errichtung des Modellzentrums
zur beruflichen Anpassung &lterer
Arbeitnehmer wurde in Abstimmiung
mit dem Bundesminister fiir Arbeit
und Sozialordnung und der Bundes-
anstalt fiir Arbeit in Angriff genom-
men.

3.4 Arbeitsmarkt

Wichtigste MaBnahmen:

Erweiterung des Berufsforderungs-
zentrums Essen und Férderung wei-
terer 5 regionaler Berufsbildungs-
zentren;

Durchfiihrung von Aufklarungsaktio-
nen,

Gewahrung von Stipendien an Fort-
bildungs- und Umschulungsteilneh-
mer;

berufliche Eingliederung alterer Ar-
beitnehmer.

Landesmittel

NWP 75 93,5 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 73,1 Mio. DM




4. BILDUNG
UND FORSCHUNG

Im NWP 75 wurde die Planung flr
ein In sich geschlossenes Gesamt-
bildungssystem vorgelegt, das vom
Elementarbereich Uber die Schulen
und Hochschulen bis hin zur Wei-
terbildung (Erwachsenenbildung)
reicht. Das Gesamtbildungssystem
gliedert sich in den Elementarbe-
reich, die Primarstufe (Grundstufe),
die Sekundarstufe | (Haupistufe), die
Sekundarstufe Il (Kollegstufe) und
die Bereiche Hochschulen und Wei-
terbildung.

In allen Bereichen und auf allen Stu-
fen soll Integration erreicht werden:
die soziale Integration der Schiller
und Studierenden sowie die inhalt-
liche und organisatorische Integra-
tion der Bildungseinrichtungen. Zu
diesem Ziel filhren zwei Wege: die
Erprobung neuer, integrierter Sy-
steme und das langfristige Zusam-
menwachsen bestehender Einrich-
tungen in verschiedenen Formen der
Kooperation.

Beide Wege wurden im Programm-
zeitraum beschritten. Die tatséchliche
Entwicklung im Schulwesen folgte
der Konzeption des NWP 73. Im
Hochschulbereich filhrte die Ent-
wicklung zu Veranderungen der ur-
spriinglichen Planung.

Die Reform des Schulwesens stellt
sicher, daB unser Bildungssystem
den Anforderungen der Zeit gerecht
bleibt.

4.1 Schulen

Im NWP 75 sind die Reformgrund-
satze fiir das Schulwesen festgelegt:
Chancengleichheit, Leistungsfahig-
keit, Differenzierung, Modernisierung
und Demokratisierung. Inre Verwirk-
lichung erfordert eine tiefgreifende
Anderung der Struktur unserer heu-
tigen Schulen. Auch die Organisa-
tionsform muB sich wandeln. Bisher
sind die Schulformen getrennt nach
Grund- und Hauptschule, Realschule,
Gymnasium und Berufsschule. Sie
sollen nun in drei Schulstufen — Pri-
marstufe, Sekundarstufe | und Se-
kundarstufe Il — zusammengefaBt
und langfristig integriert werden.
Mittelfristig soll die weitere Entwick-
lung des Schulwesens die Mdglich-
keiten offenhalten, diese Strukturre-
form in kooperativen und integrier-

ten Zusammenfassungen zu verwirk-
lichen. Ein Mittel dazu sind die vom
Landeskabinett verabschiedeten vor-
laufigen Richtlinien zur Schulentwick-
lungsplanung . Sie sind vorrangig
darauf gerichtet, alle Landesteile
bestmoglich mit Schulen auszu-
statten. Zeitlich gestufte Pléne sollen
Prifungs- und Entscheidungshilfen
fiir die Verwirklichung aller MaBnah-
men geben, die der Weiterentwick-
lung des Schulwesens dienen. Die
Richtlinien sollen Fehlinvestitionen
bei dem notwendigen Ausbau der
Schulen verhindern. Zugleich leiten
sie eine Entwicklung ein mit dem
Ziel, den kiinftigen Schulraumbedarf
durch Zuordnung und Zusammenfas-
sung der bestehenden und der neu
zu errichtenden Schulen zu decken.
Errichtungsgenehmigungen und For-
derungsmaBnahmen fiir neue Schu-
len werden ab Januar 1975 von der
Vorlage eines Schulentwicklungs-
plans abhangig gemacht.

Der Elementarbereich im Vorfeld der
Grundschule umfaBt die vorschuli-
sche Erziehung vom dritten Lebens-
jahr an. In diesem Alter ist die Lern-
fahigkeit der Kinder besonders aus-
gepragt. Milieusperren bei Kindern
aus den gesellschaftlichen Grund-
schichten sollen (berwunden und
tardernde Impulse vermittelt werden.
Im Bereich des Kultusministers wird
im Schulversuch Vorklasse bis 1975
erprobt, ob alle Kinder, die das 5.
Lebensjahr vollendet haben, in den
Vorklassen der Grundschule von So-
zialpadagogen und Lehrern auf das
schulische Lernen vorbereitet wer-
den sollen. Alle 50 geplanten Vor-
klassen mit jeweils 25 Kindern sind
bereits eingerichtet und arbeiten
nach dem auigestellten Bildungs-
plan. Im Bereich des Ministers flr Ar-
beit, Gesundheit und Soziales lauft
im gleichen Zeitraum ein entspre-
chender Versuch mit 50 Modellkin-
dergérten, in denen jeweils 25 Kin-
der betreut werden. 1975 kann so-
mit auf eine fiinfjghrige Erfahrung
zuriickgegriffen werden, wenn Lan-
desregierung und Landtag die Ent-
scheidung zu treffen haben, ob die
Einrichtungen fiir FUnfjéhrige organi-
satorisch mit dem Elementarbereich
oder der Primarstufe zu verknidpfen
sind.

Das NWP 75 sieht bis 1975 den Aus-
bau eines Netzes von Schulkinder-
gérten vor. In ihnen solien alle nicht

schulreifen Kinder, die einer beson-
deren Betreuung bedirfen — etwa
5 bis 8% eines Einschulungsjahr-
gangs —, die Schulreife erreichen
kénnen. Von den geplanten 800
Schulkindergérten sind bisher 718
eingerichtet. In ihnen werden 16792
Kinder betreut. Das im NWP 75 vor-
gesehene Netz von Schulkindergar-
ten ist damit — bei gewissen Ein-
schrankungen fir dinn besiedelte
Ridume — bereits jetzt geschaffen.
Damit sind die Voraussetzungen flr
mehr Chancengleichheit auch flr
Kinder aus sozialen Grundschichien
erheblich verbessert worden.

In der Primarstufe (Grundstufe) ist
die Integration aller Schiler erreicht,
weil die Grundschule bereits gesamt-
schulartigen Charakter hat. Die in-
haliliche Modernisierung des Grund-
schulunterrichts wurde programmge-
maB durchgefuhrt. Vom Schuljahr
1973/74 an werden alle ersten Klas-
sen nach den — in 600 Schulen er-
probten — neuen Lehrpldnen arbei-
ten. Um die r3umlichen Vorausset-
zungen fir die Reform der Grund-
schule zu schaffen, wurde das Mu-
sterraumpraogramm fr Grundschulen
geandert und erginzt. Die wesent-
liche Neuerung besteht in der Aus-
weisung von Mehrzweckraumen fidr
den Fach- und Fdérderunterricht. Fir
die Grundschulen wurde auBerdem
ein Ausstattungsplan erarbeitet, der
stufenweise mit der Reform verwirk-
licht wird.

In der Sekundarstufe | (Hauptstufe)
— sie umfaBt die 5. bis 10. Klasse
aller weiterfiilhrenden Schulen (Haupt-
schule, Realschule, Gymnasium) —
hat das NWP 75 dem Ausbau der
Hauptschule Prioritdit eingeraumt.
Allerdings wird erst dann ein An-
schiuf an die Fachoberschulen und
die Gymnasien erreicht sein, wenn
die Hauptschule die 10. Klasse mit
umfaBt. Das Programm sieht vor, bis
1975 etwa 20% der Schiler eines
Hauptschuljahrgangs die Méglichkeit
zum Besuch der 10. Klasse zu geben.
Bereits jetzt ist dieses Ziel zu drei
Vierteln erreicht: in gegenwartig 649
Klassen haben 15%. der Schiler
eines Hauptschuljahrgangs Gelegen-
heit, eine 10. Klasse der Hauptschule
oder der anschlieBenden Fachober-
schule (Vorklasse) zu besuchen
(vergl. auch Berufsgrundschuljahr).
Die Landesregierung hat auch die
Reformen in der Realschule voran-
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Bildungswege in Nordrhein-Westialen

Gesamthochschulbereich
(Fachhochschule, Hochschule)

Staatl. AbschluBpriifun

S

Fachoberschulreife
HauptschulabschluB

0OS in Teilzeitform, Abendgymnaslum.l(ulleg

ohne Sonderschulen F

Der Hochschulbersich umfaBt die Klassen 11-13  Der Sekundarbereich | Bl  die Grundschule (Klassen
Der Hochschulbereich umfat O des Gymnasiums {Hauptstufe) 1-4), die einjéhrige Vorklasse
die Universitaten, Technischen (O der Fachoberschule Der Sekundarbereich | um- und den einj&hrigen Schul-
Hochschulen, Padagogischen (O der berufsbildenden faBt die Klassen 5-10 kindergarten.
Hochschulen, Musikhoch- Schule QO des Gymnasiums In die Schulkindergérten wer-
schulen, Sporthochschulen, Besondere Einrichtungen der Q) der Realschule und den schulpflichtige Kinder
Fachhochschulen und die Fortbildung an Abend- oder Q der Hauptschule aufgenommen, die die Schul-
Gesamthochschulen. Tagesschulen sind: sowle weitere Formen der reife noch nicht erreicht ha-
- O Abendgymnasien 10. Klasse, ben und deshalb ziir{ick-

Der Sekundarbereich Il ©  Q Institute zur Erlangung gestellt wurden,
(Kollegstufe) der Hochschulreife. Der Primarbereich 88 Vorklassen bereiten Fiini-

Der Sekundarbereich || (Grundstufe) jéhrige auf den Unterricht in

Der Primarbereich umfaBt  der Grundschule vor.
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Organisation der Hauptstufe des Schulwesens

Traditionelle Gliederungen der Hauptstufe
Gymnasium Realschule Valksschule
RealschulabschluB

10 VolksschulabschluB
9 9. Schuljahr
E ,a |ty
= ¢
2
@ 1|
6
5
Jetziger Zustand
Gymnasium Realschule Hauptschule
Fachoberschulreifa Fachoberschulrsife
Fachoberschulreife
ol r asse 10
iE : | HauptschulabschiuB
£ bis % e =
| - iy 1
g ~ Differenz. Unterricht

Zlelvorstellung
Gesamtschule

A  Altsprachliches Gymnasium

N Neusprachliches Gymnasium

N  Mathematisch-naturwissen-
schaftliches Gymnasium

S Sozialwissenschaftliches
Médchengymnasium

M  Musisches Gymnasium

E Erziehungswissenschaft-
liches Gymnasium

F Gymnasium fir Frauenbildung




getrieben. In den oberen Klassen
wurde eine Differenzierung des Un-
terrichts eingefihrt, die die Neigun-
gen der Schiller weitgehend beriick-
sichtigt.

Die Schulen der Sekundarstufe | sol-
len auf lange Sicht integriert wer-
den, um Jeden Schiiler entsprechend
seinen MNeigungen und F&higkeiten
optimal férdern zu kénnen und ihm
die Chance fiir eine weiterfiihrende
Bildung offenzuhalten.

Als Modellversuche fiir diese Zusam-
menfassung sieht das NWP 75 bis zu
30 Gesamischulen vor. Davon sind
bisher 16 mit insgesamt rd. 16500
Schiilern errichtet. Die restlichen 14
Versuche befinden sich noch im Sta-
dium der Planung. Sie werden nach
den bisherigen Erfahrungen und Er-
gebnissen eingerichtet. Es ist nicht
abzusehen, ob bis zum Ende des
Programmzeitraums alle geplanten
Gesamtischulversuche zu verwirkli-
chen sind. Im Vordergrund stehen
die sorgfaltige Planung, Durchfiih-
rung und wissenschaftliche Beglei-
tung des Schulversuchs.

Die Einrichtung kooperativer Schu-
len, die zu integrierfen Gesamtschu-
len fortentwickelt werden kdnnen,
wird planerisch vorbereitet. Damit
hat die Landesregierung neben dem
Gesamtschulversuch einen weiteren
Schritt auf dem Wege zur Integra-
tion der Schulformen in der Sekun-
darstufe | eingelsitet.

Die vom Schuljahr 1973/74 an gel-
tenden Stundentafeln fir Gymna-
sien, Realschulen und Haupischulen
legen anndhernd gleiche Unter-
richtszeiten fiir die Lernbereiche und
Féacher der einzelnen Schulformen
fast. Im Zusammenhang mit der Ent-
iypisierung des Gymnasiums er-
leichtern sie den Wechsel der Schil-
ler zwischen den Gymnasien und die
Ubergange zwischen den Schulfor-
men. Fiir eine geplante — von der
Schulform unabhéngige — Orientie-
irungsstufe der Klassen 5 und 6
liegen Richtlinien und Lehrplane!?
vor.

Die Landesregierung hat die neuen
Richtlinien und Lehrpldne fiir die
Sonderschule fiir Lernbehinderte
und die Sonderschule fiir geistig Be-
hinderte ', wie im Programm vorge-
sehen, vorgelegt. Moch in diesem
Jahr wird das verbesserte Verfahren
zur Ermittlung der Sonderschulbe-
diirftigkeit singefiihrt. Bereits 12,5 %
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aller Sonderschulen sind Ganztags-
schulen; vor allem bei den Schu-
len flir Koérperbehinderte und gei-
stig Behinderte ist die Ganztags-
schule die Regsl.

Von den im Programm vorgesehe-
nen Ulbrigen 100 Ganztagsschulen
der Sekundarstufe | haben bereits
67 die endgiltige oder vorldufige
Genehmigung =zur Einrichtung er-
halten (18 Gymnasien, 13 Realschu-
len, 16 Hauptschulen und 20 Grund-
schulen).

Die Landesregierung strebt eine um-
fassende  Verwaltungsreform im
staatlichen und kommunzalen Be-
reich an. Dazu gehdrt auch die
Uberfiihrung der staatlichen Schulen
in die Tragerschaft der Gemeinden.
Die Landesregierung hat dem Land-
tag einen Gesetzentwuri'* vorgelegt,
mit dem die Schultragerschaft ein-
heitlich geregelt wird. Nachdem auch
die kommunalen héheren Fachschu-
len in die Fachhochschulen {berflhrt
worden sind, liegt die Tragerschaft
fiur die Hochschulen insgesamt beim
Land.

Auch der Schulbau muB der zukinf-
tigen strukturellen Entwicklung des
Schulwesens folgen. Mit den ,Vor-
laufigen Richtlinien flr die Errich-
tung von Schulzentren und fiir die
Aufstellung des Raumprogrammes*” '*
ist gewéhrleistet, daB Schulanlagen
kiinftig nur noch dann mit staatli-
cher Férderung gebaut werden, wenn
wenigstens die Mdglichkeit besteht,
sie zu einer Gesamtanlage fir eine
oder mehrere Schulstufen auszubau-
en. Mit den Richtlinien iber die
Schulentwicklungsplanung? hat die
Landesregierung Anfang dieses Jah-
res das Planungsinstrumentarium fiir
die Schulstufenplanungen der Ge-
meinden verbessert.

In der Sekundarstufe Il wurde die
von der Konferenz der Kultusmini-
ster empfohlene Reform der Gymna-
sialoberstufe nach einer Versuchs-
phase durch ErlaB des Kultusmini-
sters !¢ fiir alle Gymnasien des Lan-
des eingefiihrt. Spétestens mit dem
Schuljahr 1974/75 miissen alle Klas-
sen 11 der Gymnasien so strukiu-
riert sein, daB sie die Aufgaben einer
Eingangsstufe fiir die neu gestaltets
Oberstufe erflillen kénnen. Die Re-
form der Oberstufe

O enttypisiert das Gymnasium ab
Klasse 11,

Q fithrt zur Gleichgewichtigkeit al-
ler Gymnasialfacher,

O fiihrt ein Kurssystem von Grund-
und Leistungskursen ein und 1&st
damit die Klassenverbéande ab,

O bringt eine Leistungsbeurteilung
durch sin Punktsystem.

Die Schiiler werden dadurch besser
auf Beruf und Studium vorbereitet.

AuBerdem wurde in der Sekundar-
stufe |l die Fachoberschule singe-
richtet. Sie vermittelt Haupi-, Real-
und Gymnasialschiilern mit Fach-
oberschulreife in zwel Jahren die
Fachhochschulreife und verwirklicht
damit Chancengleichheit in der schu-
lischen Praxis. Die Fachoberschule
hat schon jetzt mit fast 29 000 Schii-
lern in den Klassen 11 und 12 den
geplanten Ausbaustand flir 1975 —
25 000 Schiler — Ubertroffen. )

Langfristig sollen alle Klassenstufen
und Schulformen der Sekundarstufe
Il — der gymnasialen Oberstufe und
der beruflichen Schulen — in der
Kollegschule stufenweise zusam-
mengefihrt werden. Die Einrichtung
der Kollegschule dient dem Ziel, die

Trennung zwischen allgemeiner
und beruflicher Bildung in den bis-
herigen Schulformen aufzuheben.

Diese Trennung wird den Anforde-
rungen einer modernen Industriege-
sellschaft nicht mehr gerecht. Von
den 30 im Programmzeitraum ge-
planten Schulversuchen ,Kolleg-
schule” befinden sich fiinf Projekte
im genehmigungspflichtigen Pla-
nungsverfahren. Diese Versuche sind
durch die Erarbeitung eines detail-
lierten p&dagogischen Rahmens und
durch eine ausfilhrliche Planungs-
konzeption grilndlich vorbereitet
worden'’. Sie stellen den Kern der
Bemilhungen um eine Reform der
Sekundarstufe Il dar.

Die Reform der beruflichen Bildung
hat seit der Verabschiedung des
NWP 75 noch an Bedeutung und po-
litischem Gewicht gewonnen. Die
Landesregierung hat in der Antwort
auf die GroBe Anfrage 9 zur Situa-
tion, Weiterentwickiung und Reform
der beruflichen Bildung?® ihre lang-
fristigen Ziele dargestellt. Sie be-
trachtet die berufliche Bildung im dua-
len System als offentliche Aufgabe
und will langfristig die Gleichwertig-
keit von beruflicher und allgemeiner
Bildung dadurch herstellen, daB sie
die schulisch-beruflichen und gym-
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Organisation der Kollegstule des Schulwesens

Traditionelle Gliederungen der Oberstufen

Gymnasium

Allgem. Hochschulrelfe

Berufsbild. Schulen
Fachg. Hochschulraife

Fachschulreife

e m & B N

Gewerblich-technische
Berufsaufbauschule
Kaufménnische
Berufsaufbauschule
Landwitschaftliche
Berufsaufbauschule
Sozialpflegerische
Berufsaufbaugchule
Berufsaufbauschule
in Abendform
Gymnasialer Zweig
der hbharen Handels-
schule

Jetziger Zustand
Gymnasium
Allgem. Hochschulreife

Fachoberschule
Fachg. Hochschulreife

Fachhochschulreife

Altsprachliches
Gymnasium
Neusprachliches

N
Gymnasium

Mathematisch-
Naturwissenschaftliches
Gymnasium
Sozialwissenschaft-
liches Madchen-
gymnasium
Wirtschafts-
wissenschaftliches
Gymnasium
Musisches Gymnasium
Erziehungs-
wissenschaftliches
Gymnasium
Gymnasium fiir
Frauenbildung
Aufbaugymnasium
Aufbaugymnasium

fiir Realschulen
Wirtschafts- und
Sozialwissenschaft-
liches F-Gymnasium
Naturwissenschaft-
liches F-Gymnasium
Padagogisch-
Musisches Gymnasium

Schuljahr

Zielvorstellung

Hochschulreife

o
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Kollegstufe

— Beruf

Fachhochschulreife — Beruf

Sprachlich
Erziehungswissen-
schatftlich
Mathematisch-
naturwissenschaftlich
Hauswirtschafts-
wissenschaftlich
Sozlalwissenschaftlich
Technisch
Wirtschafts-
wissenschaftlich
Individualwissan-
schaftlich

sPanoTn

Technik
Wirtschaft
Sozialpadagogik
Gestaltung
Erndhrungs- und
Hauswirtschaft
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Lehrer an Grund- und Hauptschulen

80 000

75 000

Beseizie
Stellen

Hauptamtliche

70000

Lehrer

65 000

60 000

55 000

50 000

{ Stellensoll

45000

40 000

1966 K 67K 67 68 68 70 71 72 73 74 75

1980

nasialen Bildungsgange in der Kol-
legschule zusammenfaBt. Dis Ant-
wort enthédlt weiterhin einen mittelfri-
stigen MaBnahmekatalog, der iiber
die Konkretisierung im NWP 75 hin-
ausgeht.

Vorgesehen sind aufeinander abge-
stimmte ReformmaBnahmen in Schu-
le und Befrieb mit dem Ziel, diese
Bereiche enger miteinander zu ver-
zahnen. Ein wesentlicher Stellenwert
kommt dabeli der Neubestimmung
des Verhélinisses von Theorie und
Praxis zu. Bei den der Schule zu-
geordneten MaBnahmen stehen dis
Einfiihrung des Blockunterrichts und
die Einrichtung von Modellwerkstat-
ten im Vordergrund. Der Blockunter-
richt wird schon jetzt an 79 Schulen
erprobt. Einen weiteren Schwer-
punkt der Reform bildet die Erwei-
terung des Angebots an {berbe-
trieblichen Lehrwerkstétten.

Im AnschiuB an die Hauptschule soll
das Berufsgrundschuljahr eine brei-
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te berufliche Grundbildung vermit-
teln. Von den im Programm vorge-
sehenen rd. 880 Klassen fiir etwa
10% der in Betracht kommenden
Schiller sind bisher 115 eingerichtet.
Die Einrichtung weiterer Berufs-
grundschulklassen verzdgert sich,
weil die Landesregierung es fiir vor-
dringlicher halt, den Unterricht in der
Teilzeit-Berufsschule auf die vorge-
sehene Wochenstundenzahl zu erho-
hen.

Die Berufsbildung im dualen System
kann angesichts der verfassungsma-
Bigen Aufgabenverteilung zwischen
Bund und Léndern nur in enger Zu-
sammenarbeit mit der Bundesregie-
rung grundlegend neu geordnet wer-
den., Auch die Bundesregierung hat
in der Regierungserkldarung die Re-
form der Berufsausbildung zu einem
Schwerpunkt ihrer Politik erkléri. Die
Landesregierung hat zu der Movel-
lierung des Berufsbildungsgesetzes
aus dem Jahre 1969 in der Antwort

auf die GroBe Anfrage 9 zur Situa-
tion, Weiterentwicklung und Reform
der beruflichen Bildung?®® konkre-
te Vorstellungen entwickelt, die sie
— falls notwendig — durch eine Ge-
setzesinitiative im Bundesrat weiter
verfolgen wird.

Im gesamten Schulsystem soll die
Beratung der Schiiler (Bildungsbe-
ratung) verbessert werden. 24 Stel-
len fiir Schullaufbahnberater sind be-
reits eingerichtet worden.

In Zusammenhang mit den Reformen
im gesamten Bildungswesen stehen
auch dise MaBnahmen zur Entlastung
von Ausbildungskosten. Sie umfas-
sen Schulgeldfreiheit, Lernmittelfrai-
heit, Bersitstellung von Schulbussen
und Erstattung von Schiilerfahrtko-
sten sowie individuelle Ausbildungs-
férderung.

In der ersten Halfte der 7. Legisla-
turperiode galt das Lernmittelfrei-
heitsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20. 4. 19708,




IVERSITATS-

Lehrer an allgemeinbildenden Schulen
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Der einzelne Schiiler erhielt Gut-
scheine fiir seine Biicher,

Das System der Lernmittelfreiheit
soll jetzt flexibler gestaltet werden.
Neben der Ubereignung wird bei da-
flir geeigneten Biichern auch die
Ausleihe zugelassen. Der Begriff des
JLernmittels” wird erweitert und die
Sammelbestellung erlaubt.

Das neue Lernmittelfreiheitsgesetz'?
soll am 1. 1. 1974 in Kraft treten.
MNeue Techniken der Wissensvermitt-
lung sind an den Schulen des Lan-
des bereits Teil der taglichen Un-
terrichtsgestaltung. Bereits 140000
Schiiler nehmen an 1400 Schulen am
Grofversuch mit dem Einsatz von
Lernprogrammen und Sprachanlagen
teil. In geringerem Umfang wird ab
1972 an Tischcomputern elektroni-

sche Datenverarbeitung als Unter-
richtsgegenstand gelehrt. Eine groBe
Zahl von Fernsehgerdten und Aui-
zeichnungsgerdten wurde  ange-
schafft. Fiir rd. 90000 Schiiler steht
Material filir Fernsehprogramme im
Medienverbund zur Verfigung. Fir
die pédagogisch-didaktische For-
schung hat die Landesregierung in
Paderborn das Forschungs- und Ent-
wicklungszentrum flr objektivierte
Lehr- und Lernverfahren GmbH er-
richtet; dessen Institute fir Bil-
dungsinformatik, kybernetische Pad-
agogik und Unterrichtswissenschaf-
ten hatten bereits 1972 die Arbeit
aufgenommen. Der Bundesminister
fir Bildung und Wissenschaft hat
dem Forschungszentrum die Trager-
schaft des Projektes fiir Datenver-

arbeitung im Bildungswesen (iber-
tragen.

4.2 Lehrer

Die Strukiur unseres Schulwesens
kann nur bei gleichzeitiger Umstel-
lung der Lehrerbildung neu geord-
net werden. Diese darf nicht langer
an den Lehrédmtern der einzelnen
Schulformen ausgerichtet sein, son-
dern muB sich an den Schulstufen
orientieren. Ein Gesetzentwurf, der
die rechtlichen, organisatorischen
und inhaltlichen Voraussetzungen fir
das Konzept des ,Stufenlehrers” re-
gelt, wird voraussichtlich im laufen-
den Jahr dem Landtag zur Entschei-
dung vorgelegt.

Der Lehrerbedarf st weiter gestie-
gen. Die Zahl der Schiiler in den
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Lehrer an berufsbildenden Schulen
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Dar starke Anstleg an hauptamtlichen Leh-
rarn aller Schularten Im Jahr 1972 beruht auf
ainer Ver@nderung der Berechnungsgrundlage:

Grundschulen und in den weiterfilh-
renden Schulen hat sich erhdht. Die
Werte der Schiiler-Lehrer-Relationen
wurden gesenkt und strukturelle Ver-
besserungen in den Schulen, wie z.B.
MaBnahmen zur Differenzierung des
Unterrichts, eingefihrt. Auch die
Schulversuche haben eine — wenn
auch nur geringfigige — Erhdhung
des Lehrerbedarfs zur Folge.

Trotzdem ist es der Landesregierung
gelungen, die KlassengroBen in ge-
wissem Umfang zu senken. Bisher
bildeten Klassen die Berechnungs-
grundlage fiir den Lehrerbedarf. Des-
halb konnte in attraktiven Gebie-
ten, die ohnehin verhéltnismaBig gut
mit Lehrern versorgt waren, ein gro-

Wiahrend wvor 1972 [m wesentlichen nur die
vollzeitbeschaftigten Lehrar berdcksichtigt wir-
den, sind ab 1972 auch die Lehrer einbezogen,

Berer Lehrerbedarf nachgewiesen
werden, weil bei der Bildung klei-
nerer Klassen zu groBzigig verfah-
ren wurde. Dadurch wurden diejeni-
gen Gebiete, die besonders schlecht
mit Lehrern versorgt waren, noch
weiter benachteiligt. Die unterschied-
liche Versorgung wird jetzt vermie-
den, weil der Lehrerbedarf nach der
Verhéltniszahl von Schillern je Leh-
rer an den einzelnen Schulen (Schu-
ler-Lehrer-Relation) berechnet wird.
Die Zahl der Schiler aber ist — an-
ders als die Zahl der Klassen —
durch organisatorische MaBnahmen
— wie zu groBzligige Klassenbildun-
gen — nicht zu beeinflussen. Gleich-
zeitig wurde ein neues Verfahren fir

die 50 v.H. und mehr der normalen Pflicht-
stundenzahl unterrichten,

die Zuweisung von Junglehrern ein-
gefihrt.

In den néchsten Jahren wird eine
weitere Entspannung des Lehrer-
mangels erreicht werden. Wahrend
die Zahl der Hochschulabsolventen
fir den Lehrerberuf steigt, sinkt
gleichzeitig die Schiilerzahl in der
Grundschule durch die Einschulung
der geburtenschwachen Jahrgénge.
In der Sekundarstufe Il wird sich die-
sa Entwicklung langsamervollziehen.
Die Landesregierung wird bis dahin
— _insbesondere durch Sonderaus-
bildungsprogramme fiir Berufs- und
Sonderschullehrer — alle Maéglich-
keiten wahrnehmen, um diese Eng-
passe abzubauen.
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4.1 bis 4.3 Zusammenfassung der
wichtigsten ProgrammaBnahmen im
Schulbereich

1. Die vorgesehenen MaBnahmen in
der Primarstufe (Grundstufe) wur-
den durch die Reform der Grund-
schule, die Anderung der Schiiler-
Lehrer-Relation, die Einrichtung
des Vorklassenversuchs und den
Ausbau der Schulkindergérten ver-
wirklicht.

2. Der Ausbau der Sekundarstufe |
(Hauptstufe) ist durch die struk-
turellen Verbesserungen insbeson-
dere bei der Hauptschule, durch
die Angleichung der Stundentafeln
und der Richtlinien und Lehrpléne
sowie durch die Verbesserung der
Schulbauprogramme relativ weit
vorangeschritten. Die angestrebte
Senkung der Klassenfrequenzen
konnte wegen des noch bestehen-
den Lehrermangels nur in begrenz-
tem Umitang erreicht werden.

3. Der Gesamtschulversuch begann
1869. Sein weiterer Ausbau erfolgt
schrittweise.

4. Die Kollegschulversuche sind an-
gelaufen.

5.Bei der Reform der beruflichen

Bildung wird die engere Verzah-
nung der MaBnahmen im schuli-
schen und betrieblichen Bereich
im Vordergrund stehen. Sie setzt
schwerpunktartig bei der bisher
didaktisch und schulorganisato-
risch isolierten Berufsschule an.
Vom Schuljahr 1975/76 an soll der
Blockunterricht generell eingefiinrt
werden.
Der im Mai 1973 fertiggestellte Be-
richt der ,Kommission zur Neuord-
nung des beruflichen Schulwe-
sens” enthalt eine konkrete Leit-
linie fir die kurz- und mittelfristi-
gen Reformen, die in Einklang mit
den langfristigen Zielen der Kol-
legschule stehen.

Landesmittel

Die Hohe der Gesamtaufwendungen

des Landes fiir das Schulwesen sind

durch folgende Zahlen nach dem

Stand der Finanzplanung 1973 ver-

deutlicht;

Personalkosten fiir Lehrer

im Programmzeitraum 23 020 Mio. DM

Landeszuschiisse zum Schulbau

im Programmzeitraum 3981 Mio. DM
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4.5 Hochschulreform

Das NWP 75 nennt als Voraussetzun-
gen flr eine umfassende Hochschul-
reform den Ausbau der Hochschulen
und die Strukturreform. Die struktu-
relle Hochschulreform soll das Stu-
dium sinnvell an gegenwartigen
und zukinftigen Berufsanforderungen
ausrichten, die Studiengdnge dem
Stand der wissenschaftlichen Ent-
wicklung angleichen und die Studien-
zeiten verkiirzen. Zugleich soll sie
die friihere Hochschulstruktur zu Ge-
samthochschulen entwickeln.

Die fiir die Ausbauplanung der Hoch-
schulen angenommene Studenten-
zahl ist knapp ein Jahr nach Pro-
grammbeginn in der Antwort auf die
GroBe Anfrage 3 zur Hochschulpla-
nung? fiir 1975 um 27 000 erhoht
worden. Angesichts der gegenwérti-
gen Entwickiung stehen diese Zah-
len vor einer erneuten Korrektur.,

Die Probleme des Hochschulzugan-
ges, insbesondere die Neubestim-
mung der Studienberechtigung, kén-
nen nur bundesweit geldst werden,
Entsprechend dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zum Nume-
rus clausus haben die Lénder in
einem Staatsvertrag? beschlossen,
die Studienplatze nach einheitlichen
Kriterien zu vergeben. Dieser Ver-
trag ermdglicht zwar eine bessere
Ausnutzung der vorhandenen Kapa-
zitaten und gewéhrleistet unter den
gegenwdrtigen Bedingungen eine
groBiere Gerechtigkeit bei der Ver-
teilung der wvorhandenen Studien-
plétze. Er kann jedoch nur als eine
Ubergangsregelung angesehen wer-
den. Die Bewaltigung des Numerus
clausus steht in engem Zusammen-
hang mit der Neubestimmung der
Studienberechtigung und der Durch-
setzung der Studienrsform. Diese
Reform sgll unter anderem das An-
gebot an Abschlissen erhdhen, mit
denen sich die Absolventen frihzei-
tig fir einen Beruf gualifizieren kén-
nen. Der Anteil der Kurzstudiengange
wiirde damit steigen. Zugleich miis-
sen die Studienzeiten und die Ver-
weildauer im Hochschulbereich ge-
nerell verkiirzt werden.

Diese MaBnahmen miissen in ihren
wesentlichen Teilen mit den ande-
ren Bundesldndern abgestimmt wer-
den.

Die Planungen auf Landesebene zur
Reform der Studiengédnge sind in der
Vorphase durch die im Zwischenbe-

richt des Beirats flir die Studienre-
form zusammengefaBten Empfehlun-
gen gefordert worden. An den finf
neuen Gesamthochschulen haben
die Grindungssenate im Juni 1973
flir acht Facher neue Studien- und
Prufungsordnungen  verabschiedet.
Damit konnen ab Wintersemester
1873/74 2300 Studenten ihr Stu-
dium in neuen integrierten Studien-
gangen aufnehmen. Zur Fdrderung
der hochschuliibergreifenden Stu-
dienreform wird der Minister fiir Wis-
senschaft und Forschung ab Som-
mersemester 1973 die Hochschulen
aufiordern, Besetzungsvorschlage zur
Bildung von Studienreformkommis-
sionen vorzulegen. Auf der Grund-
lage der §§ 2 bis 4 des Gesamthoch-
schulentwicklungsgesetzes?* sollen
sie folgende Bereiche umfassen:
1. Mathematik
2. Naturwissenschaften
3. Wirtschafts- und Sozialwissenschaf-
ten
4, Ingenieurwissenschaften
5. Sprach- und Literaturwissenschaf-
ten.
Studienreformkommissionen waren
auf Landesebene bisher noch nicht
gebildet worden, weil Aussicht auf
eine baldige bundeseinheitliche Re-
gelung durch das Hochschulrahmen-
gesetz des Bundes?? bestand. Ein
Vorgriff des Landes sollte die not-
wendige Einheitlichkeit des Hoch-
schulwesens in der Bundesrepublik
nicht gefahrden. Der Minister fiir Wis-
senschaft und Forschung hat in der
Kultusministerkonferenz die Bemi-
hungen um ein einheitliches Vorge-
hen der Lander bei der Reform von
Studium und Prifungen nochmals
nachdriicklich unterstitzt, um die
Einheitlichkeit und Freizigigkeit im
Hochschulbereich zu wahren.
Als Grundlage fiir die hochschulin-
terne Studienreform werden an der
Gesamthochschule Essen und in den
Gesamthochschulbereichen Aachen,
Bielefeld, Dortmund, Kéln und Miin-
ster hochschuldidaktische Zentren
eingerichtet.
Die Vorbereitungen filr zentrale Ein-
richtungen, die das Fernsiudium Im
Medienverbund ermdglichen, sind
noch nicht abgeschlossen. Diese
MaBnahmen sollen die Hochschulen
entlasten. Die Ministerprésidenten-
konferenz hat die Entwiirfe eines
Staatsvertrages und eines Verwal-
tungsabkommens beraten. Diese Ent-
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Hochschulart

Wintersemester 1966/67 — 1972/73
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Die Zahlen 1lr das WS 1972(73 enthalten auch die 21 520
Studenten, die in den am 1. 8. 1972 gegrlindeten Gesamt-
hochschulen studieren,




wiirfe werden gegenwértig mit den
Hochschulen und mit dem Bund ab-
gestimmt.
Bis Anfang 1974 wird ein Modellver-
such zur Studienberatung eingelei-
tet, Er soll die Grundlage fiir die Er-
richtung zentraler Studienberatungs-
stellen in allen Gesamthochschulbe-
reichen bilden.
Der Bundesrat hat einen Gesetzent-
- wurf zur Neuordnung des Beamten-
und Besoldungsrechts im Hochschul-
bereich® beim Bundestag einge-
bracht. Er beruht auf einem entspre-
chenden Gesetzentwurf, den MNord-
rhein-Westfalen im Auftrag aller Lan-
der dem Bundesrat vorgelegt hat. Er
enthalt die notwendigen rahmen-
rechtlichen Bestimmungen zur Neu-
ordnung der Lehrkérperstrukiur in
den Hochschulen.

4.5 Hochschulreform
Wichtigste MaBnahmen:
1.Einsetzung von Studienreform-
kommissionen;
2. Errichtung von Hochschuldidakti-
schen Zentren.
Landesmiftel
zu 1. NWP 75
Programmergebnis
nach dem Stand der
Finanzplanung 1973
zu 2. NWP 75
Programmergebnis
nach dem Stand der
Finanzplanung 1973

1,8 Mio. DM

2.3 Mio. DM
50,0 Mio. DM

43,8 Mio. DM

4.6 Hochschulausbau

Wahrend das NWP 75 noch von
167 000 Studenten im Jahre 1975 und
219 000 Studenten im Jahre 1980 aus-
ging, ergab die in der Antwort auf
die GroBe Anfrage 3 zur Hochschul-
planung?® vorgelegte Prognose als
untere Grenze flir 1975 bereits
194000 und fir 1980 232000 Studen-
ten. Mit einer Uberschreitung dieser
Zahlen ist zu rechnen, da im Win-
tersemester 1972/73 bereits 186 915
Studenten an den Hochschulen des
Landes (einschlieBlich der nicht-
staatlichen Hochschulen) studierten.
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Bei der Aufstellung des NWP 75 war
diese Entwicklung nicht vorherseh-
bar. Die Zahl der Studierenden im
Fachhochschulbereich ist unverhalt-
nism&Big gestiegen, weil bei der Er-
richtung der Fachhochschulen durch
Ubergangsregelungen den Anféngern
mit der alten Fachschulreife die Stu-
dienberechtigung zuerkannt wurde.
Die Verweildauer ist l&dnger gewor-
den. AuBerdem studieren viels nach
ersten Abschliissen weiter oder neh-
men ein Zweitstudium auf. SchlieB-
lich nimmt die Zahl der Abiturienten
rasch zu, wahrend der Anteil der
Abiturienten aus Nordrhein-Westfa-
len, die In anderen Bundeslandern
studieren, abnimmt.

Die Landesregierung hat — unter teil-
weiser Anderung des NWP 75 —
durch das Gesamthochschulentwick-
lungsgesetz?* tiinf neue Hochschu-
len als integrierte Gesamthochschu-
len in Duisburg, Essen, Paderborn,
Siegen und Wuppertal errichtet und
die am Ort befindlichen Hoch-
schuleinrichtungen einbezogen. Die
Standortwahl beriicksichtigt die re-
gionale Nachfrage nach Studienplat-
zen und schafft damit mehr raum-
liche Chancengleichheit fiir die Auf-
nahme eines Studiums. Sie wirkt
auch der im NWP 75 noch hinge-
nommenen Tendenz entgegen, die
Studienplatze an den traditionellen
Hochschulzentren zu konzentrieren.
Die Landesregierung hat mit dieser
MaBnahme zur Erweiterung der
Hochschulkapazitat zugleich die Ent-
scheidung fiir eine Strukiurreform
der Hochschulen getroffen, die in die-
sem Umfang im NWP 75 noch nicht
vorgesehen war und bisher von kei-
nem anderen Bundesland mit voll-
zogen worden ist. Bei den im NWP
75 geplanten Universitdtsgriindun-
gen war urspriinglich ein zeitlich ab-
gestufter ProzeB in der Entwicklung
von der kooperativen zur integrier-
ten Gesamthochschule vorgesehen.
Fiir die finf neuen Gesamthoch-
schulen wurde dieser gestufte Ent-
wicklungsprozeB durch die Schaf-
fung wvon inhaltlichen und baulich-
organisatorischen Voraussetzungen
fir die Integration der verschiede-
nen Hochschuleinrichtungen — Fach-
hochschule, Padagogische Hoch-
schule, Universitdt — zeitlich ge-
strafft. Insgesamt sollen an diesen
neuen Gesamthochschulen bis 1974
34 600 Studenten studieren kdnnen.

Eine (lberproportionale Steigerung
der Studienmdglichkeiten ist flir den
natur- und ingenieurwissenschaftli-
chen Bereich vorgesehen.

Durch das Gesamthochschulentwick-
lungsgesetz® wurden zugleich die
bestehenden Hochschuleinrichtungen
an den bisherigen Universitatsstand-
aorten Aachen, Bielefeld, Bochum,
Bonn, Dortmund, Diisseldorf, Kéln
und Minster zum 1. 8. 1972 zu
Gesamthochschulbereichen zusam-
mengefaBt. Damit wird die spaters
Integration zu weiteren Gesamt-
hochschulen vorbereitet.

Durch das Fachhochschulerrichtungs-
gesetz s sind zum 1. 8. 1971 15 (statt
der vorgesehenen 13) Fachhochschu-
len — in Aachen, Bielefeld, Bochum,
Dortmund, Disseldorf, Duisburg, Es-
sen, Hagen, Kéln, Krefeld, Lemgo,
Miinster, Paderborn, Siegen und
Wuppertal — programmgemaB ge-
griindet worden. Sie haben zum Win-
tersemester 1971/72 ihre Arbeit auf-
genommen, aber bereits mit mehr
Studenten, als es das NWP 75 fiir das
Jahr 1975 vorsah. Trotzdem konnte
allen Studienplatzanforderungen ent-
sprochen werden, ausgenommen in
den Fachbereichen Sozialwesen und
in der Fachrichtung Wirtschaft.

Die Fachhochschulen in Duisburg,
Essen, Paderborn, Siegen und Wup-
pertal sind in die dortigen Gesamt-
hochschulen eingegliedert warden.
Das Land unternimmt auBerordent-
liche finanzielle Anstrengungen beim
Hochschulbau und rationalisiert die
BaumaBnahmen durch Verwendung
industriell gefertigter und typisierter
Bauelemente. Mit rd. 454000 gm
Hauptnutzflache, die seit Programm-
beginn fir Lehre und Forschung fer-
tiggestellt wurden, sind fiir rd. 41 600
Studenten die baulichen Vorausset-
zungen zur Aufnahme eines Studiums
geschaffen worden. Bis 1975 wer-
den voraussichtlich weitere 529 800
gm Hauptnutzfliche fiir weitere
46 B00 Studienpldtze hinzukommen.
Dariiber hinaus wurden die Studien-
bedingungen durch umfangreiche
Instandsetzungen vorhandener Ein-
richtungen und durch Infrastruktur-
maBnahmen (Mensen, Bibliotheken,
Vterkehrs- und Versorgungseinrich-
tungen) verbessert.

Die gesamten Investitionen fiir den
Hochschulbau, die das NWP 75 fir
den Programmzeitraum auf [&hrlich
584 Mio. DM im Durchschnitt bezif-
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ferte, werden sich erhéhen. Nach
den Anmeldungen des Landes zum
3. Rahmenplan gem&B dem Hoch-
schulbauférderungsgesetz ergibt sich
tilr die Jahre 1973 bis 1977 sin Jah-
resbedarf von durchschnittlich 1,23
Mrd. DM. Mit diesem wesentlich er-
héhten Aufwand wird den steigen-
den Studentenzahlen Rechnung ge-
tragen.

Nach dem NWP 75 sollen im Pro-
grammzeitraum 28000 Siudenten-
wohnhelmplétze geschaffen werden.
Davon werden 18000 durch freie
Trager, insbesondere die Studenten-
werke, errichtet und auf konventio-
nelle Weise geférdert. Weitere 10 000
baut die Hochschulbau- und Finan-
zierungsgesellschaft — HFG — auf
Grund eines Sonderprogrammes.

Von den in konventioneller Weise
durch freie Trager zu fordernden
18 000 Platzen

a) wurden fertiggestelit bis zum
31.12. 1972 2022 Platze
b) befanden sich im Bau am
31.12. 1972 3 796 Platze
¢) befinden sich in der Planung
12 182 Platze.
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Von den im Rahmen des Sonderpro-
gramms durch die HFG zu fordern-
den 10 000 Platzen
a) wurden fertiggestellt bis zum

31.12. 1972 1042 Platze
b) befanden sich im Bau am

31. 12,1972 4 065 Platze
¢) befinden sich in der Planung

bzw. Planungsvorbereitung

4 893 Platze.

Eine gewisse Verzdgerung bei der
Errichtung der Studentenwohnheim-
platze durch freie Trager hat sich
durch den Konkurs des Studenten-
werks der Fachschulen und Héhe-
ren Fachschulen des Landes, das st-
wa 9000 Wohnheimplatze schaffen
sollte, ergeben. Seine Aufgaben sol-
len jetzt von der Nachfolgeorganisa-
tion und einzelnen Studentenwerken
der Hochschulen (bernommen wer-
den.

Die Finanzierung des Sonderpro-
gramms der Hochschulbau- und Fi-
nanzierungsgesellschaft fiir 10000
Platze ist inzwischen gesichert, nach-
dem der Bund seine finanzielle Be-
teiligung zugesagt hat.

4.6 Hochschulausbau

Wichtigste MaBnahmen:

1. Errichtung ven 5§ Gesamthochschu-
len in Duisburg, Essen, Paderborn,
Siegen und Wuppertal;

2. Verstarkter Ausbau aller Hoch-
schulen.

Landesmittel

zu 1. und 2. (Bau und Ersteinrichtung

— ohne Grunderwerb —)

NWP 75 2 920 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 3 541 Mio. DM

4.7 Erwachsenenbildung

Langfristiges Ziel ist die Integration
der Erwachsenenbildung in das
Gesamtbildungssystem. Dazu hat ei-
ne vom Kultusminister berufene
Kommission inzwischen eine Kon-
zeption vorgelegt. Eine Bestandsauf-
nahme der auf der Ebene der Kreise
und kreisfreien Stadte bestehenden
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Einrichtungen und ihrer Arbeit wird
voraussichtlich im AnschluB an die
Antwort auf die GroBe Anfrage 15
zur Situation der Weiterbildung in
Nordrhein-Westtalen 2 vorgenommen.
Bisher liegen Gesamtvorlesungsver-
zeichnisse zum Angebot der Erwach-
senenbildung in zahlreichen Kreisen
und kreisfreien Stadten vor. Eine Ko-
ordinierung von Veranstaltungen
verschiedener Trager in Kreisen und
kreisfreien Stéadten ist bisher nur auf
Initiative der Tréger selbst erfolgt.
Ob die Erwachsenenbildungsstatten
— vor allem in den landlichen Rau-
men — in Schulzentren einbezogen
werden sollen, ist nach der vorlie-
genden Konzeption offen.

Uber die Vorlage eines Gesetzent-
wurfes zur Erwachsenen- und Wei-
terbildung ist noch nicht entschie-
den.

4.8 Forschung

Die Landesregierung hat im Ressort
des Ministers fiir Wissenschaft und
Forschung die Arbeiten an einem pe-
riodisch  fortzuschreibenden For-
schungsprogramm  (Forschungsge-
samtplan) aufgenommen. Dabei hat
sich herausgestellt — wie auch bel
ahnlichen Bemihungen auf nationa-
ler und internationaler Ebene —, daB
die augenblicklich zur Verfiigung ste-
henden Forschungsplanungsverfah-
ren auBerst kompliziert und komplex
sind und daB diese selbst noch einer
genauen wissenschaftlichen Unter-
suchung bedirfen, bevor die For-
schungsplanung zur Grundlage ver-
waltungsmaBigen Handelns gemacht
werden kann. Im Zusammenhang mit
der Aufstellung eines Forschungsge-
samtplanes sind als konkrete Teil-
maBnahmen die Vorbereitung einer
Bestandsaufnahme ,Forschung® und
die Abstimmungen zur Festlegung
der Forschungsschwerpunkte an den
fiinf neuen Gesamthochschulen in
Angriff genommen worden.

Bei der Forderung auBeruniversité-
rer Forschungsinstitute lag das
Schwergewicht auf dem Sektor der
Humanforschung. Die Institute fiir
Arbeitsphysiologie und Arbeitsschutz
in Dortmund, das Institut fir Arte-
rioskleroseforschung in Miinster und
das Institut fiir Bilomedizinische
Technik in Aachen sind gegriindet
oder befinden sich im Aufbau.

Das Institut fiir Landes- und Stadt-
entwicklungsforschung ist 1971 in

Dortmund errichtet worden. Es erar-
beitet Grundlagen und Entschei-
dungshilfen fiir die Landes-, Regio-
nal-, Stadtentwicklungs- und Bauleit-
planung.

Im Bereich der Einzelforschungsfor-
derung konnte insgesamt 879 An-
trdgen mit einem Finanzvolumen von
rd. 70 Mio. DM entsprochen werden.
Ab 1973 wurden in die Férderung
auch erstmals die neuen Gesamt-
hochschulen mit 32 Antrédgen (iber
1,8 Mio. DM eingeplant.

Fir die Forderung von auBeruniver-
sitaren Forschungsinstituten wurden
im Programmzeitraum rd. 95 Mio. DM
bewilligt; die Beteiligung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen an GroB-
forschungseinrichtungen betrug ca.
158 Mio. DM.

Die Anderung der Forschungsorga-
nisation an den Hochschulen selbst
als Selbstverwaltungsaufgabe der
Hochschulen héngt von dem Inkraft-
treten der neuen Hochschulsatzun-
gen ab und ist somit verzégert. Die
Friedensforschung wird an der Uni-
versitdat Bielefeld durch zwei Inter-
disziplindre  Arbeitsgemeinschaften
gefdrdert. Das Land ist dariiber hin-
aus der Deutschen Gesellschaft fir
Friedens- und Konfliktforschung als
Mitglied beigetreten und unterstiitzt
diese Gesellschait finanziell.

Die Landesregierung hat seit 1972
die Bauforschung intensiviert. Fir
die Forschung auf dem Gebiet der
Bautechnik, des Stadte- und Woh-
nungsbaues standen dem Innen-
minister im Jahre 1972 5,8 Mio. DM
und eine Verpilichtungsermachti-
gung in Hoéhe von 5§ Mio. DM zur
Verfiigung. Entsprechende Ansdtze
enthélt der Haushaltsplan 1973. Dies
bedeutet eine Verzehnfachung der
BauforschungsmaBnahmen  gegen-
Uber dem Vorjahre,




5. PLANUNG,
BAU UND VERKEHR

Eine tiefareifende Veranderung ist mit
dem NWP 75 im Stédte- und Woh-
nungsbau eingeleitet worden: Die
staatliche Férderung verléaBt das GieB-
kannenprinzip und geht zum Grund-
satz der Schwerpunktforderung ber,
nach dem die Mittel aus verschiede-
nen Aufgabenbereichen in ausge-
wahlt glinstigen und entwicklungs-
fahigen Standorten konzentriert wer-
den. Stadte- und Wohnungsbau wer-
den so mit der Planung der Verkehrs-
wege, vor allem denen des offent-
lichen Personennahverkehrs, eng ver-
bunden; zugleich werden die zur Er-
haltung unserer natiirlichen Lebens-
grundlagen notwendigen Freirdume
gesichert.

Die Notwendigkeit, Stadtebau und
Verkehr zu integrieren, ist fir die
Ballungsgebiete inzwischen offen-
kundig. Der noch immer wachsende
Individualverkehr kann den Massen-
verkehrsbedarf in den Stadten kinftig
nicht mehr bewaltigen. Entweder
bricht der Individualverkehr zusam-
men oder er braucht so viel StraBen-
raum, daB er das Geflige unserer
Stadte sprengt. Auch die Struktur-
probleme des ldndlichen Raumes
sind auf lange Sicht nur mit dem
Schwerpunkiprinzip zu l6sen, weil al-
lein die Férderung tragfahiger Ent-
wicklungsschwerpunkte die Attrakti-
vitdt des gesamten |&ndlichen Rau-
mes erhdht.

Der tiefere Grund fiir das Standort-
prinzip ist gesellschafts- und sozial-
politischer Natur. Wenn Wohnungs-
und Stiddiebau einem leistungsféhi-
gen 6ffentlichen Verkehrsnetz so zu-
geordnet werden, daB ein groBer Teil
der Bevilkerung in FuBgangerentfer-
nung von den Haltestellen wohnt,
wird der einzelne Blirger beweglicher.
Er hat dann mehr und bessere Mog-
lichkeiten, in gut erreichbarer Nahe
zwischen Arbeitsplatzen, Bildungsein-
richtungen und spezialisierten Ange-
boten zum Einkauf und an Dienst-
leistungen auszuwahlen. Seine tat-
sachliche Wahlfreiheit am Arbeits-
markt, im Bildungsbereich und als
Verbraucher wachst.

5.1 Landesplanung
Aufgabe der Landesplanung ist es,
die rdumliche Struktur des Landes

so zu entwickeln, daB sie der freien

Entfaltung der Personlichkeit aller

Biirger in der Gemeinschaft am be-

sten dient. Sie strebt deshalb an,

Vloraussetzungen fiir gleichwertige

Lebensbedingungen in allen Teilen

des Landes zu schaffen. Dabei hat

sie sich auf ein sich in jingster Zeit
mehr und mehr verlangsamendes

Bevolkerungswachstum einzustellen;

denn Geburteniiberschiisse und Wan-

derungsgewinne gehen zuriick.

Die Ziele der Landesplanung fir eine

den Grundsatzen der Raumordnung

entsprechende  Landesentwicklung
sind dargestellt

O im Landesentwicklungsprogramm
von 1964 27,

O im Landesentwicklungsplan | von
1966/70 ,Einteilung des Landes-
gebietes in Zonen” 39,

O im Landesentwicklungsplan Il von
1970 .Entwicklungsschwerpunkte
und Entwicklungsachsen” 3,

O in den Gebietsentwicklungsplénen
der Landesplanungsgemein-
schaften.

Die Gemeinden sind gesetzlich ver-
pflichtet, ihre Bauleitplanung den
Zielen der Raumordnung und Lan-
desplanung anzupassen. Wie im
NWP 75 vorgesehen, ist das Landes-
entwicklungsprogramm Uberarbsitet
und — in Ausfihrung des 1972 no-
vellierten Landesplanungsgesetzes —
als Gesetzentwurf der Landesregie-
rung am 16. 5. 197232 dem Landtag
zugeleitet worden. Es ist damit der
vollen parlamentarischen Disposition
unterworfen.

Die Arbeiten an den noch vorgese-

henen Landesentwickiungsplanen Il

,Gebiete mit besonderer Bedeutung

fiir Freiraumfunktionen” und IV ,Flug-

platzbereiche* sowie V , Lagerstatten”
sind inzwischen inhaltlich fortgefiihrt
worden. Sie sollen die umweltbesin-
flussenden Fachplanungen und die
angestrebte Siedlungsstruktur mitein-
ander in Einklang bringen. Am wei-
testen fortgeschritten ist der Landes-
entwicklungsplan Ill, der Gebiete der

Wasserwirtschaft und der Erholung

abgrenzt. Die Landesentwicklungs-

plane werden voraussichtlich im

Programmzeitraum aufgestellt.

Bis jetzt sind der Gebietsentwick-

lungsplan 1966 des Siedlungsverban-

des Ruhrkohlenbezirk und neun rdum-
liche Teilabschnitte der Gebietsent-
wicklungspléne der Landesplanungs-
gemeinschaften Rheinland und West-

falen genehmigt worden. Sie erfassen
eine Flache, auf der etwa die Halfte
der Bevélkerung des Landes lebt. Fur
das (brige Landesgebiet befinden
sich, bis auf wenige Ausnahmen, die
Gebietsentwicklungspldne im Erar-
beitungsverfahren. Dazu gehdrt auch
der sachliche Teilabschnitt ,Regio-
nale Infrastruktur’ des Gebietsent-
wicklungsplanes des Siedlungsver-
bandes Ruhrkohlenbezirk.

Die Gebietsentwicklungsplane fir
das gesamte Landesgebiet werden
voraussichtlich bis zum Ende des
Programmzeitraumes vorliegen. Aus-
wirkungen der kommunalen Neuord-
nung und neue, noch nicht geklarte
Vorhaben haben ihre Aufstellung ver-
zdgert.

Die Ziele der Landesplanung, wie sie
in den Gebietsentwicklungsplanen
dargestellt sind, orientieren sich an
der langfristigen Aufnahmefahigkeit
der einzelnen Raume. Fiir die nahe
Zukunft diirfen die Gemeinden im
Rahmen der Bauleitplanung die in
den Gebietsentwicklungsplanen aus-
gewiesenen Flachen nur soweit in
Anspruch nehmen, wie dies den Be-
diirfnissen der Bevolkerung und der
geordneten raumlichen Entwicklung
der Gemeinden entspricht. Dabei muB
zugleich einer ausreichenden und in-
tegrierten Versorgung Rechnung ge-
tragen werden. Neue Bauflachen
sind den vorhandenen Ansiedlungen
und Verkehrsanlagen zuzuordnen.
Das Ziel, die Siedlungsflachen auf
das derzeit erforderliche MaB zu be-
schrénken, darf nicht durch exten-
sive Bauleitplanung unterlaufen wer-
den. Das haite gesamtwirtschaftliche
Nachteile zur Folge: ErschlieBungen
werden unwirtschaftlicher; der In-
dividualverkehr steigt an und bean-
sprucht wiederum Parkflachen in den
Stadtzentren; stadtnahe Grinflachen
werden zerstdrt.

Solchen unerwiinschten Entwicklun-
gen entgegenzuwirken, ist eine vor-
dringliche Aufgabe des Stddiebaues
und der Landesplanung.

5.2 Stadtebau

Die stadtebauliche Konzeption des

NWP 75 verfolgt die Ziele:

O geordnete und intensivere Nut-
zung vorhandener Bauflachen und
Freirdume ohne Zersiedlung der
Landschaft,

0O Wiedereinziehung von Bauflachen,
die nicht in absehbarer Zeit be-
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baut werden, soweit rechtlich und
finanziell durchfihrbar,

O starkere Integration der Lebens-
bereiche Wohnen, Arbeiten, Ver-
kehr, Freizeit und Erholung mit
langfristig wirtschaiftlichen Lésun-
gen baulicher Nutzung,

O bei Verdichtung der Bebauung
ausgleichende MaBnahmen wie
Freizeit- und Erholungseinrichtun-
gen und verstirkier Immissions-
schutz,

O HeranfGhrung der offentlichen
Grundausstattungen in den l&nd-
lichen Gebieten an den Standard
der Verdichtungsgebiete.

Fir die stadtebaulichen MaBnahmen,

die der Verwirklichung dieser Ziele

dienen, hat der Innenminister Richt-
linien zur Bauleitplanung und Stadte-
bauférderung erlassen.

Schwerpunkte hierbei sind:

O umwelischutzwirksame stadtebau-
liche Planung,

O Erforschung und Erprobung neu-
artiger Stadtmodelle,

O Erneuerung oder Umgestaltung
bebauter Ortsteile zur stadtebau-
lichen Neuordnung (Sanierungs-
maBnahmen),

O Erwerb und ErschlieBung von Bau-
land und Gewerbeflachen,

O Erwerb und Herrichtung von Fla-
chen mit Anlagen und Einrichiun-
gen flr Freizeitgestaltung und Er-
holung.

Das unvollkommene Bau- und Boden-

recht erschwert die Erreichung dieser

Ziele. Die seit langem geforderte

Rechtsanderung ist vom Bund inzwi-

schen in Angriff genommen und wird

vom Land nachdriicklich unterstitzt.

Das Stiadtebaufdrderungsgesetz von

1971 2? bedeutet bereits eine wesent-

liche Hilfe bei der zligigen Verwirk-

lichung der stadtebaulichen Zisle
und MaBnahmen des NWP 75. Al-
lerdings bleibt die Finanzierungsbe-
teiligung des Bundes fir Mordrhein-

Westfalen bisher hinter den Erwar-

tungen des Landes zuriick. Die Auf-

stockung der Stadtebaumittel des

Landes durch Bundesmittel betrug

1971/72 53 Mio. DM. Bis 1975 sind

janrlich rd. 50 Mio. DM Bundesmittel

vorgesehen.

Der Stadtebau gehdri nach dem

Hochschulwesen zu den Programm-

teilen mit der stérksten finanziellen

Ausweitung. In der Finanzplanung

des Landes ist der Programm-

ansatz gegeniliber urspriinglich 1,2

Mrd. DM um 1 Mrd. DM auf 2,2
Mrd. DM gesteigert worden. Damit
ist die finanzielle Grundlage fir die
Realisierung der stadtebaulichen Ziele
des NWP 75 in der zweiten Hélfte des
Programmzeitraumes gelegt.

Um der Zersiedlung der Landschaft

mehr als bisher entgegenzutreten,

werden Stddtebaumittel im Pro-
grammzeitraum mit Vorrang einge-
setzt in:

O Stadt- und Stadtteilzentren an S-
Bahn- und Stadtbahnhaltestellen,

O Entwicklungsschwerpunkten nach
dem Landesentwicklungsplan I
auBerhalb der Ballungskerne,

0O besonders geeigneten Gemeinden
mit zentralortlicher Bedeutung
nach dem Landesentwicklungs-
plan I

Die Stiddtebaufdrderung in den Ver-
dichtungsgebieten soll die regionale
Mabilitat fiir einen moglichst groBen
Teil der Wohnbevolkerung verbes-
sern. Deshalb werden die Vorteile
der Standorte an den Schnellbahn-
haltepunkten durch verdichtete Be-
bauung genutzt. Dabei soll jedoch
ein ausreichendes Angebot an Freil-
flachen fiir Spiel, Freizeit und Erho-
lung gesichert werden. Der Larm-
schutz ist besonders zu beachten.
Die Landesregierung 48t die Uber-
bauung von Verkehrstrassen in Ab-
stimmung mit dem Bund untersu-
chen. Diese Bebauung konnte zu-
gleich mit einer intensiveren Boden-
nutzung auch einem verbesserten
Schallschutz dienen.
Die fiir Knotenpunkie und wichtige
Haltestellen des Schnellbahnnetzes
bewuBt beispielhaft gehaltenen Zah-
lenangaben des NWP 75 von 40000
Einwohnern im Ein-Kilometer-Radius
haben Kritik hervorgerufen. Diese
GroBenordnung, die heute schon in
mehreren Stadtteilen der Verdich-
tungsgebiete anzutreffen ist, darf je-
doch nicht als eine schematische,
auf alle Standorte zu (bertragends
Zielangabe miBdeutet werden. Die
unterschiedlichen Ortlichen Voraus-
setzungen werden vielmehr héufig
zu niedrigeren Werten filhren. In vie-
len Féllen wird auch die von der Be-
volkerung noch akzeptierte FuBgan-
gerentfernung geringer anzusetzen
sein.

In den Verdichtungsgebieten Biele-

feld, Miinster, Aachen waren 14

Stadt- und Stadtteilzentren als fér-

derungswiirdig genannt. Sieben Zen-

tren wurden mit Stadtebaumitteln ge-
fordert; Abschnitte daven schon ab-
schlieBend. Weitere Abschnitte wer-
den folgen.

Fiir das Verdichtungsgebiet Rhein-
Ruhr hatte das Programm die bevor-
zugte Forderung einer Auswahl aus
74 Stadt- und Stadtteilzentren an S-
Bahn- und Stadtbahnhaltestellen vor-
gesehen. Ende 1972 waren 28 Ab-
schnitte von 25 Zentren — tellweise
abschlieBend — gefdrdert. 1873 wer-
den sechs weitere Stadt- und Stadt-
teilzentren und zahlreiche weitere
Abschnitte der schon geforderten
Zentren hinzukommen.

Die kinftige Entwicklung héngt da-
von ab, welche der im Programm
nach dem damaligen Planungsstand
als férderungswiirdig genannten
Zentren sich tatsdchlich als for-
derungsfahig erweisen und fiir wel-
che Zentren die Gemeinden den Aus-
bau in Angriff nehmen und forde-
rungsreife Antrége vorlegen.

Die Stadtebaufdrderung und Dorfer-
neuerung in den l&dndlichen Gebieten
hat das Ziel, die offentliche Grund-
ausstattung an die der Verdichtungs-
gebiete heranzufihren. Dafiir sieht
das Programm vor, aus den Entwick-
lungsschwerpunkten und zentralen
Orten des landlichen Raumes eine
begrenzte Anzahl von Standorten
auszuwahlen, die konzentriert und
mit Vorrang gefordert werden.
Wahrend bis 1970 43 Orte gefdrdert
wurden, sind inzwischen 79 geeig-
nete Entwicklungsschwerpunkte und
zentrale Orte in den landlichen Ge-
bieten in die Férderung aus Stidte-
baumitteln aufgenommen worden.
Davon sind im Sinne der Landesent-
wicklungsplane | und II:
Entwicklungsschwerpunkte

1. Ordnung (Versorgungsbereich
von mehr als 100000 Einwohner) 11
Entwicklungsschwerpunkte

2. Ordnung (Versorgungshereich
von 50—100 000 Einwohner) 17
Entwicklungsschwerpunkte

3. Ordnung (Versorgungsbereich
von 20—50 000 Einwohner) 35
Zentralorte flir 10—20000 Einwohner 8
Zentralorte fiir 5—10000 Einwohner 10.
Eine wesentliche stadtebauliche MaB-
nahme ist die Férderung des Erwerbs
und der ErschlieBung von Gewerbe-
flachen durch Stadte und Gemeinden.
Damit sind im Programmjahr 1971
die stadtebaulichen Voraussetzungen
flir 591 Betriebserrichtungen, -verla-




gerungen und -erweiterungen ge-
schaffen worden. Hierflir wurden
90 Mio. DM Stadtebaumittel bereit-
gestellt. Davon entfielen rd. 45%
auf das Ruhrgebiet, die restlichen
55 % auf Entwicklungsschwerpunkte
gemaB Landesentwicklungsplan |l
und zentrale Orte des Landesent-
wicklungsplans | im Gbrigen Land.
Die Investitionen auf den geforderten
Flachen sollten nach Angaben der
Gemeinden rd. 27 000 Arbeitsplatze
schaffen oder sichern. Von den ge-
planten 23000 industriellen Arbeits-
platzen waren rund die Halfte aus-
gesprochenen Wachstumsbranchen
zuzuordnen.

Standortprogramme sind das Verwal-
tungsinstrument, mit dem Planung und
ForderungsmaBnahmen wirkungsvol-
ler im Sinne einer schwerpunktma-
Bigen Sitandortférderung koordiniert
werden. Damit will das Land von
sektoralen oder regionalen For-
derungsprogrammen auf standortbe-
zogene Fdrderkombinationen (ber-
gehen.

Diese ProgrammaBnahme hat hefti-
ge palitische Kritik hervorgerufen.
Sie ist als Eingriff in die Selbstédn-
digkeit der kommunalen Planung
und als AusfluB dirigistischen und
zentralistischen Denkens angegrif-
fen worden. Die Landesregierung hat
bei vielen Gelegenheiten schriftlich
und miindlich diese Befilrchtungen
als unbegriindet zuriickgewiesen.
Standortprogramme sollen von den
Gemeinden als eigenstdndige kom-
munale Entwicklungsplanungen auf-
gestellt werden. Es ist selbstver-
standlich, daB sie wie alle Planun-
gen mit den Zielen der Landespla-
nung (libereinstimmen missen. Um
zu realistischen Aussagen iiber Art,
Zeitpunkt und Hohe staatlicher In-
vestitions- und Foérderungsmittel zu
kommen, missen sie mit den ent-
sprechenden staatlichen Siellen —
insbesondere den Regierungsprasi-
denten — abgestimmt werden.

Die Gemeinden waren aufgefordert,
bis 1975 Standortprogramme fiir ihre
Siedlungsschwerpunkte aufzustellen.
Ab 1975 sollen Standortprogramme
Voraussetzung fiir die Férderung mit
Landesmitteln in den Bereichen
Stadtebau, Wohnungsbau, Verkehrs-
wegebau, Industrieansiedlung und
Bildungseinrichtungen sein.

Die Programmaussage hinsichtlich
des Forderungsvorbehaltes bedurfte

einer medifizierenden Klarstellung,
die in der Antwort auf die Kieine
Anfrage 7073 erfolgte. Der Férder-
vorbehalt des NWP 75 bezieht sich
— wie sich aus dem Zusammenhang
des Programmtextes ergibt — nur auf
solche Gemeindeentwicklungsmai-
nahmen, flr die Standortprogramme
erforderlich sind. Dieses verwaltungs-
maBig aufwendige Abstimmungsver-
fahren und der daran geknipfte Far-
derungsvorbehalt missen auf Aus-
baumaBnahmen von einer GroBen-
ordnung und Komplexitit bezogen
werden, die ein solches Verfahren
rechtfertigen. Das wird in der Regel
nicht in Gemeinden unterhalb der
GroBRenordnung eines Entwicklungs-
schwerpunktes der Fall sein.

Fiir kommunale InfrastrukturmaBnah-
men, die kein Standortprogramm er-
fordern, bleiben die bisherigen For-
dermdéglichkeiten bestehen.

Zur Einfihrung der Standortpro-
gramme hat die Landesregierung
vorlaufige Richtlinien?s erlassen. Der
Innenminister hat ein Musterstandort-
programm verdffentlicht: | Beispiel
Turmkirchen".

Zahlreiche Gemeinden arbeiten in-
zwischen an Standortprogrammen
far ihre kiinftige Entwicklung. In vie-
len Fallen haben erste Erorterungen
mit den Regierungsprésidenten, in
Einzelfdllen bereits auch mit dem
Innenminister stattgefunden.

Es hat sich gezeigt, daB die meisten

Gemeinden auf eine kommunale Ent-
wicklungsplanung bisher nicht ein-
gerichtet waren. Es fallt ihnen daher
schwer, Programme mit konkreten
Aussagen (ber Art, Umfang, Zeit-
punkt und Finanzierung der notwen-
digen Investitionen =zu erarbeiten.
Viele Gemeinden erschweren sich
ihre Arbeit zusatzlich dadurch, daf
sie die Aufgabe zu perfektionistisch
zu lésen versuchen. Wichtiger waren
auf die dringendsten MaBnahmen
ausgerichtete Programme, die bis
1975 vorliegen und — wo es notwen-
dig ist — danach erganzt und weiter
konkretisiert werden kdnnen.

5.2 Stadiebau

Wichtigste MaBnahmen:

7 Stadt- und Stadtteilzentren in den
Verdichtungsgebieten Bielefeld, Min-
ster, Aachen in der Forderung

bzw. mit Abschnitten forderungsma-
Big abgeschlossen; weitere Ab-
schnitte dieser Zentren werden in
absehbarer Zeit gefordert;

25 Stadt- und Stadtteilzentren im
Verdichtungsgebiet Rhein-Ruhr mit
28 Foérderungsabschnitten in der
Férderung; 1973 werden B weitere
Stadt- und Stadtteilzentren gefordert;
daneben werden weitere Abschnitte
der schon geforderten Zentren hin-
zukommen.

Landesmittel

NWP 75 1 254 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 15873 2 200 Mio. DM

5.2 Wohnungsbau

Das Wohnungsbauprogramm 1971
bis 1975 des NWP 75 sieht die Fér-
derung von insgesamt 200 000 Woh-
nungen veor. Das entspricht einer
Jahresrate von 40000 Wohnungen.
Fiir Aussiedler und Fliichtlinge sol-
len zusdtzlich — und soweit erfor-
derlich — bis zu 7000 Wohnungen im
Jahr gefordert werden. Diese vom
Programm geforderten Bauleistun-
gen sind schon in den ersten bei-
den Jahren erheblich Uberschritten
worden. Statt einer Jahresrate von
40 000 bzw. 47 000 Wohnungen wur-
den 1971 mehr als das Doppelte,
namlich 87 500 Wohnungen, gefdr-
dert. Das Forderungsergebnis 1972
liegt mit 64 000 Wohnungen, zu de-
nen erstmals noch 10000 Wohnun-
gen aus dem Regionalprogramm des
Bundes kamen, weit iber der Pro-
grammrate.

Fiir die zweite Hélfte des Programm-
zeitraumes  missen mindestens
40 000 bis 47 000 Wohnungen jahr-
lich geftrdert werden. Diese Rate ist
flir 1973 vorgesehen.

Bestimmte Gebiete des Landes sind
noch nicht ausreichend mit Woh-
nungen ausgestattet, vor allem aber
sind bestimmte Bevolkerungsgrup-
pen noch unzureichend versorgt.
Dieser Wohnungsbedarf kann nur
durch eine ausreichende Zahl von
Wohnungen gedeckt werden, deren
Mietbelastung die sozial schwéche-
ren Schichten der Bevdlkerung tra-
gen kénnen. Da die Fdrderung wel-
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terhin notwendig ist und die Bauko-

sten gestiegen sind, muBten die For-

derungsséatze im offentlich gefdrder-
ten Wohnungsbau ab 1. 4. 1973 er-
heblich angehoben werden.

Im sozialen Wohnungsbau wird be-

sonderes Gewicht darauf gelegt,

O daB Wohnungen mit zukunftssiche-
rem Standard an zukunftssicheren
Standorten zu fordern sind,

O daB geniigend Wohnungen fir kin-
derreiche Familien, junge Familien
und Zltere Menschen geschafien
warden,

O daB die Stadterneuerung und die
Althaussanierung zu verstarken
sind.

Die Anspriiche an GroBe und Aus-

stattung der Wohnungen steigen. Bei

der langen Lebensdauer von Wohn-
gebauden muB deshalb der Woh-
nungsstandard héher liegen als fri-
her. Dem sozialen Wohnungsbau
kommt wegen seinas hohen Anteils
am Gesamtwohnungsbau hinsichtlich

Baugestaltung, Wohnungsgrdfie und

Ausstattung eine richtungweisende

Funktion zu.

Die durchschnitiliche Wohnfldche
der im &ffentlich geforderten Woh-
nungsbau errichteten Wohnungen ist
gegeniiber dem Beginn des ersten
mehrjéhrigen Wohnungsbaupro-
gramms 1967 von 74,7 gm auf 80,5
gm im Jahr 1972 gestiegen.
Zur Mindestausstattung einer mit
staatlicher Hilfe geférderten Woh-
nung gehort ab 1. 1, 1971 z. B. eine
Zentralheizung.
Die Versorgung der Bevolkerung mit
Wohnraum ist nach der Gesamtzahl
vorhandener Wohnungen soweit
fortgeschritten, daB fir den offent-
lich geférderten Wohnraum sorgfél-
tig geprift werden muB, an welchen
Standorten langfristiger Wohnungs-
bedarf besteht. Um die schon im Ab-
schnitt , Stiddtebau” begriindeie Inte-
gration von Stadte- und Wohnungs-
bau mit der Verkehrspolitik sicher-
zustellen, muB die Vergabe von Woh-
nungsbaumitteln nach den Grund-
sétzen der Standortidrderung ge-
regeit werden.

Auch den auf den sozialen Woh-

nungsbau angewiesenen breiten Be-

vilkerungsschichten miissen die Vor-
teile dieser Integration zugute kom-
men. Durch bessere Zuordnung der

Wohngebiete zu dem Schnellbahn-

netz wird die Mobilitdt der Bewoh-

ner groBer. So verbessert sich bei-
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spielsweise ihre Wahlfreiheit auf dem
Arbeitsmarkt und zwischen verschie-
denen Bildungsmaglichkeiten.

Auch in den landlichen Zonen bedarf
es einer richtigen Zuordnung der
Wohnungen zu den Arbeitsstatten,
Bildungsstitten und Versorgungs-
einrichtungen. Die Entwicklungs-
schwerpunkte sind deshalb auch
Schwerpunkte der Wohnungsbau-
férderung in den l&andlichen Zonen.
Deshalb sind nach Abstimmung mit
den Stadten und Kreisen als Bewil-
ligungsbendrden flr die Mittel des
sozialen Wohnungsbauves die im
Sinne des NWP 75 geeigneten Stand-
orte festgelegt worden. Die Bindung
der Wohnungsbaumittel an diese
Standorte ist behutsam seingeleitet
worden. Im ersten Programmijahr
1971 wurden nur die schliisselmaBig
zugeteilten Mittel des sozialen Woh-
nungsbaues mit bis zu 80%. stand-
ortgebunden. Im Gesamtprogramm
hat sich dadurch tatsédchlich 1971
sine Standortbindung flir 52 % der
geférderten Wohnungen ergeben,
1972 von 67 Y. Es sall erreicht wer-
den, mindestens 2/3 aller mit staat-
lichen Mitteln geférderten Wohnun-
gen an Schwerpunki-Standoriea zu
binden. Die bisherige Bevorzugung
der landlichen Zonen mit Wohnungs-
baumittein hat sich langsam der Be-
volkerungsverteilung angenahert:

Zonen gem&B Landes-
entwicklungsplan |
Ballungs- Ballungs- Iandl.
kerne randzonen Zonen

1970 36,4% 16,1 % 47,5 %0
1971 382%  20,8% 41,0%
1972 388% 236% 37,6 %
Bevolke-

rungsver-

teilung 46 % 20 % 34 9

Entsprechend den sozialen Zielen
des Wohnungsbaues im NWP 75
wurde die Fdrderung von Wohnun-
gen flr kinderreiche Familien ver-
starkt. Insgesamt konnten fiir diesen
Personenkreis in den Jahren 1971/
72 mehr als 17 500 Wohnungen ge-
fordert werden.

Das NWP 75 sieht in den Jahren
1971—1975 die Férderung von insge-
samt 30000 Wohnungen fiir Altere
Menschen vor. 3

Geftrdert wurden in den ersten bei-
den Jahren lber 12000 Altenwohnun-
gen und 5367 Platze in Altenheimen.
Die im NWP 75 vorgesehene Eigen-

tumsbildung in Form von Eigentums-
wohnungen konnte erheblich ausge-
weitet werden. Es wurden 1971/72
insgesamt 11 000 Eigentumswohnun-
gen gefordert. Das entspricht der
Férderungszahl der Jahre 1964—1970.
Der Bau neuer Stadite und Stadtieile
sowie die Sanierung Uberalterter Ge-
meindegebiete ist in den Jahren
1971/72 verstarkt durchgefiihrt wor-
den. Insgesamt wurden im Rahmen
stadtebaulicher Entwicklungs- und
ErneuerungsmaBnahmen 21 600 Woh-
nungen geférdert.

Neben dem Neubau von Wohnungen
gewinnt die Althauserneuerung zu-
nehmend an Bedeutung. Soll ein gro-
Ber und preisginstiger Wohnungs-
bestand erhalten werden, ist es sehr
viel wirtschaftlicher, &ltere, aber
noch lange nicht abbruchreife Woh-
nungen zu erneuern, als neu zu bau-
en. Die Althauserneuerung hat den
stddtebaulich besonders wichtigen
Vorzug, gewachsene soziale Struk-
turen in unseren Stddien und Ge-
meinden zu erhalten. Um die vorge-
sehene Programmrate von jéhrlich
etwa 50000 zu modernisierenden
Altbauwohnungen zu erreichen, muB-
ten gewisse Anlaufschwierigkeiten
{iberwunden werden. Im Jahre 1971
sind 33 000 Wohinungen modernisiert
worden, 45000 waren es im Jahre
1972. Steigt die Jahresleistung wei-
ter an, kann das Programmziel von
insgesamt 250 000 erneuerten Woh-
nungen bis 1975 noch erreicht wer-
den.

5.3 Wohnungsbau

Wichtigste MaBnahmen:

1971/72 iiber 150 000 Wohnungen ge-
fardert;

1971/72 (ber 78 000 Althauswohnun-
gen erneuert.

Landesmittel

NWP 75 4327 Mioc. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 5267 Mio. DM

(einschl. Studentenwohnheime
und Altenwohnungen)

5.4 StraBen

Das NWP 75 sieht vor, das gesamte
StraBennetz in Nordrhein-Westfalen
verstarkt auszubauen. Dieses Zlel




bleibt bestehen, jedoch muB den in-
zwischen seingetretenen Verdnderun-
gen Rechnung getragen werden. Es
ist unmoglich geworden, die Kern-
bereiche der Stadte autogerecht aus-
zubauen, denn die Verkehrsbedirf-
nisse steigen, wahrend die zur Ver-
fligung stehende Flache beschrankt
ist. Die Folge: Der StraBenverkehr
massiert sich in den Spitzenzeiten,
Luftverschmutzung und Lé&rmbelésti-
gung nehmen zu.

Notwendig ist deshalb eine sinnvolle
Funktionsteilung zwischen dem fla-
chenaufwendigen individuellen Ver-
kehr und dem flachensparenden &f-
fentlichen Verkehr (Schienenverkehr,
Bus). Der 6ffentliche Personennah-
verkehr und der Individualverkehr
dirfen jedoch nicht als Gegensatz
verstanden werden. So richtig es ist,
insbesondere in den Ballungsrau-
men dem Gffentlichen Nahverkehr
den Vorrang einzuraumen, so wenig
kann in den (brigen Landesteilen auf
eine zligige Verbesserung des Stra-
Bennetzes verzichtet werden.

Der Minister fiir Wirtschaft, Mittel-
stand und Verkehr wird im Laufe die-
ses Jahres durch einen besonderen
Versuch — ,Fast-Null-Tarif* — fol-
gendes feststellen lassen: Kdnnen
allein Fahrpreissenkungen die Auto-
fahrer veranlassen, ein offentliches
Verkehrsmittel zu benutzen oder ist
dazu in erster Linie eine gréBere At-
traktivitdt dieser Verkehrsmittel er-
forderlich? In diesem Zusammen-
hang wird auch zu dberlegen sein,
ob die Probleme gelést werden kén-
nen, wenn beispielsweise die Stadt-
zentren fiir den Autoverkehr ge-
sperrt oder die Parkgebilhren dra-
stisch erhdht werden.

Wie im NWP 75 vorgesehen, hat sich
die Landesregierung bemiht, die
Ausbauziele dieses Programms in
die seinerzeit aufzustellenden Bau-
programme des Bundes und des
Landes einzubringen.

Hinzuweisen ist besonders auf den
ersten Finfjahresplan fiir den Aus-
bau der BundesfernstraBen (1971
bis 1975) 3 und den Ausbauplan fir
die LandstraBen — 2. Ausbaustufe .
Indessen konnte die Durchfihrung
den Planungen nicht in vollem Um-
fange folgen. Zwischen Aufstellung
und Beginn der Programme stiegen
die Baupreise um etwa 30%, eine
Rate, die nicht durch zusétzliche Fi-
nanzierungsmitiel aufgefangen wer-

den konnte. Im einzelnen hat die
Landesregierung dazu in der Ant-
wort auf die GroBe Anfrage 4 zum
StraBenbau *® Stellung genommen.
Die Bauleistungen gingen aber auch
aus anderen Griinden zuriick. Die Er-
fordernisse der Verkehrssicherheit
und des Umweltschutzes steigern die
Anspriiche an die Ausstattung der
StraBen, wahrend zugleich hohere
Mittel aufgewendet werden missen,
um die Substanz des StraBennetzes
zu erhalten. Fir den Bereich der
BundesfernstraBen lagen beispiels-
weise die Aufwendungen fiir die
Substanzerhaltung um rd. 80 % (ber
dem Plansoll.

Zu den einzelnen StraBengruppen
ist folgendes zu sagen:

Grundlage fiir Neubau, Erweiterung
und Erneuerung der Bundesfernsira-
Ben ist das aus dem Jahre 1871
stammende Gesetz (ber den Aus-
bau der BundesfernstraBen fir die
Jahre 1971 bis 1985 #*. Sein Bedarfs-
plan ist in drei Dringlichkeitsstufen
unterteilt.

Ebenso wie das NWP 75 umfaBt der
vom Bundesminister fiir Verkehr
vorgelegte erste Fiinfjahresplan die
Jahre 1971 bis 1975. Bei der Auf-
stellung des NWP 75 wurde davon
ausgegangen, daP Nordrhein-West-
falen entsprechend der Dringlichkeit
seiner BaumaBnahmen im ersten
Finfjahresplan etwa 7,1 Mrd. DM er-
halt. MaBgebend flir die Beweriung
dieser Dringlichkeit und damit des
Anteils an Bundesmitteln war eine
Bewertung auf Grund bestimmter
Gesichtspunkte des Verkehrs und
des StraBenbaus. Durch andere Be-
wertungskriterien bei der Ermittiung
der Landeranteile erhielt Mordrhein-
Westfalen nur einen Anteil von 8,77
Mrd. DM. Das sind rd. 248%
des Gesamtvolumens in Hohe von
295 Mrd. DM. Dieser Anteil ist zu
gering, wie eine im Auftrag des Lan-
des erstellte Analyse und eine Sach-
verstandigenkommission festgestellt
haben. Nordrhein-Westfalen ist da-
nach bei der Verteilung der Bundes-
mittel nicht entsprechend den fiir die
Beurteilung ndtigen Gesichtspunkten
beriicksichtigt worden, wie Bevdlke-
rungszahl, StraBennetz, Verkehrs-
dichte. Das Land fordert daher ho-
here Bundesmittel.

Hinsichtlich der bis 1975 fertigzustel-
lenden BundesfernstraBen unter-
schied das NWP 75 noch zwischen

Autobahnen und vierspurigen Bun-
desstraBen. Diese Unterscheidung
wurde aufgegeben. Die Bauleistun-
gen an vierspurigen BundesstraBen
mit Autobahncharakteristik werden
nunmehr dem Autobahnneubau zu-
geordnet. Daher miissen fiir eine ver-
gleichende Betrachtung der Pro-
grammaussagen mit den derzeit er-
reichten Bauleistungen und den nach
letztem Stand zu erwartenden Fertig-
stellungen die entsprechenden Zah-
lenangaben des NWP 75 wie folgt
zusammengefaBt werden:

bis 1975 fertig 1975 in Bau

Bundes-

autobahnen 450 km 280 km

Bundes-

straien

(vierspurig) 380 km keine
Angabe

Autobahn-

neubau

insgesamt: 830 km 280 km

Davon wurden bis Ende 1972 209 km
Autobahn fertiggestellt.

Die Gesamtsirecke der in der Lauf-
zeit des NWP 75 fertiggestellten Au-
tobahnen wird nach der bisherigen
Finanzplanung des Bundes voraus-
sichtlich 560 km betragen, wsitere
475 km Autobahnstrecken werden im
Bau sein.

Die NWP-Planung umfaBt die Fertig-
stellung von 700 km BundesstraBen.
Davon entfallen 380 km auf vierspu-
rige BundesstraBen, die — wie dar-
gelegt — jetzt dem Autobahnneubau
zugeordnet sind. Weitere 320 km
BundesstraBen sind als im Bau be-
findlich erfaBt.

Bis Ende 1972 wurden 131 km Bun-
desstraBen gebaut. Dies entspricht
dem im Zeitraum von 2 Jahren zu
erstellenden Anteil vom Plansoll. Im
Jahre 1973 werden voraussichtlich
39 km BundesstraBen gebaut.

Es besteht allerdings die Absicht,
das zweckgebundene Mineraldlsteu-
eraufkommen fiir die Bundesfern-
straBen im Haushaltsjahr 1973 um
800 Mio. DM, ab 1974 um ,jahrlich
1,1 Mrd. DM zu kiirzen. Sollte dieser
Plan verwirklicht werden, lieBen sich
die vorgenannten Ausbauziele nicht
erreichen. :

Das LandstraBennetz wird im Rah-
men des Ausbauplanes des Landes
Nordrhein-Westfalen fiir die Land-
straBen erneuert und erweitert. Er
wurde unter Auswertung des Gene-
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Netz vier- und mehrspuriger StraBen

ralverkehrsplanes  Nordrhein-West-
falen im Jahre 1970 Gberarbeitet. Die
erste Ausbaustufe fir die Jahre 1966
bis 1972/73 konnte entgegen der
Planung bereits 1971 mit einem Auf-
wand von 18643 Mio. DM abge-
schlossen werden. In der Antwort
der Landesregierung auf die GroBe
Anfrage 4 zum StraBenbau 3 ist der
Gesamtkomplex in seinen Einzelhei-
ten dargestellt.

Die zweite Ausbaustufe des Ausbau-
planes flir die LandstraBen umfaBt
die im NWP 75 vorgesehenen MaB-
nahmen. Giinstig wirkt sich aus, daB
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das Schwerpunktprogramm  nicht
mehr fortgefiihrt werden muBte, Die
Landesregierung hat mit ihren Be-
milhungen erreicht, daB die Baulast
fir nahezu alle bisherigen Schwer-
punktmaBnahmen des Landes auf
den Bund libergegangen ist.

Als Bauziel der zweiten Ausbaustufe
ist der Ausbau bzw. Neubau von
1818 km LandstraBen vorgesehen.
Bis Ende 1972 sind bereits durchge-
fiihrt worden:

O 372 km Neu-, Um- und Ausbauten;
O 573 km kleinere AusbaumaB-

nahmen.

Arnsberg

Minden @

Bieleféld

Detmold
L]

Bis 1970 fertige StraBen

—— AT 1.1.1973 fertige StraBenabschnitie

Bis Ende 1975 varaussichtlich
fertige StraBenabschnitte

Bauziel um 1990

Im Jahre 1973 ist mit folgenden Bau-
leistungen zu rechnen:

© 170 km Neu-, Um- und Ausbauten;
O 180 km kleinere Ausbaumnal-

nahmen.

Wegen der unerwartet hohen Kosten-
steigerungen muB auch im Landstra-
fenbau eine zeitliche Streckung in
Kauf genommen werden, wenn das
Finanzvolumen gleich bleibt und das
Bauprogramm nicht vermindert wird.
Sollen die geplanten StraBenkilome-
ter in der vorgesehenen Zeit gebaut
werden, milssen die Haushaltsmit-
tel erhéht werden.




5.4 StraBen

Wichtigste MaBnahmen:
Neubau von 209 km Autobahnen;
Neu- oder Ausbau von 131 km Bun-
desstraBen;

Neu- oder Umbau von 372 km Land-
straBen;

573 km kleinere AusbaumaBnahmen
an LandstraBen.
Landesmittel

fur LandstraBen
NWP 75
Programmergebnis
nach dem Stand der
Finanzplanung 1973

2650 Mio. DM

2738 Mio. DM

Der Programmpunkt Kommunale
Verkehrsbauten umfaBt in der Dar-
stellung des NWP 75 sowohl den
kommunalen StraBenbau als auch
den offentlichen Personennahver-
kehr.

Beide Verkehrsbereiche haben im
Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-

setz ihre gemeinsame  Rechis-
grundliage. Die Entwicklung der letz-
ten Jahre 1Bt es jedoch angebracht
erscheinen, ber die Forderung des
offentlichen Personennahverkehrs
insgesamt unter Punkt 55 — Bah-
nen — zu berichten.

Zwel Bundesgesetze, das Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetz vom
18. 3. 19714 und das Verkehrs-
finanzgesetz 1971 vom 28. 2. 19724
haben nach Verdffentlichung des
NWP 75 fiir die Férderung der kom-
munalen Verkehrsbauten besondere
Bedeutung erlangt. Neben der Aus-
weitung des Forderungskatalogs hat
das Verkehrsfinanzgesetz 1971 durch
die Zweckbindung von weiteren na-
hezu 3 Pf/| Mineraldlsteuer flr den
gemeindlichen Verkehrswegebau die
verfiigbare Finanzmasse splrbar er-
héht. AuBerdem wurde der Schilissel
fiir die Verteilung des Mittelaufkom-
mens zwischen kommunalem Stra-
Benbau und &ffentlichem Personen-
nahverkehr von urspriinglich 60:40
schrittweise auf 50:50 verédndert.

Die Férderung aus Bundesfinanzhil-
fen hat sich im Einzelfall von 50 v. H.
auf 60 v.H. der zuwendungsféhigen
Kosten erhéht. Dariiber hinaus be-
teiligt sich das Land an der Finan-

zierung des kommunalen Verkehrs-
wegebaues durch die Gewéhrung
von komplementédren Landesmitteln
in Hohe von weiteren 25 v. H. Somit
haben die kommunalen Baulastiré-
ger nur noch 15 v.H. der zuwen-
dungsfahigen Kosten zu tragen. Im
Bereich des Stadtbahnbaues bstragt
die Hohe der Férderung sogar90 v. H.,
da hier das Land mit 30 v. H. der zu-
wendungsfahigen Kosten zur Finan-
zierung beitragt.

In den Jahren 1970 bis 1972 wur-
den vom Land zur Finanzierung der
Verkehrswegeinvestitionen fiir den
kommunalen StraBenbau 408 Mio.
DM und fur den o&ffentlichen Perso-
nennahverkehr 277 Mio. DM Landes-
mittel gewahrt.

5.43 Kommunale Verkehrsbauten
Wichtigste MaBnahmen:
Bund und Land entlasten die Ge-

meinden im kommunalen StraBen-
bau bis auf 15% Eigenanteil.
Landesmittel

NWP 75 3465 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 3180 Mio. DM

5.5 Bahnen

Als regionales Schnellbahnsystem
werden S-Bahnen und Stadibahnen
in den Verknipfungspunkten mit
den flachenerschlieBenden Verkehrs-
mitteln wie Omnibus und StraBen-
bahn zusammengefiihrt. AuBerhalb
der Ballungsrdume des Landes soll
der Nahverkehr, soweit er bereits im
angenaherten Takiverkehr betrieben
wird, bei steigender Nachfrage ver-
dichtet werden. Im (brigen wird das
Nahverkehrsangebot entsprechend
dem Verkehrsbediirfnis wverbessert
werden miissen. Auch hier wird eine
Koordinierung der einzelnen Ver-
kehrsmittel angestrebt.

S-Bahn

Der weitere Ausbau des S-Bahn-
Systems erfolgt auf der Grundlage
eines zwischen dem Land Nordrhein-
Westfalen und der Deutschen Bun-
desbahn abgeschlossenen Rahmen-
vertrages, der im Zuge der fort-
schreitenden Planungs- und Bau-
maBnahmen durch Ausfihrungs- und

Durchithrungsvertrdge fiir bestimm-
te Streckenabschnitte ndher konkre-
tisiert wird. Die fir den S-Bahn-Ver-
kehr vorgesehenen Strecken sind im
NWP 75 aufgefiihrt, wobei die Strek-
ken der ersten Stufe urspriinglich
bis 1975 in Betrieb genommen wer-
den sollten. Fiir die Strecken der
zweiten und dritten Stufe ist der Aus-
bau nach 1975 bzw. nach 1980 ge-
plant. Allerdings kénnen nicht s&mt-
liche Strecken des Ausbaupro-
gramms der ersten Stufe fristgeman
in Betrieb genommen werden. Die
Mittelzuweisungen des Bundes wa-
ren in den Jahren 1970 und 1971 so
gering, daB sich der S-Bahn-Bau in
Nordrhein-Westfalen insgesamt um
zwei bis drei Jahre verzogert hat. Die
geringeren Zuweisungen des Bun-
des wurden verursacht durch die be-
vorzugte Forderung der S-Bahn-Pro-
jekte in Minchen und Frankfurt. Die
Bemiihungen der Landesregierung
sind auf einen gleichzeitigen Aus-
bau aller Strecken der ersten Stufe
gerichtet, damit ein zusammenhan-
gendes S-Bahn-Netz in Betrieb ge-
nommen werden kann.

Der jetzige Planungs- und Durchfiih-
rungsstand stellt sich wie folgt dar:
Die bestehende S-Bahn-Strecke Es-
sen - Kettwig - Diisseldorf- Langenfeld
wird 1974 erganzt um die weite-
ren S-Bahn-Strecken Bochum-Essen-
Miilheim (Ruhr) - Duisburg - Grofen-
baum und Milheim (Ruhr)-Oberhau-
sen zu einem ersten S-Bahn-Teilnetz.
Bis 1978 wird dieses Teilnetz um die
Strecken Bochum-Dortmund-Dorst-
feld, Herne-Casirop-Rauxel-Do-Dorst-
feld, Do-Mengede-Do-Dorstfeld, Do-
Dorstfeld-Dortmund-Hbf., Do-Darst-
feld-Unna erweitert.

Im Kdlner Raum wird die S-Bahn in
der zweiten Jahreshalfte 1975 Ber-
gisch-Gladbach (ber K&in-Hbf. mit
Koln-Chorweiler verbinden.

Der Durchfilhrungsvertrag fiir die
Strecke Diisseldorf/Flughafen-Solin-
gen-Ohligs wird voraussichtlich Ende
dieses Jahres abgeschlossen. Mit
dem AbschluB des Durchfilhrungs-
vertrages fiir die Strecke Hagen-
Rheydt (Ost-West-S-Bahn) ist 1974
zu rechnen. Diese wichtige Strecke
wird voraussichtlich 1979 in Betrieb
genommen. Die vorgenannten Strek-
ken der ersten Ausbaustufe werden
ein zusammenhingendes S-Bahn-
Netz von 328 km Lange ergeben.
Nach Fertigstellung der ersten Stufe
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(1979) kann auf einem Netz von ins-
gesamt ca. 440 km Streckenlénge der
S-Bahn-Betrieb aufgenommen wer-
den.

In der mittelfristigen Finanzplanung
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wird Nordrhein-Westfalen fiir den S-
Bahn-Bau von 1973 bis 1977 insge-
samt rd. 417 Mio. DM zur Verfigung
stellen. Da auch der Bund dank der
Initiative der Landesregierung héhe-

re Mittel bereitgestellt hat und sich

.das Schwergewicht auf den oifent-

lichen Personennahverkehr verlagert,
ist ein zlgiger Fortgang der Pla-
nungs- und Bauarbeiten zu erwarten.
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Dinslaken

Moers

Hattingen

Kreis Dusseldorf-Mettmann

Stadtbahnbau 1973—-1988 (Rhein-Ruhr)

5.531 S-Bahn
Wichtigste MaBnahmen:
AbschluB von weiteren Vertrdgen
uber den Ausbau von 1680 km Sirek-
ken.

Landesmittel

NWP 75
Programmergebnis
nach dem Stand der
Finanzplanung 1973

330 Mio. DM

311 Mio. DM

Zur Erganzung des S-Bahnnetzes
wird ein Stadtbahnnetz aufgebaut. S-
Bahn und Stadtbahn werden ein ge-
meinsames Verkehrssystem bilden
und deshalb auch den vorgesehe-
nen Verkehrsverbiinden angehéren.
Die Planungen zum Aufbau eines
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Stadtbahnnetzes sind nach rdaumli-
cher Ausdehnung und Dringlichkeit
fortentwickelt worden. Es wird nach
jetzigem Planungsstand eine Ge-
samildnge von 445 km umfassen. In
einer 1. Prioritdtsstufe sollen zu-
nachst Strecken mit einer Gesamt-
lange von 151,1 km erstellt werden.
Sie vertsilen sich auf das Gebiet der
O Stadtbahn Rhein-Ruhr

= 108,91 km
O Stadtbahn Rhein-Sieg

= 37,49 km
0O Stadtbahn Bielefeld = 4,70 km.

Auf dieser Grundlage ist eine Bau-
folgeplanung entwickelt worden. Sie
hat zum Ziel, unter Beriicksichtigung
betriebstechnischer, verkehrlicherund
wirtschaftlicher Kriterien Teilnetze von
geringer Ausdehnung zu entwickeln,
auf denen nach ihrer baulichen Fer-
tigstellung bis zum Jahre 1988 der
uneingeschrankte Stadtbahnbatrieb
durchgefiihrt wird.

Auf den Strecken Diisseldorf-Duis-
burg und Essen-Milheim wird 1975/
76 ein Versuchsbetrieb beginnen.

Es kann damit gerechnet werden,
daB im Gebiet der Stadtbahn Rhein-
Ruhr (SRR) bis 1988 rd. 76 km Stadt-
bahnstrecken mit einem Kostenauf-
wand von rd. 4,8 Mrd. DM ausgebaut
sein werden.

Im Rahmen der begonnenen Bauvor-
haben hat das Land NW fiir Stadt-
bahnprojekte bisher folgende Mittel
aufgewendet:

Mio. DM
1971 1972 1973
Landes-
zuwendungen 71,8 758 831
zuwendungs-
fahige

Bauleistungen 183,0 2530 2969

Die Zahlen fiir 1973 gehen vom vor-
aussichtlichen Bauvolumen aus.
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5.532 Stadtbahn Rhein-Ruhr
Wichtigste MaBnahmen:
Bauarbeiten an 20 Baustellen.
Landesmittel

NWP 75
Programmergebnis
nach dem Stand der
Finanzplanung 1973

435 Mio. DM

518 Mio. DM

Sonstige Férderung des OPNV
MNordrhein-Westfalen hat in seinem
Haushalt 1972 als erstes Bundes-
land insgesamt 50 Mio. DM zur Ab-
geltung gemeinwirtschaftlicher Lei-
stungen an die Verkehrsunierneh-
men des OPNV bereitgestellt (Erstat-
tung von gewahrten Fahrpreiserma-
Bigungen im Ausbildungsverkehr).
Ferner wurden in diesem Haushait
50 Mio. DM als Investitionshilfen fir
die Verkehrsunternehmen des OPNV
bereitgestellt; dieser Betrag ist im
Haushalt 1973 auf 90 Mio. DM erhdht
worden.

5.6 Verkehrsverbund

Das Angebat im o6ffentlichen Perso-
nennahverkehr soll durch neu ge-
staltete und mit den Verkehrstragern
abgestimmte Verkehrsnetze sowie
durch koordinierte Fahrplangestal-
tung und einheitliche Tarif- und Be-
férderungsbedingungen  verbessert
werden. Alle mit dem G&ffentlichen
Personennahverkenr auf Landes-
ebene befaften Institutionen sind in
einer neu gebildeten ,Arbeitsgruppe
Verbundverkehr" vertreten und erar-
beiten hier die rechtlichen und fach-

lichen Grundlagen kiinftiger Ver-
bundgesellschaften. Die Landesre-
gierung 188t z.Zt. eine optimale

Metzplanung fir die neun geplanten
Werbundraume aufstellen.

In jedem Verbundraum wird eine
Kommission die organisatorischen
und rechtlichen Grundlagen und ein
FachausschuB Modelle flir den kinf-
tigen Verbundverkehr erarbeiten.

5.7 WasserstraBen

Der BinnenwasserstraBenverkehr ist
fiir die Wirtschaft des Landes Mord-
rhein-Westfalen von herausragender

Bedeutung. Das wird u.a. daraus
deutlich, daB rd. 46 % des Gesamt-
umschlags in den Binnenhéafen der
Bundesrepublik in Hafen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen abgewickelt
werden. Diese Leistung wird erzielt,
obgleich auf das Land nur rd. 16 %
der Streckenldnge aller Wasserstra-
Ben der Bundesrepublik entfallen,
Um die Schaffung eines leistungsfa-
higen und auch kiinftigen Erforder-
nissen entsprechenden Wasserstra-
Bennetzes zu fordern, beteiligt sich
das Land finanziell am Ausbau der
rheinisch-westfalischen Kanale, des
Mittellandkanals sowie des Rheins.
Durch die Fertigstellung zweiter
Kammern an allen Schleusen des
Wesel-Datteln-Kanals und die Mo-
dernisierung der Schleusen am
Rhein-Herne-Kanal hat sich die Fahr-
zeit der Schiffe auf diesen Wasser-
straBen bereits wesentlich verkirzt.
Beim Mittellandkanal wurde der
Wasserspiegel um 10 cm angehoben.
Dadurch hat sich der Auslastungs-
grad der Schiffe verbessert.

Beim Rhein ermdglichen die Bau-
maBnahmen ebenfalls schon jetzt
eine bessere Auslastung der Schiffe
und eine beachiliche Senkung der
Frachtaufwendungen vieler nord-
rhein-westfalischer Unternehmen.
Das Land hat im Programmzeitraum
bisher 52 Mio. DM aufgewendet.

Im Jahre 1972 wurde nach zweijéh-
riger Bauzeit der dffentliche Hafen
Emmelsum (Kreis Dinslaken) dem
Verkehr libergeben. Er wurde mit
einem Kostenaufwand von 36 Mio.
DM errichtet.

5.7 Wasserstraflen
Wichtigste MaBnahmen:

Bau eines Hafens in Emmelsum
(Kreis Dinslaken);

Beteiligung an AusbaumaBnahmen
fir das rheinisch-westfélische Kanal-
netz, den Mittellandkanal und den
Rhein.
Landesmittel

NWP 75
Programmergebnis
nach dem Stand der
Finanzplanung 1973

153,7 Mio. DM

170,0 Mio. DM

5.8 Flughiéfen
Verkehrsflughaien
Kéln/Bonn

Beide Flughéfen verzeichnen in den
letzten Jahren eine erhebliche Stei-
gerung des Fluggast- und Frachtauf-
kommens. Dieser Trend wird weiter
anhalten und um 1980 zur vollen
Auslastung der Start- und Lande-
bahnkapazitit des Flughafens Dis-
seldorf fahren. Auch die Kapazitat
des gegenwértigen Start- und Lan-
debahnsystems des Flughafens Kdln/
Bonn wird im Verlauf der 80er Jahre
erschopft sein.

Ein neues Fluggastabfertigungsge-
baude mit S-BahnanschluB sowie die
Erstellung einer Parallelbahn nach
AbschluB des Genehmigungs- und
Planfeststellungsverfahrens werden
den Flughafen Disseldorf erheblich
leistungs- und funktionsfihiger ma-
chen. Der Flughafen Kdéln/Bonn hat
durch AnschluB an die Autobahn
EB 8 an Attraktivitdt gewonnen.
Dritter Verkehrsflughafen NW

Das Projekt eines dritten Verkehrs-
flughafens ist an dem vorgesehenen
Standort Drensteinfurt nicht reali-
sierbar. Die dafiir erforderliche Ver-
anderung des militdrischen Tief-
flugsystems konnte in den Verhand-
lungen mit der Bundesregierung
nicht erreicht werden.

Wegen der eingeschrénkten Aus-
baufahigkeit und der begrenzien Ka-
pazitdt der Flughafen Disseldorf
und Kéln/Bonn bemiiht sich die Lan-
desregierung um einen Ersatzstand-
ort.

Eine befriedigende Ldsung setzt eine
bessere Koordinierung der zivilen
und militarischen Flugsicherung so-
wie eine Anderung der militirischen
Tiefflugsysteme voraus. MNach Auf-
fassung der Landesregierung mis-
sen daher die Bemilhungen um eine
Meuordnung des gesamten Luftrau-
mes in der Bundesrepublik Deutsch-

Disseldorf und

land intensiviert und beschleunigt
werden.

Regionalflughdfen und Verkehrs-
landeplatze

Der Regionalflughafen Minster/Os-
nabriick ist in einer ersten Ausbau-
stufe in Betrieb genommen worden.
Von diesem Flughafen werden auBler
regelmaBigen Flugverbindungen nach
Frankfurt, Nirnberg und Minchen in
diesem Jahr erstmalig auch Charter-
flige in bedeutende Urlaubsgebiete
durchgefiihrt.
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Weitere  Regionalflughafen  und
Schwerpunkt - Verkehrslandeplétze
werden im Hinblick auf |hre Bedeu-
tung fir die regionale Infrastruktur
und wegen ihrer tellweisen Ent-
lastungsfunktion fiir die groBen Ver-
kehrsflughéfen welter ausgebaut.

5.8 Flughifen
Wichtigste MaBnahmen:
Welterer Ausbau der Verkehrsflug-
héfen Kéin/Bonn und Diisseldorf so-
wie von Regionalflughéfen und Ver-
kehrslandeplétzen,
Landesmittel

NWP 75
Programmergebnis
nach dem Stand der
Flnanzplanung 1973

114 Mio. DM

184 Mio. DM
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6. FREIZEIT UND KULTUR

Die Landesregierung hat die gesell-
schaftliche und politische Bedeutung
der Freizeit frihzeitig erkannt. Sie hat
deshalb fir die sich daraus ergeben-
den véllig neuartigen Aufgaben im
NWP 75 erhebliche Mittel vorgesehen,
Wohn- und Freizeitwert vor allem in
den Ballungsgebieten zu verbessern,
war notwendig und iberféllig. Das
zeigt sich auch bei der Durchfithrung
der ProgrammaBnahmen. Diese muB-
ten in vislen Fallen zundchst dazu
dienen, seit langem bestehende MiB-

stinde zu beseitigen.

&1 Freizelt

Erholungsgerechie Gestaltung der
Umwelt ist in erster Linie Aufgabe
des Wohnungsbaues und der Stadt-
planung. Ober den engersn Wohn-
bareich- hinaus werden aber Tages-
erholungsanlagen bendtigt, die viel-
faitige Maglichkeiten fir Sport, Spisal
umd MuBs fir alle Altersgruppen und

fur alle Jahreszeiten vereinigen. Die-
se Anlagen miissen in zumutbarer
Entfernung liegen und méglichst
auch mit éffentlichen Verkehrsmitteln
gut erreichbar sein.

Zur Erholung am Wochenende ge-
ndgt nicht mehr allein die ,unbe-
rihrte Natur". Gewdnscht wird eine
Vielzahl von Betatigungs- und Unter-
haltungsmdglichkeiten. Die Zusam-
menfassung solcher Angebots in
Wochenend- und Erholungsaniagen
steigert die Attraktivitit eines Erho-
lungszieles und macht die Freizeit-
anlage selbst unabhangiger von Sai-
son und Wetter.

Je vielféltiger und reizvoller das An-
gebot an Freizeitmoglichksiten an
bestimmten Orten konzentriert wird,
um so entfernter von einem Verdich-
tungsgebiet kann das Ziel liegen. Die
Fahrt zu einem Erholungsgebist sollte
jedoch nicht langer als 90 Minuten
dauern.

Freizeitanlagen ‘bieten auch =ainen
Ansatzpunkt zur Verbesserung der
Wirtschaftsstruktur.

Im NWP 75 sind Standorte benannt,
die fiir die Errichtung oder den wei-
teren Ausbau von Tageserholungs-
anlagen oder Wochenend- und Fe-
rienerholungsanlagen besonders ge-
eignet erschienen. DaB in vielen Fal-
len bei Aufstellung des NWP 75 die
Realisierbarkeit noch vollig offen
war, wurde im Interesse einer ra-
schen Bewdltigung dieser neuen Auf-
gabe bewuBt in Kauf genommen.

Wochen-
end-
erholungsaniagen zus.

Tages-

im NWP
nament-

lich

genannt 38
bersits

abge-
schiossen 1 1 2
in der

Férde-

rung 23 25 43

in der

Ausfdh-

rungs-

planung 10 4 14

voriéufig

nicht

realisier-

bar 4 - 4




Insgesamt werden damit 75% der
Anlagen bereits gefordert.

Die unterschiedlichen Vorarbeiten an
den einzelnen Standorten ermdglich-
ten den Verzicht auf die Einhaltung
der im NWP 75 vorgesehenen Aus-
baustufen. In Einzelféllen lieBen sich
Erholungsanlagen an den im NWP 75
genannten Standorten nicht verwirk-
lichen; die dadurch freiwerdenden
Mittel werden fir die Férderung an-
derer Anlagen verwandt.

Pflege und ErschlieBung der freien
Landschaft, insbesondere auch in den
Nahbersichen der Ballungszentren,
sind zu regeln. Die Landesregierung
bereitet deshalb ein Landschafts-
gesetz vor, Fiir die Abgrabungen, als
einem wichtigen Teilbereich der
Landschaftspflege, ist 1972 das Ab-
grabungsgesetz ‘¢ in Kraft getreten.
Mit dem Landesfischereigesetz *3 sind
an den Fischgewéssern fiir viele zu-
satzliche Angler Sport- und Erho-
lungsmdglichkeiten geschaffen wor-
den.

Zur Forderung der Reiterei hat die
Landesregierung jahrlich rd. 38
Mio. DM, insbesondere flir Reitanla-
gen, aufgewendet.

Fir die ErschlieBung und den An-
kauf von Waldflachen fir Erholungs-
zwecke hat das Land 1971/72
18,2 Mio. DM eingesetzt.

Um dem Erholungsbediirinis der Be-
volkerung in den Ballungsgebieten
entsprechen zu kénnen, missen Fe-
rienerholung und Fremdenverkehr
weiterentwickelt und mit der Férde-
rung von Tages- sowie Wochenend-
und Ferienerholungsanlagen noch
stdrker zusammengefaBt werden.
Entsprechend der EntschlieBung der
drei Fraktionen des Landtages vom
11. 2. 1971 hat der Minister fur Wirt-
schaft, Mittelstand und Verkehr des-
halb die Vorlage eines Aktionspro-
grammes Fremdenverkehr ange-
kiindigt. Ergebnisse vorbereitender
Grundlagenuntersuchungen liegen in-
zwischen vor.

In den Richtlinien flir die regionale
Wirtschaftsforderung des Landes?®
wird die Férderung des Fremdenver-
kehrs unter wirtschafts- und regio-
nalpolitischen Gesichtspunkten ge-
regelt; dabel stehen Investitionshilfen
fir die Unterbringung von Ferien-
gasten wahrend lhres Uriaubs im
Vordergrund.

Zur Verbesserung des Frelzeitwer-
tes der Stédte im Industriegebiet ge-
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hért auch die Verschbnerung der
Stadtlandschaft. Verwahrloste Grund-
stiicke und Bauten vor allem entlang
der Schienenwege und StraBen be-
lasten das Image unserer Ballungs-
gebiete, Deshalb werden Einzelmas-
nahmen der Stadiverschonerung im
Sinne des Entwicklungsprogramms
Ruhr %, Insbesondere Verschone-
rungsaktionen entlang von Bundes-
bahnstrecken, weitergefiinrt. Das
Land beteiligt sich an dem Modell
einer Verschonerungsakiion in Wup-
pertal,

Aus der wachsenden Bedsutung des
Freizeitbereiches ergeben sich neue
Anforderungen an Planung und Hilfs-
maBnahmen des Staates. Die Iim
NWP 75 dafiir vorgesehene einheli-
liche Zustdndigkelt fir alle Freizeit-
fragen innerhalb der Landesregie-
rung ist zunadchst nicht geschaffen
worden. Die Durchfilhrungsplanung
ergab, daB — jedenfalls in der An-
laufphase — die notwendige Berilck-
sichtigung vielféltiger fachlicher Ge-
sichtspunkte verschiedener Ressorts
nicht beeintrachtigt werden durfte.
Deshalb wurde eine interministeri-
elle Arbeitsgruppe fiir Erholungsan-
lagen und Fremdenverkehr gebildet.
Mit dem Haushalt 1973 wurden dis
Investitionsmittel fiir die Bereiche
Stidtebau, Freizeit-, Sport- und
Spielanlagen sowie Wasserbau in
den Stadtebaumitteln beim Innen-
minister zusammengefaBt.

6.1 Freizeit

Wichtigste MaBnahmen:
23 Tageserholungsanlagen und
25 Wochenenderholungsanlagen
in der Férderung;

jeweils 1 Anlage abgeschlossen.
Landesmiitel

NWP 75
Programmergebnis
nach dem Stand der
Finanzplanung 1973

353 Mio. DM

211 Mio. DM

6.2 Sport

Das Verhédltnis zwischen dem im
NWP 75 festgelegten Bedarf und
dem Bestand an Sporistétten, die in

erster Linie dem Breitensport aller
Bevilkerungskreise dienen, konnte
im bisherigen Programmzeitraum
weiter verbessert werden. Bei plan-
méaBiger Steigerung aller in ver-
schiedenen Haushalistiteln angesetz-
ten Mittel des Landes ist allein im
Jahre 1972 der Bestand um 38
Schwimmhallen, 40 Lehrschwimm-
hallen, 13 Freib&der, 247 Turn- und
Gymnastikhallen und 244 Spiel- und
Sportplatze gestiegen. Mit dem Bau
von weiteren 70 Schwimmhallen, 44
Lehrschwimmbhallen, 25 Freibadern,
267 Turn- und Gymnastikhallen, 217
Spiel- und Sporiplatzen sowie 83
Tennisplatzen ist begonnen worden:
Die finanzielle Férderung von 22
Sportleistungszentren wird planmé-
Big durchgefiihrt; 11 Projekte sind
bereits fertiggestellt. Drei von vier
GroBstadien (Disseldorf, Dortmund,
Gelsenkirchen) sind bisher vom Land
bezuschuBt worden. Das Stadion in
Diisseldorf ist fertiggestellt. Die Bau-
maBnahmen an den dbrigen Stadien
werden rechtzeitig zur FuBballwelt-
meisterschaft 1974 abgeschlossen.
Fiir den Ausbau von neun regional
bedeutsamen Stadien wurden Lan-
desmittel in einer Gesamtsumme
von rd. 5,3 Mio. DM bereitgestslit.
Weitere detaijllierte Berichte Gber die
MaBnahmen zur Sportférderung hat
der Kultusminister in seiner ,Zwi-
schenbilanz 1972 zum Fodrderungs-
plan Leistungssport" 4 vorgelegt.

6.2 Sport
Wichtigste MaBnahmen:
Errichtung bzw. Fertigstellung von
1687 Anlagen des Breitensports,

22 Sportleistungszentren,

3 GroBstadien,

g regional bedeutsamen Stadien.

Landesmittel

NWP 75 449 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 223 Mio. DM

(ohne Sportstattenbau im Rahmen
des Schulbauprogramms)
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6.3 Kulturelle Einrichtungen

Alle Theater sehen sich kinstleri-
schen und finanziellen Problemen
gegeniiber. Diese Situation zwingt
dazu, Vorstellungen zu entwickeln,
wie das Bestehende in neue Formen
Oberfihrt werden kann. Die Thea-
ter sollen wirtschafilicher werden,
bessere Aufflihrungen bieten und
ihre kulturelle und gesellschaftspo-
litische Bedeutung starken. Da
Nordrhein-Westfalen verhéltnisméBig
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viele Theater hat, spielen hier die
Fragen der inneren Struktur, der Ko-
operation und Integration eine we-
sentliche Rolle. Im AusschuB zur
Strukturplanung der Bibliotheken,
Museen, Orchester und Theater ent-
wickeln Verireter aller beteiligten
Gruppen Vorschldge zur Reform der
Struktur im Theaterwesen. Der glei-
che AusschuB hat Vorschlage zur
vorberuflichen  Fachausbildung im
Bereich der Musik erarbeitet. Danach

soll die Intensivausbildung fir Hoch-
begabungen auf zundchst etwa 15
Musikschulen konzentriert werden,
um die Begabungsreserven stérker
als bisher auszuschopfen,

Im Rahmen der staatlichen Mu-
seumspflege fordert das Land den
Neubau und den Wiederaufbau be-
deutender kommunaler Museen, z. B.
das Westfdlische Landesmuseum
Mlnster, das Stadigeschichtliche
Museum Disseldorf, das K.-E.-Ost-




1 Litaraturversorgung durch kommunale Blcherelen

Stand 31,12, 1872

- mehe als 1 Buch ja Einwohner

| 05bis18uchjo Einwohner

[ ] orsisossuniemimmoncer. o

D waniger als 0,1 Buch j8 Siwahnet-

haus-Museum Hagen und das Cle-
mens-Sels-Museum Neuss. Der Neu-
bau der Landesgalerie Diisseldorf
wird vorbereitet. Das Land férdert
weiter den Ausbau der Sammlungs-
bestdnde bedeutender kommunaler
Museen. Die Bestdnde der Kunst-
sammlung Nordrhein-Westfalen wur-
den erganzt. Ferner unterstiitzt das
Land in verstarktem Umfang die Aus-
stellungstatigkeit der Museen und
Kunstvereine. Eine eigene Landes-

sammlung .Aspekte der gegenwar-
tigen Kunst in Nordrhein-Westfalen®,
die als Wanderausstellung zur Ver-
fiigung steht, ergénzt diese Bemii-
hungen.

Der StrukturausschuB hat Vorschla-
ge unterbreitet, um die Museums-
arbeit wirksamer zu machen. Da-
nach sollen zentrale Einrichtungen
fiir bestimmte Aufgaben geschaffen
werden, wie beispielsweise Restau-
rierungswerkstatten und Diatheken.

Einige Museen sollen sich vornehm-
lich museumspadagogischen Aufga-
ben widmen. Hierfiir sind der Ein-
satz von technischen Medien (Filme,
Videorecorder) und Wanderausstel-
lungen vorgesshen.

In der Denkmalpfiege standen bisher
die Beseitigung der Kriegsschaden
und die Instandsetzung wertvoller
kirchlicher und profaner Bauten im
Vordergrund. Zunehmend verlagert
sich aber das Gewicht auf neue Auf-
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GroBere wissenschaftliche Bibliotheken
und Bibliotheken mit

Bottrap
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Racklinghausen
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Hagen
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Leverkusan
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Hochschulbibliotheken
(1—4 = Zahl der Hoch-
schulbibliothekean am Ort)
A Wissenschaftliche Stadt-
und Landesbibliotheken

Kommunale Bibliotheken
mit Sondersammelgebieten

gaben, wie Ensembledenkmalpflege
— besonders im Rahmen der Stadi-
sanierung — sowie die Erhaltung und
Dokumentation technischer Kultur-
denkmadler.

Mit den Bibliothekspldanen |* und
I1¥ und dem Bibliotheksentwick-
lungsplan Nordrhein-Westfalen*® ist
die Neuordnung des Bibliothekswe-
gens als ein gestuftes System singe-
leitet worden. Im Zuge der kommu-
nalen Gebietsreform wurde das Bi-
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chereiwesen auf dem Lande und in
den Mittelstddten neu geordnet und
rationalisiert. Um die Bevdlkerung
besser mit Literatur versorgen zu
kénnen, wurde die Erweiterung der
Buchbestande In diesen R&umen
nach Schwerpunkien geférdert. Als
SondermaBnahme unterstiitzte das
Land den verstdrkten Einsatz von
Fahrbibliotheken in Kreisen und gré-
Beren Flachengemeinden. Im bishe-
rigen Programmzeitraum hat sich

der Buchbestand in den offentlichen
Bibliotheken  Nordrhein-Westfalens
von 14 Mio. auf 16,3 Mio. Béande er-
hoht, die Zahl der Entleihungen von
28 Mio. auf 37 Mio. Die Leistungs-
fahigkeit der Bibliotheken — insbe-
sondere der GroBstadibibliotheken
— ist durch den weiteren Ausbau
der Bestidnde fiir besondere Sach-
bereiche (Sondersammelgebiete), der
technischen Buchabteilungen und der
wissenschaftlichen Bestande nicht-




staatlicher Bibliotheken in Hochschul-
orten gesteigert worden. Eine Reihe
von MaBnahmen hat den Leihverkehr
verbessert. Ein Netz neuer Leitbiblio-
theken wurde geschaffen, kleinere
und mittlere kommunale Bibliotheken
wurden zum auswartigen Leihverkehr
zugelassen und Zuschiisse zum Aus-
bau der bibliographischen Bestande
und Auskunftsmittel bei nichtstaat-
lichen Leitbibliotheken gewahrt.

6.3 Kulturelle Einrichtungen
Wichtigste MaBnahmen:

Zuschiisse zum Aufbau kommunaler
Museen;

Schwerpunktférderung fiir den Be-
standsausbau der Bibliotheken im
|&ndlichen und mittelstédtischen Be-
reich sowie des Einsatzes von Fahr-
bibliotheken.

Landesmiitel

NWPF 75 228,7 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1873  247,8 Mio. DM

7. GESUNDHEIT
UND SOZIALES

Gesundheits- und Sozialpolitik hat
nach traditionellem Verstandnis die
Aufgabe, Schaden zu Dbeseitigen,
seien sle korperlicher oder see-
lischer, materieller oder sozialer Na-
tur. Daneben gewinnt aber eine an-
dere Funktion zunehmend an Be-
deutung: Es gilt, unsere technische
und soziale Umwelt so zu gestalten,
daB durch auBere Einwirkungen ver-
ursachte Schaden von vornherein
verhindert oder auf das Unvermeid-
liche beschréankt werden. Das Prinzip
der Vorsorge liegt vielen MaBnah-
men des NWP 75 in den verschiede-
nen Einzelbereichen zugrunde. So

O sind die Vorsorgeuntersuchungen
vermehrt worden, um Krankheiten
zu vermeiden oder frither zu er-
kennen;

O {iberpriifendie Chemischen unddie
Lebensmittel-Untersuchungsamter
in vermehrtem Umfang Lebens-
und Arzneimittel auf gesundheits-
schadigende Bestandteile;

O sind die sicherheitstechnischen
MaBnahmen verstarkt worden, um
dle Zahl der Arbeitsunfélle zu ver-
mindern;

O ist eine groBe Zahl neuer Kinder-
garten errichtet worden, um vor
allem sozial benachteiligte Kinder
friihzeitig kompensatorisch for-
dern zu konnen — ein besonde-
rer Forischritt unseres Bildungs-
systems,

Gleichermafen strebt die Landesre-

gierung an, den Randgruppen der

Gesellschaft ihre volle Teilhabe am

Leben eben dieser Gesellschaft zu

sichern, auch wenn sie kérperlichen

oder geistigen, sozialen oder mate-
risllen Behinderungen unterliegen.

‘Wo dies nicht in vollem Umfange

mdglich ist, muB dafr gesorgt wer-
den, daB diese Gruppen entspre-
chend inrem kdarperlichen und see-
lischen Zustand an sozialen Aktivi-
taten teilnehmen. Eine Politik, die
nur fiir den alten Menschen oder den
Behinderten, fir den korperlich oder
seelisch Kranken oder Gefahrdeten
MaBnahmen ergreift, 1Bt sie ledig-
lich als jewells umsorgte Objekte im
gesellschaftlichen Wandel erschai-
nen. Moderne Politik aber muB Gber
die. materielle  Existenzsicherung
hinausgehen und die soziale Inte-
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gration und Menschenwiirde dieser
Personengruppen erhalten. Sie muB
sie in die Lage versetzen, Inhalt und
Art der Lebensgestaltung selbst mit-
zubestimmen. Dazu sind gemeinsam
mit den Betroffenen Hilfen zu ent-
wickeln.

Der Gedanke der Teilhabe konkreti-
siert sich in dem schon im NWP 75
angelegten Ziel, die Ausgliederung
alter, behinderter und kranker Men-
schen aus der Gesellschaft von vorn-
herein zu verhindern und Integra-
tionsmaBnahmen damit unnétig zu
machen. Die Landesregierung hat
diese Zielvorstellung in dem im Mai
1972 vorgelegten Bericht ,Altenhilfe
in Nordrhein-Westfalen* ** der Of-
fentlichkeit umfassend dargelegt. Ein
weiteres Beispiel ist die Versorgung
psychisch Kranker. Das NWP 75 deu-
tet bereits die Absicht an, psychisch
Kranke nicht mehr in isolierten, son-
dern in Einrichtungen zu behandeln,
die mit allgemeinen Krankenhdusern
verbunden sind. Zum Grundsatz er-
hoben, trigt diese Absicht erstmals
konsequent eine Ressortplanung,
namlich den ,Zielplan zur Versor-
gung  psychisch  Kranker und
Schwachsinniger im Lande Nord-
rhein-Westfalen“ vom Januar 1972 2,
Der Gedanke der Teilhabe und Mit-
wirkung hat sich schlieBlich auch fiir
die Kindergarten durchgesetzt. Das
Kindergartengesetz aus dem Jahre
1971% hat Mitbestimmungsgremien
eingefiihrt, in denen Eltern gemein-
sam mit den flir den Kindergarten
Verantwortlichen die Erziehung ihrer
Kinder gestalten sollen. Elternrecht
wird hier praktiziert.

7.1 Offentliches Gesundheitswesen
Soll das offentliche Gesundheitswe-
sen seine Aufgaben der Gesund-
heitsvorsorge, der Gesundheitsfiir-
sorge und des Gesundheitsschutzes
erfillen, muB seine personelle und
technische Ausstattung entschieden
verbessert werden. Seine medizini-
schen Fachkrafte sind intensiver aus-
zubilden und fortzubilden.

Im &ffentlichen Gesundheitswesen
besteht zur Zeit ein deutlicher Man-
gel an Arzten. Hinzu kommt, daB die
vorhandenen Arzte weitgehend liber-
altert sind und jingere Krifte in den
letzten Jahren kaum zum Eintritt in
den offentlichen &rztlichen Dienst be-
wogen werden konnten. Zur Zeit
fehit bereits mehr als ein Viertel der
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bendtigten Arzte. In den n&chsten
Jahren scheidet ein gleicher Anteil
durch Eintritt in den Ruhestand aus
dem Dienst aus. Damit droht die Ge-
fahr, daB das offentliche Gesund-
heitswesen zusammenbricht.

Diese personelle Notlage kann nur
durch ein besonders attrakiives Pro-
gramm zur Gewinnung von MNach-

wuchskraften behoben werden. Der

Minister flir Arbeit, Gesundheit und
Soziales hat ein entsprechendes Mo-
dell erarbeitet, das von der Gesund-
heitsministerkonferenz gebilligt wor-
den ist und das im nachsten Jahr
durchgefiinrt werden soll. Es sieht vor
O die Zuweisung eines Studienplat-
zes an Anwarter flr den dffent-
lichen Gesundheitsdienst;

O die Begriindung eines offentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhéltnis-
ses schon vor Beginn des Studi-
ums, um die Anwarter auf den
Beruf vorzubereiten;

O die Sicherung des Unterhalts
wéhrend der Ausbildung verbun-
den mit der Verpflichtung, die Lei-
stungen bei Nichteintritt in den
offentlichen Gesundheitsdienst zu-
rickzuzahlen.

Die Zustimmung der Finanzminister-

konferenz zu der beabsichtigten Héhe

der finanziellen Hilfen steht noch aus.

Die Ausstattung der Gesundheitsam-

ter mit modernem medizinischen

Gerdt wird laufend verbessert. Aus

Mitteln des Steuerverbundes erhal-

ten diese Dienststellen flir die Be-

schaffung medizinischer Gerite so-
wie flir BaumaBnahmen rd. 4 Mio.

DM jahrlich.

Im Programmzeitraum wurde die

Akademie fiir Gffeniliches Gesund-

heitswesen wie geplant errichtet.

Das hierzu notwendige ,Abkommen

fiir die Errichtung und Finanzierung

der Akademie fiir &ffentliches Ge-
sundheitswesen in Disseldorf* ftrat

1971 in Kraft. Die von sieben Bun-

deslandern getragene Anstalt dient

zentral der Aus- und Fortbildung der

Berufe im dffentlichen Gesundheits-

wesen. Die Ausbildungskapazitit soll

— nach der Anlaufphase — vom Jah-

re 1977 an bei 500 Personen liegen.

7.2 Lebensmittel und Arznelmittel

Die Kontrolle der Arzneimittel, Le-
bensmittel und Bedarfsgegenstén-
de hat als Teil umweltschilitzender
MaBnahmen an Bedeutung gewon-
nen. Viele Stoffe kbnnen die Quali-

tdt der Lebensmittel derart beein-

tréchtigen, daB die Gesundheit der

Verbraucher geschadigt wird. Zu

nennen sind hier etwa Farb- und

Konservierungsstoffe, Restbestand-

teile radioaktiver Stoffe, Rickstén-

de von Schadlingsbekampfungsmit-
teln, Tierarzneimittel und Verpak-
kungsmaterialien.

Die Bundesregierung hat Gesetz-

entwiirfe zur Reform des Lebensmit-

tel- und Arzneimittelrechts sowie des

Fleischbeschaurechts ** vorgelegt, die

den Schutz des Verbrauchers ver-

bessern sollen.

Ziel der gemeinsamen Bemihungen

von Bund und Land ist die

O Rationalisierung der
chungsarbeit,

O Konzentrierung von speziellen Un-
tersuchungsaufgaben in bestimm-
ten Untersuchungsamtern,

O Reform der Ausbildung und Prii-
fung des Lebensmittelchemikers
auf gesetzlicher Grundlage,

O Verbesserung des lebensmittel-
technischen Kontroll- und Ober-
wachungsdienstes.

Zahlreiche Stidte haben auf Empfeh-

lung der Landesregierung inzwi-

schen Amtschemiker berufen.

Fir den Bau und die Einrichtung

kommunaler Chemischer- und Le-

bensmitteluntersuchungsamter im

Programmzeitraum werden jahrlich

4 Mio. DM bereitgestelit.

In Minster wird in Kiirze der Erwei-

terungsbau eines zentralen Chemi-

schen- und Lebensmitteluntersu-
chungsamtes fertiggestellt. Mit dem

Bau eines weiteren Chemischen

Landesuntersuchungsamtes in Dis-

seldorf wird im Programmzeitraum

begonnen. Das Staatliche Veterinar-
untersuchungsamt Arnsberg wird

derzeit erweitert. In Krefeld wird 1973

eine Ausbildungsstatte flr veterinir-

medizinisch-technische Assistenten
eroffnet.

7.2 Lebensmitiel und Arzneimittel
Wichtigste MaBnahmen:

Bau des Chemischen- und Lebens-
mitteluntersuchungsamtes in Min-
ster.

Untersu-

Landesmittel

NWP 75 26 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1873 23,4 Mio. DM




7.3 Behindertenbetreuung
Behinderte sollen nicht von der Ge-
sellschaft getrennt werden. Daher hat
sich die Konzeption der Behinder-
tenbetreuung dahin entwickelt, den
Aufenthalt in Anstalten oder ande-
ren Spezialeinrichtungen so weit wie
moglich entbehrlich zu machen. Es
wird allerdings nicht verkannt, daB
auch kiinftig in bestimmten Fallen die
stationdre Betreuung notwendig ist.
Diese Grundsatze haben im ,Ziel-
plan zur Versorgung psychisch Kran-
ker und Schwachsinniger im Lande
Nordrhein-Westfalen" *® ihren Nie-
derschlag gefunden. Statt in groBen
isolierten Spezialeinrichtungen soll
die stationdre und teilstationare Be-
handlung psychisch Kranker weit-
gehend in Allgemeinkrankenhéusern
erfolgen, denen psychiatrische Ab-
teilungen bzw. Tages- und Nachtkli-
niken angegliedert werden. Diese
MaBnahmen werden im Rahmen der
Krankenhausférderung durchgefiihrt.
Es ist wesentliche Aufgabe der Ge-
sundheitsfirsorge, die Behinderten
durch frithzeitige therapeutische
MaBnahmen zu einem guten Reha-
bilitationserfolg zu flihren. Bei Frih-
erkennung sind Schaden teilweise
noch heilbar. Der Rehabilitation be-
hinderter Kinder und Jugendlicher,
die ohne Forderung nicht mehr in
allgemeine Kindergarten, Schulen
und Lehranstalten aufgenommen
werden konnen, dienen neben der
medizinischen Therapie Sonderkin-
dergérten, Sonderschulen, Werkstat-
ten fiir Behinderte und Einrichtun-
gen zur stationdren Betreuung, wie
Anstalten und Heime.

In den Jahren 1971/72 sind neun
Sonderkindergérten mit 246 Platzen
geschaffen worden, im Jahre 1973
antstehen weitere finf Einrichtungen
mit 182 Platzen.

Soweit Tagesbildungsstatten fir gei-
stig Behinderte (Sozialhilfeeinrich-
tungen) in Schulen umgewandeilt
worden sind, wurden deren Anlern-
werkstéatten als Werkstufen dieser
Schule Ubernommen.

Im abgelaufenen Programmzeitraum
entstanden 10 neus Werkstétten flr
Behinderte mit 1 233 Platzen. Bis zum
31. 12. 1973 werden weitere 9 Ein-
richtungen mit 1 382 Platzen geschaf-
fen. Bel den Anstalten und Heimen
dient die Landesférderung in erster
Linie der Sanierung und Modernisie-
rung veralteter Gebaude.

Der Haushaltsansatz muBie wegen
der verstarkten Farderung von Werk-
statten flr Behinderte und wegen
der Einbeziehung der Anstalten und
Heime in die Forderung wesentlich
angehoben werden.

7.3 Behindertenbetreuung
Wichtigste MaBnahmen:

Errichtung von 9 Sonderkindergérten
mit 248 Platzen;

Errichtung von 10 Werkstatien fiir
Behinderte mit 1 233 Platzen;
Modernisierung und Erweiterung
einer Anstalt.

Landesmittel

NWP 75 30 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 91 Mio. DM

7.4 Krankenhduser
In Nordrhein-Westfalen stehen fir die
stationare Behandlung rund 142 000
Betten in Akutkrankenh&usern zur
Verfiigung, davon rund 10 000 in den
sechs Universitatskliniken. Gemes-
sen an der Einwohnerzahl hat NW
damit im internationalen Vergleich
einen Spitzenplatz inne. Auch die
DurchschnittsgréBe der in Nordrhein-
Westfalen geférderten Krankenhau-
ser ist in den letzten Jahren laufend
erhoht worden.
Ziel der kiinftigen Krankenhauspoli-
tik ist es:
O den Krankenhausbettenbestand
umfassend zu modernisieren,
O die regional unterschiedliche Ver-
sorgung auszugleichen,
O hochspezialisierte  medizinische
Bereiche auszubauen und
O die innere Struktur des Kranken-
hauswesens neu zu gestalten.
Der Landeskrankenhausplan® mit
den Grundsatzen fiir das Versor-
gungssystem wurde im Juni 1871
vorgelegt. Danach st Mordrhein-
Westfalen in 16 Versorgungsgebiete
eingeteilt, in denen jeweils ein lei-
stungsstarkes  Krankenhaussystem
der ersten, zweiten und dritten Ver-
sorgungsstufe sichergestellt werden
soll. Der Landeskrankenhausplan ist
wegen des neuen Krankenhausfinan-
zierungsgesetzes des Bundes zu
{iberarbeiten.

Die Zielsetzung des Landeskranken-
hausplans wird in Stufenplanen rea-
lisiert. NMach dem zweiten Stufen-
plan der Landesregierung flr 1972
bis 1976*, der seit 1971 vorliegt und
der die zu férdernden Projekie und
den Finanzierungsrahmen detailliert
angibt, lag das Finanzvolumen bel
ca. 1,7 Mrd. DM. Er bezog sich auf
150 BaumaBnahmen, davon 50 Neu-
bauten.

In den Jahren 1971/72 befanden sich
39 Krankenhauser im Bau; das be-
deutet eine jahrliche Forderung von
2 800 bis 3 500 Betten.

Zukiinftig sollen verstarkt geriatri-
sche Abteilungen an Allgemeinkran-
kenhausern vorwiegend der 2. Ver-
sorgungsstufe errichtet werden.

Etwa 1000 geriatrische Betten sind
seit 1971 neu entstanden. Alle neuen
Krankenhduser der zweiten und drit-
ten Versorgungsstufe erhalten Inten-
sivpflegestationen.

In den Jahren 1971 und 1972 sind
durch verstarkie Einzelforderung 38
Dialysestationen mit 157 kiinstlichen
Nieren unter Einsatz von 4,8 Mio.
DM eingerichiet worden. Nordrhein-
Westfalen ist damit — was die Ver-
sorgung auf diesem Sekior angeht —
an die Spitze der Lander der Bun-
desrepublik gerickt,

Der zweite Stufenplan muB infolge
der FEinbsziehung der psychiatri-
schen Einrichtungen und der ver-
starkten Forderung psychiatrischer
Abteilungen bei Akutkrankenhausern
sowie wegen der neuen Finanzie-
rungsmodalitdten des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes des Bundes®
(berarbeitet werden.

Das Finanzierungsvolumen wird sich
erheblich ausweiten. Neben den In-
vestitionen fiir Krankenhausbauten
werden die Krankenhduser in Nord-
rhein-Westfalen ab 1973 rd. 375 Mio.
DM zusatzliche Haushaltsmittel zur
Verbesserung ihrer wirtschaftlichen
Lage erhalten.

Die Investitionskosten werden jetzt
voll von der &ffentlichen Hand getra-
gen, wihrend die Betriebskosten
kiinftig durch Pflegesétze und offent-
liche Zuwendungen gedeckt werden.
Die Gemeinden tragen einen Anteil
in Hohe von 20 v. H. der forderungs-
fahigen Investitionskosten. In ande-
ren Bundesldndern sind erheblich
hohere Beteiligungen vorgesehen —
bis zu 50 v. H. an allen Kosten. Die
nordrhein-westfalische Regelung ent-
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lastet die Kommunen demgegen-
{ber erheblich.

Die Landesregierung bereitet ein
Landeskrankenhausgesetz vor, in
dem auch grundsitzliche Ragelun-
gen zur Reform der inneren Struk-
tur der Krankenh&user getroffen wer-
den. Damit verwirklicht die Landes-
regierung die Zielvorstellungen:

O Chancengleichheit fiir alle Patien-
ten, unabhangig von der Pflege-
klasse,

Krankenhausleistungen nur nach
Art und Schwere der Erkrankung,
Entkoppelung von Liguidations-
recht des Arztes und Pflegeklasss,
Sonderleistungen nur gegen be-
sondere Bezahlung,

Ausbau der Mitbestimmung
Krankenhauswesen.

7.4 Krankenhduser
Wichtigsie MaBnahmen:
Landeskrankenhausplan;
Zwaeiter Stufenplan 1972 bis 1976;
.Zielplan zur Versorgung psychisch
Kranker und Schwachsinniger Iim
Lande Nordrhein-Westfalen®;
1971/72 wurden gefordert:
5868 Betten in allgemeinen Kranken-
héusern,
198 geriatrische Betten,
34 Intensivpilegestationen,
6 kleine Krankenh&duser in Alten-
krankenheime umgewandelt.

Landesmittel
NWP 75 1311 Mio. DM
Programmergebnis nach dem
Stand der Finanzplanung 1973
fiir Investitionen (vor der
Uberarbeitung des zweiten

o W o e B &)

im

Stufenplanes) 1753 Mio. DM
flir Betriebskosten 768 Mio. DM
ZUS. 2521 Mio. DM

7.5 Arbeitsunfaliverhiitung

Die Unfaliziffern am h&uslichen und
betrieblichen Arbeitsplatz konnten
bislang noch nicht wesentlich ge-
senkt werden. Berufsbedingte Krank-
heiten werden im Vergleich zum Un-
fallgeschehen noch immer unterbe-
wertet. Das SicherheitsbewuBtsein in
der Bevblkerung muB verstarkt, die
technischen Hilfsmdglichkeiten mis-
sen voll ausgeschopit werden.
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1972 wurde die MeB- und Priifstelle
flir Strahlenschutz und Kerntechnik
zur ,Zentralstelle . fir Sicherheits-
technik, Strahlenschutz und Kern-
technik der Gewerbeaufsicht des
Landes Nordrhein-Westfalen® ausge-
baut. Sie hat die Aufgabe, Unfallur-
sachen zu analysieren und MaBnah-
men der Sicherheitstechnik zu ent-
wickeln.

Rechtzeitige und vorsorgende Be-
handlungen am Arbeitsplatz missen
nach den neuesten medizinischen
Erkenntnissen erfolgen. Deshalb hat
die Landesregierung in den Jahren
1971 bis 1973 die Errichtung von
Werkarztzentren in Borghorst, Kre-
feld, Bocholt und Solingen gefordert.
Diese Zentren kénnen den gewerb-
lichen Betrieben auch im Hinblick
auf das zu erwartende ,Gesetz liber
Betriebsarzte und Fachkrafte fiir Ar-
beitssicherheit” Anregungen vermit-
teln.

Sonderaktionen der staatlichen Ge-
werbeaufsicht, wie z. B. die Schwer-
punktaktion ,Larm" im Herbst 1972,
haben Priventivcharakter. Neben
Larm beeintréchtigen andere Einflis-
se das gesundheitliche Wohlergehen
am Arbeitsplatz. Im Programmzeit-
raum werden die staatlichen Gewer-
bearzte deshalb einen Katalog ge-
fanrlicher Arbeitsplatze an Hand der
Richtlinien der Europaischen Ge-
meinschaften vom 27. 7. 1966* auf-
stellen, aus dem Konsequenzen flr
die Gestaltung des Arbeitsplatzes zu
ziehen sein werden.

Im Programmzeitraum hat die Lan-
desregierung mit Hilfe von Broschi-
ren, Werbespots und Unfallverhi-
tungskursen, Aktionen in Kindergar-
ten, Schulen und am Arbeitsplatz
und auch {ber die Massenmedien
die Aufkl&rungsarbeit intensiviert,
um das SicherheitsbewuBisein der
Bevdlkerung zu wecksn und zu ver-
starken.

7.5 Arbeitsunfaliverhiitung
Wichtigste MaBnahmen:

Einrichtung der ,Zentralstelle fiir Si-
cherheitstechnik, Strahlenschutz und
Kerntechnik der Gewerbeaufsicht des
Landes Nordrhein-Westialen"; Foér-
derung wvon vier Werkarzizentren;
Aufkldrungsaktionen Uber Unfallge-
fahren.

Landesmittel

NWP 75 9 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem S3tand der

Finanzplanung 1873 11 Mio. DM

7.6 Kindergdrten
Nur fiir jedes 3. Kind im Alter von
3—6 Jahren gab es in Nordrhein-
Westfalen bei Programmaufstellung
einen Kindergartenplatz. Zudem fehl-
te es an einem klaren Bildungsauf-
trag. Um dieser schwerwiegenden
Mangellage schnell und wirksam zu
begegnen, hat das NWP 75 trotz sei-
nes relativ kurzen Programmzsit-
raums zwel weitgesteckte Ziele ge-
stellt:
0 ein klares Bildungskonzept fiir
den Kindergarten zu entwickeln;
O fiir 3/ aller Kinder einen Kinder-
gartenplatz zu schaffen,
Die gemeinsame Bund-Lé&nder-Kom-
mission fir Bildungsplanung hat
dem Ausbau des Elementarbereichs
— des Bildungssystems Kindergar-
ten/Vorschule — Prioritdt einge-
rdaumt. Die Stufe der Elementarer-
ziehung wurde dabei in ein Gesami-
bildungskonzept einbezogen. Im
Lande MNordrhein-Westfalen wurde
mit dem Kindergartengesetz vom
21, 12, 1971 % der eigenstédndige Bil-
dungsauftrag des Kindergartens
gleichrangig mit dem anderer Bil-
dungseinrichtungen ausdriicklich an-
erkannt. Das Kindergartengesetz will
durch den weiteren Ausbau von Kin-
dergérten und die Verbesserung der
padagogischen Situation in den Kin-
dergarten ungleiche Bildungschan-
cen beseitigen und zugleich die Be-
teiligung der Eltern an der Erzie-
hung Im Kindergarten sicherstellen.
In parallelen Meodellversuchen wer-
den in je 50 Vorschulklassen und Mo-
dellkindergéirten wissenschaftlich be-
gleitete Konzepte erprobt. Die Frage,
ob die Erziehung der Fiinfjahrigen
kinftig der Vorklasse in der Grund-
schule zuzuordnen sein wird oder
dem Bereich des Kindergartens, wird
1975 von der Landesregierung und
dem Landtag nach Auswertung des
Versuchs ,Vorklasse und Modellkin-
dergarten” entschieden werden.
Um den Auftrag des Kindergariens
erfillen zu kénnen, muB nach dem







langfristigen Programmziel jedem
Kind der geblhrenfreie Besuch eines
von Fachkréften betreuten Kindergar-
tens erméglicht werden. Die Zahl der
Kindergartenplatze hat sich vom
1. 1. 1971 bis zum 30. 6. 1973 von
rd. 300000 auf rd. 353000 erhaht;
d. h. von 100 Kindern im Alter von
3 bis 6 Jahren kénnen inzwischen
48 einen Kindergarten besuchen. Es
kann damit gerechnet werden, daB
das Ziel des NWP 75, fir 75 v. H. der
Kinder einen Kindergartenplatz zur
Verfligung zu stellen, erreicht wird.
Die Landesausgaben fiir die Férde-
rung des Baues, der Einrichtung und
des Betriebes von Kindergérten sind
in der ersten Halfte des NWP-75-
Zeitraumes erheblich angestiegen.
Der im Programm geschatzte Ansatz
von 300 Mio. DM fiir die Forderung
des Baues von Kindergérten wird
bei weitem (bertroffen werden. Al-
lein im Jahre 1972 sind fiir diesen
Zweck mehr als 120 Mio. DM zur
Verfilgung gestellt worden; hinzu-
kommen noch rd. 70 Mio. DM fiir Be-
triebskostenzuschiisse. Nach dem
Kindergariengesetz betragen die
Landeszuschiisse rd. 50 v. H. der In-
vestitionskosten und ein Sechstel
der Betriebskosten. In Sonderfallen
wird dariber hinaus flr finanz-
schwache Trager oder fiir Kinder-
gérten in sozialen Brennpunkien der
LandeszuschuB noch erhdht.

Auch in der qualitativen Verbesse-
rung der Kindergérten wurden Fort-
schritte erzielt. Insbesondere steht
jetzt mehr Personal zur Verfligung,
die raumliche Ausstattung und das
Angebot an Spielmaterial haben sich
verbessert. Hand in Hand mit der
Vermehrung der Platze im Kinder-
garten sind auch mehr Ausbildungs-
platze fir Erzicsher und Sozialpad-
agogen geschaffen worden.

Im bisherigen Programmzeitraum
konnte das Angebot an Fachschulen
fiir Sozialpadagogik erweitert wer-
den.

Die Zahl der Schulen, der Schiler
und der Absolventen zeigt die fol-
gende Ubersicht.

Jahre Schulen Schiiler Absolventen

1970 64 5079 2400
1971 86 6818 1966
1972 116 11139 2859
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7.6 Kindergérten
Wichtigste MaBnahmen:
Kindergartengesetz NW am 1. 1. 1972
in Kraft getreten;

1971/72 B4500 Kindergartenplatze
gefordert;

52 neues Fachschulen fir Sozialpad-
agogik errichtet.

Landesmittel

NWP 75 330 Mio. DM
Programmergebnis nach dem

Stand der Finanzplanung 1973
Teilbereich Investition fir Tagessin-
richtungen fiir Kinder 513 Mio. DM
ferner Betriebskosten-
zuschiisse

ZUS.

428 Mio. DM
941 Mio. DM

7.7 Altenhilfe

Altenhilfe gehoért zu den Aufgaben
mit wachsender sozialpolitischer
Bedeutung. In allen modernen Indu-
striestaaten ist der Anteil der lber
B5jahrigen an der Gesamtbevdlke-
rung in den letzten 50 Jahren sprung-
haft gestiegen. Das ist zurlickzufiih-
ren auf die Fortschritte der Medi-
zin und die Verbesserung der all-
gemeinen Lebensbedingungen. In
Nordrhein-Westfalen wird der Anteil
der &lteren Mitbirger 1975 bereits
erheblich iber 13 v. H. liegen und
voraussichtlich bis zum Jahre 1980
weiter steigen. Gleichzeitig ist der
Status der alten Menschen in der
Gesellschaft, insbesondere wegen
des herrschenden Leistungsprinzips,
problematisch geworden.

In dem 1972 vorgelegten Bericht , Al-
tenhilfe in Nordrhein-Westfalen *
hat die Landesregierung u. a. Mittel
und Wege aufgezeigt, die alteren
Mitbiirger vor Vereinsamung zu be-
wahren, ihnen wieder die volle
Teilnahme am gesellschaftlichen Le-
ben zu sichern und damit ihr Leben
lebenswert zu erhalten. Dieser Be-
richt stellt zugleich die erste Stufe
flir einen Landesaltenplan dar, den
die Landesregierung voraussichtlich
bis zum Jahre 1975 vorlegen wird.
Inzwischen ist zur weiteren Vorbe-
reitung des Landesaltenplans eine
detaillierte Erhebung Uber alle Ein-
richtungen der Altenhilfe in Nord-

rhein-Westfalen durchgefiihrt wor-
den. lhre Ergebnisse mit EinschiuB
der statistischen Aufbereitung und
giner fachlichen Auswertung werden
bis Ende des Jahres vorliegen. Dar-
tiber hinaus soll der Bericht der Lan-
desregierung durch eine entspre-
chende Darstellung aus der Sicht der
Stidite und Kreise sowie der Ver-
bande der freien Wohlfahrispflege
ergédnzt werden. SchlieBlich wird sich
der Landesaltenplan auf die Ergeb-
nisse mehrerer wissenschaftlicher
Untersuchungen stitzen kénnen, die
nach den Planungen bis Anfang 1974
abgeschlossen sein werden.
Untersuchungen und Befragungen
bestatigen eine verbreitete Sorge um
die im Alter leider vielfach besin-
trachtigte Gesundheit. Aus einer —
in der Hauptsache in der Medizini-
schen Klinik der Universitat Miinster
erstellten — interfakuliativen Studie
ergibt sich, daB die Zahl der chro-
nischkranken, pflegebedirftigen alte-
ren Menschen bedeutend héher als
bisher angenommen ist. Als Prophy-
laxe und Abwehr gegen Alterserkran-
kungen werden gezielte Vorsorgeun-
tersuchungen, gesunde Lebenshal-
tung, altersgerechte Erndhrung, Kor-
perpflege und Aktivitdt empfohlen.
Dem 1970 der Universitdt Minster
angegliederten und ausschlieBlich
aus Landesmitteln finanzierten In-
stitut fur Arterioskleroseforschung
kommt im Zusammenhang mit der
gesundheitlichen Altersvorsorge be-
sondere Bedeutung zu.

Seit fast 15 Jahren vom Land gefdr-
derte MaBnahmen der Altenerholung
sollen Vereinsamung abwehren und
die Bereitschaft zur aktiven Lebens-
gestaltung férdern. Standig steigen-
de Teilnehmerzahlen belegen die
Beliebtheit der Altenerholung. Die
Landeszuschiisse fiir diese MaBnah-
men sind in nur 4 Jahren — von 1970
bis 1973 — von 4,8 Mio. auf 7,3 Mio.
DM gestiegen.

Eine wesentliche Vorbedingung fir
einen erfiillten Lebensabend in Ge-
sundheit und Zufriedenheit stellt das
altersgerechte Wohnen dar. Dabei
wird dem (berall erkennbaren Stre-
ben des alten Menschen nach eigen-
stdndigem Lebensraum, nach Selb-
stdndigkeit und Beibehaltung der
eigenen Haushaltsfiihrung besonde-
rer Wert beizumessen sein. Die Al-
tenwohnung, in der der alte Mensch




bei Bedarf durch Krafte der offenen
Altenhilfe voriibergehend betreut und
gaf. gepflegt wird, steht daher oben-
an in der Reihe der angemessenen
Wohnmaéglichkeiten flr betagte Mit-
birger. Nach der oben genannten
Erhebung gibt es in unserem Land
bereits 20400 Altenwohnungen mit
insgesamt rd. 32000 Wehnplatzen.
Weitere 7136 Altenwohnungen be-
fanden sich am Erhebungsstichtag
(31. 10. 1972) im Bau. Nach ihrer Fer-
tigstellung wird man in Nordrhein-
Westfalen (ber rd. 42400 Wohn-
platze in Altenwohnungen verfigen.
Des weiteren kann damit gerechnet
werden, daB der Bestand an Alten-
wohnungen auch in diesem Jahre
wieder um rd. 7000 Einheiten ver-
mehrt wird.

Nach wie vor liegt der absolute Be-
darfsschwerpunkt der institutionellen
Altenhilfe bei Pflegeplatzen aller Art,
Hier werden in erster Linie die vom
Land mit Vorrang gefdrderten Alten-
krankenheime die bestehende Ver-
sorgungsliicke zu schlieBen haben.
Das Férderungsergebnis der Jahre
1970 bis 1972 ist mit 1 706 Platzen in
Altenkrankenheimen und Pflegehsi-
men bei Altenheimen bereits recht
ermutigend. Zur Férderung im Jahre
1973 liegen bereits jetzt 13 groBe
Vorhaben mit weiteren rd. 1 400 Pfle-
gebetten vor.
Landesforderungsmittel werden zu-
nehmend auch fir therapeutische
Zentren — vorwiegend mit Einrich-
tungen der Beschaftigungs- und
Bewegungstherapie — einzusetzen
sein, die in einigen GroBstadten
{Aachen, Bochum, Dortmund) mo-
dellmaBig errichtet worden sind und
sich dort bewahrt haben.

Der Schwerpunkt der Altenhilfe ver-
lagert sich seit einigen Jahren zu-
nehmend zur sogenannten offenen
und halboffenen Altenhilfe hin. Sie
stellt sich als Vielzahl spezieller
Hilfen fiir alte Menschen auBerhalb
von Heimen und gleichartigen Ein-
richtungen dar. Es handelt sich dabei
um spezifische Hilfen, die in beson-
derem MaBe auf die Bedirfnisse des
Einzelfalls abgestimmt sind und die
selbsténdige Lebensfiinrung des be-
tagten Mitbiirgers im Gbrigen unan-
getastet lassen. Weil die offene und
halboffene Altenhilfe in besonderer
Weise der Grundkonzeption der Lan-
desregierung entspricht, werden die

Haushaltsmittel lberwiegend zur Er-
probung neuer MaBnahmen auf die-
sem Gebiet eingesetzt.

7.7 Altenhilfe
Wichtigsie MaBnahmen:
1971/72 Férderung von
12 305 Altenwohnungen,

5367 Platzen in Altenheimen,

1 506 Platzen in Altenkrankenhei-

men/Pflegeheimen;

ErholungsmaBnahmen flr 55000 bis
65 000 Personen jahrlich.

Landesmittel

NWP 75 575 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 238 Mio. DM

(ohne Altenwohnungen im Rahmen
der Wohnungsbauférderung)

8. WASSER, ABFALL,
LUFT UND LARM

Das NWP 75 hat der Sache nach die
wesentlichen Aufgabenbereiche des
Umweltschutzes bereits eingehend
erfaBt, obwohl der Begriff selbst da-
mals noch nicht verwandt wurde.

Die Programmziele des NWP 75 sind
in den einzelnen Sachbereichen er-
reicht worden. Sieht man dagegen
auf die Umweltsituation als Ganzes,
so sind bislang nur regionale oder
sektorale Erfolge zu verzeichnen.
Wenn auch bestimmte Belastungen
durch entsprechende MaBnahmen
reduziert werden konnten, so hat
die quantitative Zunahme, verstarkt
durch neue Belastungsquellen, eher
zu einer nachteiligen Veranderung
der Umweltqualitat gefihrt. Verkehr
und verstreute Immissionsquellen ha-
ben starker zugenommen. Der natir-
liche Wasserkreislauf ist eingeengt
worden, weil weitere Landschafis-
flachen durch neue Hoch- und Ver-
kehrsbauten in Anspruch genommen
und damit versiegelt worden sind.
Alle Umweltbelastungen und ihre
Wirkungen miissen auch kinftig in
den einzelnen Umweltschutzberei-
chen systematisch erforscht und be-
wéltigt werden. In einem Umwelt-
bericht wird die Landesregierung
den derzeitigen Stand und die ge-
planten MaBnahmen darstellen. Der
Bericht wird 1973 vorgelegt.

8.1 Wasser

Die Wasserversorgung in Mordrhein-

Westfalen ist bis zum Jahre 2000

sichergestellt, obwohl bis zu diesem

Zeitpunkt mit einer Verdoppelung

des Wasserbedarfs gerechnet wer-

den muB und der Wasserschatz nicht
vermehrbar ist.

Wie im NWP 75 vorgesehen, wurden

die Versorgungskapazitaten und Ver-

bundnetze an den steigenden Be-
darf angepapt.

O Die Wasserversorgung konzen-
triert sich auf groBere und zugleich
leistungsfahigere Versorgungsein-
heiten. Sie blrgen fiir sichere Ver-
sorgung bei einwandfreier Was-
serqualitat.

O Ein Netz von 5000 Pegeln an Ba-
chen und Flissen und 14000
MeBstellen zur Beobachtung des
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Art der Abwasserbehandiung

100% =14,0 Mio E 100% =16,3 Mio E 100% =16,9 Mio E
Hausgruben Kanalisation Mech.
ohne Reinig. Reinigung

Grundwassers schafft die Grund-
lagen far eine elektronisch zu-
sammengefaBte Planung Gber das
Wasserangebot im Lande. Die
Deckung des Wasserbedarfs kann
damit groBraumig geplant werden.
ProgrammgemaB wurde auch der
Grad des Anschlusses an die zen-
trale Wasserversorgung erhéht. Seit
1971 wurden jahrlich fir 70 000 Ein-
wohner neue Anschlliisse an das
offentliche Netz geschaffen. Fiir jahr-
lich rd. 230000 Einwohner, die be-
reits zentral versorgt sind, wird die
Versorgung dem heutigen Stand an-
gepaBt. Um die standigen wasser-
hygienischen Untersuchungen durch
die Gesundheitsbehorden zu verbes-
sern, werden vaor allem bei den grg-
Beren Wasserwerken Dauertestgin-
richtungen (z. B. Fischtestanlagen)
aufgestellt.
Im Programmzeitraum wurden er-
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Prozentsatz

der angeschlossenen Einwohner

1963

; ,. | behandlung

hebliche Fortschritte bei der Durch-
filhrung von MaBnahmen zur Ablei-
tung und Reinigung der anfallenden
Abwi&sser erzielt.

Diese Erfolge lassen erwarten, daB
das langfristige Programmziel, 60 %
der Einwohner an eine mechanisch-
biologische Klaranlage anzuschlie-
Ben, erreicht wird.

In néachster Zukunft wird in zahlrei-
chen Fillen die Leistung der mecha-
nisch-biologischen Reinigung nicht
mehr ausreichen. Eine =zusatzliche
chemische Behandlung des Abwas-
sers wird erforderlich. Einen weite-
ren Schwerpunkt wird in Zukunft die
Reinigung des Wassers bilden, das
bei starken Regenféllen aus der Ka-
nalisation unmittelbar abgeleitet wer-
den muB. Andere MaBnahmen rich-
ten sich darauf, den Abwasseranfall
und die Verschmutzung zu verrin-
gern. Dies gilt insbesondere fir die

100% =17,2 Mio E

Land Mech.-biolog.

Reinigung

industriellen Abwasser, die zwel
Drittel der Gesamtmenge ausma-
chen. So gilt es, Wasser einzusparen,
die Wasserkreisldufe zu verbessern,
die Betriebsweisen zu verdndern und
entsprechende  Forschungsarbeiten
zu unterstiitzen.

Die Probleme bei der Erkennung und
Zurlickhaltung schwer abbaubarer
und oftmals auch giftig wirkender
Substanzen sind erst in neuester
Zeit festgestellt worden. Die Erfor-
schung der Zusammenhange hat ge-
rade erst begonnen.

Die Erkenntnisse stammen im we-
sentlichen aus Untersuchungen, die
vom Land Nordrhein-Westfalen un-
mittelbar durchgefiihrt oder finan-
ziell geférdert worden sind. Konse-
quenzen fiir die Abwasserreinigung
werden daraus gezogen.

Dureh Schwerpunktprogramme wur-
de vor allem die biologische




Reinigung der Abwisser aus den
GroBstadten und Ballungsraumen an
Rhelin, Ruhr und Wupper in den letz-
ten Jahren forciert. Dadurch wird
arreicht, daB die- Abwasser dieser
Bereiche bereits bis stwa 1975/76
voll biologisch gereinigt werden.
Ferner werden einige Klarwerke zur
Zeit mit hoher finanzieller Unter-
stiitzung des Landes erstmalig mit
einer dritten, der sogenannten che-
mischen Reinigungsstufe ausgestat-
tet, um fir die Zukunft volkswirt-
schaftlich vertretbare Losungen zu
entwickeln.

Der weitere Ausbau der Kléranlagen
wird stdndig dem neussten Stand
der Abwassertechnik angepaft. Dazu
gehort insbesondere die Entfernung
der bioclogisch nicht abbaubarsn
Stoffe durch besondere Kl&rstufen.
Es wird angestrebt, schwierige Ab-
wéasser schon vor ihrer Einleitung in
die Klarsysteme zu reinigen.

Zur standigen Messung der Bela-
stung des Rheins mit Schadstoffen
sind MeBstationen in Honnef, Lever-
kusen und Bimmen errichtet wordsn.
Auch das Netz automatischer Selbst-
iberwachungseinrichtungen an den
Einieitungsstellen wird stindig aus-
gebaut. Neu eingefiihrt wurde dar-
tiber hinaus die Gewé&sserlber-
wachung aus der Luft mit Hub-
schraubern der Wasserschutzpolizei.
Die Messungen bilden die Grundiage
fiir alle weiteren Erkenntnisse. Sie
sind erforderlich fiir Gensehmigungs-
verfahren, fiir einen sinnvollen Aus-
bau von Klaranlagen, fiir die Kon-
trolle der Abwasser und die Fest-
stellung von Gewasserverschmutzun-
gen und ihrer Verursacher,

Durch die Verdichtung der Messun-
gen wird fiir die Wasserversorgungs-
unternehmen, die uferfiltriertes Rhein-
wasser verwenden, die Moglichkeit
der Vorwarnung beim Auftreten von
Giften und Konzentrationen wvon
Schadstoffen im Rhein verbessert.
Ein neuer Aspekt der Wasserrein-
haltungsbestrebungen betrifft die Er-
warmung der Gewdsser, die durch
ihre Verwendung als Kiihlwasser und
den anschlieBenden RickfiuB mit
erhohten Temperaturen entsteht. Wie
die Untersuchungen der Arbeitsge-
meinschaft der Lander zur Reinhal-
tung des Rheins ergeben haben,
wiirde bei einer Verwirklichung aller
Kraftwerkplanungen am Rhein unter
Einschluf der bereits vorhandenen

Warmebelastungen die Temperatur
in einigen FluBabschnitten bei Nied-
rigwasser oder hohen Lufttempera-
turen schon 1975 die Hbhe von 28°C
{iberschreiten, wenn das erwdrmte
Kiihlwasser ohne Riickkihlung in
den FluB zurlickgeleitet wiirde. Da-
her werden nur noch Kiihlwasserein-
leitungen zugslassen, die zuvor eine
Riickkiihlanlage durchlaufen haben.

Kiinftig wird nur der Einsatz von NaB- .

kihitirmen im Kreislauibetrieb oder
von Trockenkiihlanlagen mdglich
sein. Zur Erprobung der trockenen
Kihitechnik stellt die Landesregie-
rung 30 Mio. DM zur Verfigung. Der
Demonstrationsversuch wird im Zu-
sammenhang mit dem Reaktor THTR-
300 in Schmehausen durchgefiihrt.
Der Gesamistauraum der Talsperren
soll bis Mitte der 80er Jahre auf
1200 hm?® erhtéht werden, davon
werden bis 1975 1000 hm® ange-
strebt. Mit der Inbetriebnahme der
Obernau-Talsperre wurden 950 hm?
erreicht. Voan den im Bau befindlichen
Talsperren — Wupper-Talsperre und
Wiehl-Talsperre — wird die Wupper-
Talsperre, die nicht der Trinkwasser-
versorgung, sondern dem Hochwas-
serschutz und der Niedrigwasserauf-
héhung der Wupper dienen soll, we-
gen verkehrstachnischer Schwierig-
keiten erst zwel Jahre spater als
vorgesehen fertiggestellt. Der ange-
strebte Gesamtstauraum von 1000
hm? bis 1975 wird jedoch durch den
vorgezogenen Baubeginn der gro-
Ben Dhiinn-Talsperre um rd. 50 hm?
{iberschritten. Mit der Obernau- und
der Wiehl-Talsperre, mit deren Fer-
tigstellung fiir 1974 zu rechnen Ist,
wird die bisher unzureichende Trink-
wasserversorgung von jeweils 250000
Einwohnern im Gebiet der Sieg und
Agger sichergestslit.

Die Planungen fiir die Aachbach-Tal-
sperre (Kreis Biren), die Naafbach-
Talsperre (Rhein-Sieg-Kreis) und die
Wehebach-Talsperre (Kreis Aachen)
sind aufgenommen worden.

Zum Hochwasserschutz wurde im
Gebiet der oberen Lippe im Jahre
1972 mit dem Bau von insgesami
26 Hochwasser-Riickhaltebecken be-
gonnen.

Insgesamt werden in Nordrhein-
Westfalen jahrlich ca. 300 Mio. DM
fiir WasserbaumaBnahmen aufge-
wandt. Davon stellt die Landesregie-
rung etwa 100 Mio.DM als Zuschiisse
zur Verfligung.

8.1 Wasser

Wichtigste MaBnahmen:

Forderung der Verbundnetze;
Ausbau des Gesamtstauraums auf
950 hm?;

AnschluBgrad an Gffentliche Kl&ran-
lagen um 4,3 % der Bevélkerung auf
77,9 % erhdht, davon an mechanisch-
biologische Kidranlagen 44,1 %.
Landesmittesl

NWP 75 962 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 1329 Mio. DM

8.2 Abfallbeseitigung

Ziel des NWP 75 war es, in den Ge-

meinden mit Hilfe von Planung und

Tragerschaft der Kreise zu geordne-

ten Deponien, Kompostierungen und

Miiliverbrennungsaniagen fiir groGere

Einzugsbereiche zu gelangen. Das

NWP 75 sah vor, bis 1975 fiir Abfall-

beseitigungsmaBnahmen Zuschiisse

oder Darlehen in Hohe von 50 Mio.

DM zu gewéhren. Es hat sich ge-

zeigt, daB das NWP-Ziel allein mit

dem Einsatz von Landesmitieln nicht
erreichbar ist. Erforderlich ist eine
grundlegende Neuordnung der Ab-
fallbeseitigung, um fortdauernde und
schadliche Einfliisse auf den Lebens-
raum des Menschen zu vermeiden.

Héhere Landeszuschiisse wirden zu-

dem dem ,Verursacherprinzip® wi-

dersprechen, das sich flir die Kosten-
tragung im Umweltschutz inzwischen
durchgesetzt hat.

Voraussetzungen fiir die Neuordnung

sind teils geschaffen, teils werden

sie in absehbarer Zeit verwirklicht:

0O Der Bund erlieB das Abfallbeseiti-
gungsgesetz vom 7. Juni 1972%,

O EinlLandesabfallgesetz s liegtdem
Landtag zur Beratung vor.

O Auf Grund der Abiallstofibilanz
sollen jeder einzelnen Planungs-
region die Abfallanlagen iiberdrt-
lich zugeordnet werden. In regio-
nalen Abfallbeseitigungsplanen
werden die geeigneten Standorte
festgelegt, um eine geordnete
Sammlung und richtige Behand-
lung, Lagerung und Ablagerung
der Abfélle zu erzielen.
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Derzeit gibt es in Nordrhein-West-
falen flir 97 % der Einwochner sine
regeimaBige Millabfuhr (geschatzter
Bundesdurchschnitt 80 %). Wahrend
im Jahre 1970 noch weit ber 2 000
Abfalibeseitigungsanlagen vorhanden
waren oder betrieben wurden, ist
diese Zahl| bis 1972 auf 850 reduziert
warden.

Inzwischen werden fast50%s des in
der kommunalen Abfallbeseitigung
anfallenden Miills in geordneten An-
lagen beseitigt. Fir den Mill von
25 °/s der Einwohner des Landes gibt
es Miillverbrennungsaniagen.
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Dieser Anteil wird bis 1975 auf ber
30% steigen. Die MindestgroBe des
Einzugsbereichs solcher Anlagen
liegt bei 50000 Einwohnern; noch
bei Beginn des Programmzeitraumes
war die MindestgréBe auf 20000
Einwohner angesetzt.

Die Zahl der Shredder-Anlagen hat
sich im Programmzeitraum von zwei
auf neun erhoht. Die Kapazitat reicht

zur Beseitigung von alten Autowracks

und vielen anderen metallischen
Hausmiillgegenstanden aus.

Kosten werden nach der neueren
Entwicklung fir das Land weniger

durch Zuschiisse flir Abfallanlagen
als fir die Planung und ihre Durch-
setzung und fir qualifiziertes Per-
sonal anfallen. Sie werden bis 1975
auf 20 Mio. DM geschatzt,

8.2 Abfallbeseltigung

Wichtigste MaBnahmen:

Vorlage des Landesabfallgeseizes;
Erhebungen fiir Abfallbeseitigungs-
plane (Hausmiill, Sonderabfélle):




Erhebungen iliber die vorhandenen
Abfallbeseitigungsaniagen, um not-
wendige MaBnahmen zur Verbes-
serung des Umweltschutzes zu tref-
fen;

Erhebung iiber produktionsspezifi-
sche Abfallstoffe aus dem Bereich
der gewerblichen Wirtschaft.
Landesmittel

NWP 75 50 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 70 Mio. DM

UNIVERSITATS-

BIBLIOTHEK
PADERBORN

8.3 Reinhaltung der Luft

Das NWP 75 beschreibt die zentralen
Aufgaben der Luftreinhaltung in den
kommenden Jahren. Dieses Schwer-
punktprogramm hat der Minister flr
Arbeit, Gesundheit und Soziales in-
zwischen durch ein Konzept ergénzt,
das detailliert die vielfaltigen Mog-
lichkeiten aufzeigt, um die Emissio-
nen in den verschiedenen Quellen-
gruppen Verkehr, Industrie, Kleinge-
werbe und Hausbrand zu verringern.
Dieses Konzept ist dargestellt in der
Broschiire ,Reine Luft fir morgen —
Utopie oder Wirklichkeit®. *

Eines der langiristigen Ziele des
NWP 75 ist die Verringerung der
stark durch Staub und Schwefeldi-
oxyd belasteten Gebiete an der
Ruhr. Bereits jetzt ist eine wesent-
liche Verbesserung erreicht; die
Abbildung zeigt den 1972 erreichten
Fortschritt gegeniiber der Belastung
im Jahre 1966 vor Durchilihrung des.
Entwicklungsprogramms Ruhr.

Die im NWP 75 vorgesehene Besei-
tigung oder Verminderung der Luft-
verschmutzung bei etwa 100 gréBe-
ren industriellen Anlagen ist weitge-
hend durchgefihrt.
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sehr starik
belastete Gebiate

Die Landesregierung hat Luftrein-
haltegebiete festgelegt. Die Emissi-
onserhebungsn im Luftreinhaltege-
biet Koln erbrachten bereits umfang-
reiches Datenmaterial. Die Erhebun-
gen im GroBraum Koln werden im
Jahre 1973 abgeschlossen. In einem
Zwischenbericht ,Emissionskataster
Kaln“® sind wichtige Teilergebnis-
se dargestsllt. Gezielte Verbesse-
rungsprogramme werden folgen, so-
bald die Erhebungen abgeschlossen
und einheitlich ausgewertet sind.
Schon jetzt kann festgestellt wer-
den, daB im GroBraum Kbdin die im-
missionssituation vom Emissionska-
taster positiv beeinfluBt worden ist.
Am 1. Februar 1973 ist mit den Ka-
tastererhebungen im Luftreinhaltege-
biet Duisburg-Oberhausen-Milheim
begonnen worden.

Innerhalb der sechs Luftreinhaltege-
biete wurden 1971/72 in ca. 40 Be-
trieben, die der Staatlichen Gewer-
beaufsicht unterstehen, und in 15
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sahr
belastete Gebiete

Betrieben, die der Bergaufsicht un-
terstehen, LuftreinhaltemaBnahmen
geférdert.
Fiir Entwicklungsaufgaben auf dem
Gebiet der Luftreinhaltung sind 1971
ca. 2 Mio. DM und 1972 fast 4 Mio.
DM als Zuschisse gewdhrt warden.
Entwickelt wurden neue Verfahren
O zur Messung und Ausscheidung
von Stauben, Gasen und Dampfen
und
O zurEntschwefelung der Rauchgase
von Olfeuerungen in GroBkraft-
werken.
Die Gewerbeaufsichtsbehérden sind
angewiesen, fir neue Olgefeuerte
Kraftwerksanlagen und &hnliche An-
lagen bestimmter GréBenordnung
den Einsatz von Rauchgasentschwe-
felungsanlagen zu fordern.
Das NWP 75 hat die Kontrolle auch
der neuen Quellen der Luftverunrei-
nigung angekiindigt. Inzwischen wird
die Luftkonzentration an Fluor-lanen,
Chlor-lonen, Staub und organischen

| belastete Gebiste be

und nicht
ete Gebiete

weani

Substanzen in wichtigen Tellgebieten
meBtechnisch erfaBt. Uber die MeB-
jahre 1870 und 1971 hat die Landes-
anstalt fir Immissions- und Boden-
nutzungsschutz des Landes NW, Es-
sen, Berichte verbffentlicht. ®

Die Messungen lassen noch keine
allgemeinen SchluBfolgerungen zu,
doch zeichnen sich bereits deutlich
die Gebiete ab, in denen gezielte
VerbesserungsmaBnahmen notwen-
dig sein werden. Beim Feinstaub z. B.
sind es im wesentiichen die frither
durch GroBstaub belasteten Teile des
Ruhrgebietes. _

Durch ErlaB von Durchflihrungsver-
ordnungen zum Landesimmissions-
schutzgesetz konnte in der Zwischen-
zeit eine weitere Emissionsminde-
rung in emissionsintensiven Berei-
chen erzielt werden. Auf dem Haus-
brandsektor sind inzwischen fir alle
Zentralheizungsanlagen und alle Ein-
zelfeuerstatten, die mit festen oder
fliissigen Brennstoffen betrieben wer-




Immissionsbelastung im Ruhrgebiet 1971

O vanL

RECKLINGHAUSEN

O MarL

RECKLINGHAUSENM




den, fortschrittliche Vorschriften zur
Emissionsbegrenzung und -liberwa-
chung wirksam geworden.

Fir das zum Schutze vor Schad-
stoffanreicherungen in der Luft bei
austauscharmen Wetterlagen (Smog)
eingerichtete Warn- und MaBnahme-
system wurde 1972 die Grenze
der Schwefeldioxydkonzentration zur
Auslésung des Smogalarms herab-
gesetzt.

Um die laufende Emissionskontrolle
zu intensivieren und um insbesonde-
re auch eine rasche Uberpriifung
in Beschwerdeféllen sicherzustellen,
sind bei den Staatlichen Gewerbe-
aufsichtsamtern motorisierte MeB-
trupps eingerichtet worden.

8.3 Reinhaltung der Luit
Wichtigsie MaBnahmen:
Verringerung der Immissionsbela-
stung durch Staub und Schwefel-
dioxyd an der Ruhr;

Verminderung der Emissionen bei
gtwa 100 groBeren industriellen An-

lagen;

Emissionskataster in den Luftreinhal-
tegebieten;

Fortentwicklung der Luftreinhalte-
technik;

Kontrolle aller wichtigen Lufiverun-
reinigungskomponenten.

Landesmitiel

NWP 75 149 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 197 Mio. DM

(eingeschlossen auch Aufwendungen
fiir sonstige MaBnahmen auf dem
Gebiet des Immissionsschutzes)

8.4 Verminderung des L&rms

Das NWP 75 strebt an, die La&rmbe-
lastigungen zu vermindern.
Hauptgruppen der Larmverursacher
sind: Verkehr, Industrie und Gewer-
be sowie Larmquellen im privaten
Bereich. Fast die Halfte aller Mitbiir-
ger fiihlt sich durch L&rm belédstigt.
Bessere Kontrollen durch die
Gewerbeaufsichtsdmter (Bergamter)
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sind jetzt moglich, da sie mit hoch-
wertigen SchallpegelmeBgeraten aus-
gerlstet wurden. Seit Sommer 1971
ermitteln Larm-MeBtrupps der Ge-
werbeaufsicht systematisch gebiets-
weise gewerbliche Gerauschquellen
und kontrollieren regelmaBig beson-
ders larmentfaltende Betriebe.
Bessere Kenntnisse (ber Gerdusch-
entstehung, -ausbreitung und Kkon-
struktive MaBnahmen zur Larmmin-
derung werden durch Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben erwartet,
die  in Hochschulinstituten und an-
deren fachtechnischen Institutionen
zum Teil in enger Zusammenarbeit
mit Industrie und Behorden in An-
griff genommen wurden (Planung
von Werksanlagen, Gestaltung von
Maschinen, Entwicklung von be-
sonderen LArmschutzeinrichtungen).
Auch hier ist — wie in allen aufge-
fihrten Bereichen — die Tendenz
vom reaktiven Schutz zur planvollen
umweltfreundlichen Gestaltung un-
serer Stddte und Gemeinden deut-
lich sichtbar.

Im Bereich des Verkehrs sind Ver-

besserungen mdéglich durch

O Schallschutzschirme wie Mauern,
Wélle und Wande an StraBen und
Schienenwegen,

O Tunnelfihrungenund Boschungen,

O UmgehungsstraBen und Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen.

Zur spirbaren Minderung des Flug-

larms sind zahlreiche MaBnahmen er-

griffen worden oder in Vorbereitung

O Festlegung von Mindestflughthen
tiber bewchnten Gebieten fir
larmstarke Flugzeugmuster,

O MNachiflugverbote und -beschrin-
kungen, -

O Standlaufe zur Wartung der Flug-
zeuge nur in besonders eingerich-
teten Larmschutzkabinen,

O Festlegung von Larmschutzzonen.

Zur Beratung der Genehmigungsbe-

hérde dber MaBnahmen zum Schutz

der Bevdlkerung gegen Flugl&rm
sind fir die Verkehrsflughafen Dis-
seldorf und Koéln/Bonn Kommissio-
nen gebildet worden. Nach dem

Flughafen Diisseldorf, der schon seit

langerer Zeit Anlagen zur Messung

des Flugldrms betreibt, wird auch

der Flughafen Kéln/Benn noch im

Jahre 1973 ein System von Larm-

meBstellen einrichten. Erhebliche

Beschrankungen in der baulichen

Nutzung in der Umgebung von Flug-

héafen bleiben allerdings unvermeid-
lich. Anspriiche auf Erstattung wvon
Aufwendungen flir bauliche Schall-
schutzmaBnahmen kénnen nach
Feststellung der Larmschutzbereiche
im Rahmen des Gesetzes zum
Schutz gegen Fluglarm  erstmals in
bestimmtem Umfange geltend ge-
macht werden.
Auch die internationale Entwicklung
von gerduscharmen Disentriebwer-
ken verspricht eine Verbesserung fir
die Bewohner in der Nahe ven Flug-
héafen,
Die Zahl der gegen Industrie- und
Gewerbelarm und Erschiltterungen
gerichteten EinzelmaBnahmen der
Gewerbeaufsichtsbehérden  betrug
vor 10 Jahren jahrlich 7 000. Jetzt
sind es weit lber 20 000. Im Vorder-
grund stehen heute konstruktive und
verfahrenstechnische Anordnungen,
MaBnahmen an der Larmquelle. Da-
zu kommen landes- und stadtapla-
nerische Vorsorge sowie baulich
ginstigere Anordnungen innerhalb
von Werkkomplexen und Betriebs-
verlagerungen.

Auf dem Bausektor haben vom Land

geférderte Entwicklungsarbeiten zur

Berlicksichtigung des Larmschutzes

bei der Konstruktion von Baumaschi-

nen gefiihrt.

Daneben wird versucht, die Betrof-

fenen vorbeugend und planend ge-

gen Gewerbeldrm zu schiitzen durch

O Verbesserung des baulichen
Schallschutzes sowohl an Be-
trisbsgeb&uden als auch an Wohn-
hausern in der Nadhe von Ge-
rauschquellen (l&rmintensiven Be-
trieben, aber auch verkehrsreichen
StraBen) z. B. durch schallddm-
mende Fenster und andere schall-
schutztechnisch wirksame Bau-
teile;

O Ermittlung der GesetzmaBigkeiten
der Gerduschausbreitung, abhén-
gig von der Bebauung, Bepflan-
zung, Oberflachenform und -ge-
staltung der Umgebung unter Be-
rilcksichtigung der Witterung, um
Angaben lber die zu erwartende
Lérmsituation bei Neuplanungen
machen zu kdnnen.

in Erkenntnis, daB Bauleitplanung

und Landesplanung kidnftig den

Larmschutz stérker als bisher zu be-

achten haben, wird die Landesregie-

rung im Programmzeitraum ein-
schidgige Richtlinien fir den Schall-




schutz im Stidtebau herausgeben.
Bisher fehlen ausreichende rechtli-
che Méglichkeiten, die entstehenden
Kosten den Verursachern anzulasten.
Die Landesregierung setzt sich
fiir die Schaffung entsprechender
Rechtsgrundlagen ein. Sie hat
dem Technischen Uberwachungs-
verein Rheinland e. V. in Bonn
den Auftrag fiir eine Erhebung
iiber Larmquellen und Larmvertei-
lung erteilt. Die Ergebnisse werden
noch in diesem Jahr vorliegen.
Schon jetzt 1&Bt sich sagen,
daB wahrscheinlich diese Ergeb-
nisse generalisiert werden kénnen
und die im NWP 75 vorgesehe-
nen weiteren Untersuchungen sich
ertibrigen.

8.4 Verminderung des Lérms
Wichtigste MaBnahmen:

Schallschutz durch bauliche und ver-
kehrsregelnde MaBnahmen;
Mindestflughéhen und Machiflugver-
bote;

Beschrankungen in der baulichen
Nutzung der Umgebung von Flughé-
fen;

schallschutztechnisch giinstige Pla-
nung veon Industrie- und Gewerbe-
betrieben;

mehr technische EinzelmaBnahmen
der Gewerbeaufsicht gegentber In-
dustrie- und Gewerbelarm;
Ermittlungen der GesetzmaBigkeiten
der Geraduschentstehung und -aus-
breitung und deren Beriicksichtigung
bei Planungen.

Landesmittel

NWP 75 6,5 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 5,0 Mio. DM

9. REGIERUNG
UND VERWALTUNG

Regierung und Verwaltung dienen
der Bevolkerung und der Wirtschaft.
Organisation und Arbeitsweise der
tffentlichen Verwaliung sowie die
Form des staatlichen Aufbaues be-
stimmen die Giite ihrer Leistungen.

Die vorhandenen kommunalen und
staatlichen Verwaltungseinheiten wer-
den nach den tiefgreifenden Ver-
anderungen in fast allen Lebensbe-
reichen ihrer gewandelten Aufgaben-
stellung vielfach nicht mehr gerecht.

9.1 Gebietsreform

Die Verwaltungsreform zielt daher
darauf ab, die Verwaltung an die
heutige und zuktnftige Entwickiung
der Bevélkerung, des Verkehrs, der
Technik und der Wirtschaft anzupas-
sSen.

Die Gebistsreform schafft leistungs-
fahige \Verwaltungseinheiten; die
Funktionalreform ordnet die Aufga-
ben den einzelnen Verwaltungstra-
gern sachgerecht zu.

Die Gebietsreform beruht auf einer
in sich geschlossenen Konzeption.
Sie vollzient sich von unten nach
gben, d. h. in einem Verfahren wird
die gemeindliche Neugliederung und
darauf aufbauend die Kreisneuglie-
derung verwirklicht. Diese wiederum
ist die Basis fiir die groBréaumige Ver-
waltungsreform (z. B. fiir die Bezirke
der Regierungsprasidenten). Wesent-
liche Grundlagen der Neuordnung
sind die Sachverstandigengutachten
flir die kommunale und staatiiche
Neugliederung, Abschnitte A und
B MaBstabe der Raumordnung
und Landesplanung sind ebenso be-
stimmend wie die Erkenntnisse der
Verwaltungswissenschaft und -pra-
Xis.

Im Rahmen des ersten Neugliede-
rungsprogramms (1967—1970) wurde
die Zahl der Gemeinden durch 47
Gesetze von 2334 auf 1276, also auf
fast die Halfte, die Zahl der kreis-
freien Stadte von 37 auf 34 — durch
Wiedereinkreisung der Stadte Vier-
sen, Herford und Lidenscheid — ver-
mindert. Die Zahl der Kreise wurde
von 57 auf 56 durch Zusammen-
schluB des Kreises Bonn und des
Sieg-Kreises zum Rhein-Sieg-Kreis
herabgesetzt. Die Gesetze wurden —
mit Ausnahme des Bonn-Gesetzes —
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Verdnderungen durch die Gebietsreform

Gemeinden

Kreise

kreisfreie Stadte

vor der Reform

Verringerung durch

1. Neugliederungsprogramm

Verringerung durch

(nach Neugliederung
der Raume Aachen
und Bielefeld)

2. Neugliederungsprogramm

Veranderung insgesamt

vom Landtag jeweils mit groBer
Mehrheit verabschiedet.

Nach dem zweiten Neugliederungs-
programm soll die Gemeinde- und
Kreisneugliederung in einem jeweils
geschlossenen Verfahren fir acht
abgegrenzie TeilrAume des Landes
zum AbschluB gebracht werden. Die
Gesetze fir die Raume Aachen*
und Bielefeld ** sind vom Landtag —
wiederum mit groBer Mehrheit — ver-
abschiedet worden und in Kraft ge-
treten. Die Zahl der Gemeinden hat
sich damit auf 984, die Zahl der
Kreise auf 48 vermindert. Gleichzeitig
wurde der Regierungsbezirk Aachen,
der nach der kommunalen Neugliede-
rung nur noch eine kreisfreie Stadt
und drei Kreise umfaBte, mit dem Re-
gierungsbezirk Kdln vereinigt.
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Ziel der Landesregierung ist es, die
Gebietsreform auf Gemeinde- und
Kreisebene bis 1975 abzuschlieBen.
Nach dem jetzigen Stand der Neu-
gliederungsverfahren ist dieses Ziel
erreichbar. Voraussetzung ist aller-
dings, daB noch im Jahr 1973 eine
Losung fir das Ruhrgebiet gefunden
wird, da die Neugliederung des Ruhr-
gebiets in sachlicher wie in zeitlicher
Hinsicht flir den weiteren Gang der
Neugliederung bestimmend ist. Die
Landesregierung hat den Gesetzent-
wurf im Juni 1973 auf der Grund-
lage des Stadte- und Kreismodells
beschlossen und mit BeschluB vom
10. 7. 1973 dem Landtag zugeleitet.

Die Vorschldge des Innenministers
zur Neugliederung der Rdume Miin-
ster/Hamm und Niederrhein liegen

den beteiligten Gemeinden und Krei-
sen zur Stellungnahme vor. Die Ein-
bringung der entsprechenden Ge-
setzentwiirfe beim Landtag ist noch
im Jahre 1973 zu erwarten.

Fiir die verbleibenden drei Neuglie-
derungsraume Monchengladbach/
Disseldorf/Wuppertal, K&ln und
Sauerland/Paderborn sind die vor-
bersitenden Arbeiten so weit gedie-
hen, daB die Vorschldge des Innen-
ministers zur Neugliederung der Ge-
meinden und Kreise bis zum Ende
des Jahres 1973 fertiggestellt sein
werden. Die Gesetzentwiirfe werden
in der ersten Halfte des Jahres 1974
beim Landtag eingebracht werden
kénnen.

Alle noch ausstehenden Neugliede-
rungsgesetze zur Gemeinde- und




Kreisreform sollen am 1. 1.. 1975 in

Kraft treten.

Entsprechend der Zusage in ihrer

Regierungserkldrung und auf der

Grundlage der EntschlieBung des

Landtages vom 17. 5. 1972 hat dis

Landesregierung ihre Grundvorstel-

lungen fir die groBraumige Verwal-

tungsreform, die auf der Gemeinde-
und Kreisreferm basiert, dem Land-
tag vorgetragen.

Die wichtigsten Grundséatze sind:

O Erhaltung der Regierungsprasi-
denten als staatliche Mittelinstanz
unter Verringerung ihrer Zahl von
sechs auf vier;

O Eingliederung der Schulkollegien,
der Aufgaben der Landespla-
nungsgemeinschaften und der
Landesbaubehérde Ruhr in die
Bezirksregierung;

O Beibehaltung der Landesplanung
als gemeinschaftliche Aufgabe von
Staat und Selbstverwaltung;

O Bildung von Bezirksplanungsraten
bei den Regierungsprésidenten
zur Aufstellung von Gebietsent-
wicklungspldnen sowie zur Unter-
richtung und Beratung bei der
Festlegung langfristiger und struk-
turwirksamer Planungen;

O Erhaltung der Landschaftsverban-
de.

Erst mit AbschluB der kommunalen

Neugliederung wird die Landesregie-

rung die Durchflihrung der groBrau-

migen Verwaltungsreform in Angriff
nehmen. Sie wird die Funktionalre-
form in das Reformwerk miteinbe-

ziehen und fortsetzen. Erst wenn im

Rahmen der kommunalen Neugliede-

rung groBere, leistungsfahigere Ver-

waltungseinheiten geschaffen wor-
den sind, kdénnen die Aufgaben den
einzelnen Verwaltungstragern jeweils
sachgerecht neu zugeordnet werden.

9.1 Gebietsreform

Wichtigste MaBnahmen:

Neuordnung der Rédume Aachen und
Bielefeld;
Gesetzentwurf zur
des Ruhrgebiets;
Vorarbeiten zur Neugliederung der
Raume Minster/Hamm, Niederrhein,
Ménchengladbach/Diisseldarf/Wup-
pertal, Ké&in und Sauerland/Pader-
born.

Neugliederung

9.2 Justiz

Von den im NWP 75 behandelten
Schwerpunktaufgaben der Justiz ist
die Verbesserung der Gerichtsorga-
nisation, insbesondere also die An-
passung der Gerichtsbezirksgrenzen
an dle Verwaltungsgrenzen sowie die
Authebung nicht hinreichend funk-
tionstiichtiger Amtsgerichte, bisher im
Rahmen der Gebietsreform (vergl
9.1) betrieben worden. Wegen des
engen Zusammenhangs der beiden
Aufgaben soll diese Koppelung auch
weiter beibehalten werden.

Die Bekdmpfung der Wirtschaftskri-
minalitit hat wegen der sozialsch&d-
lichen Auswirkungen von Wirtschafts-
straftaten in einem hochindustriali-
sierten Land wie Nordrhein-Westfa-
len besonderes Gewicht. Durch
Wirtschaftsstraftaten entsteht allein
in unserem Land Jahr um Jahr ein
materieller Schaden, der nach Schét-
zungen die Milliardengrenze dber-
steigt. Zur verstdrkten Bek&mpfung
sieht das NWP 75 deshalb ein Biin-
del von MaBnahmen vor, die neue
Wege in der Strafverfolgung be-
schreiten, inzwischen von fast allen
Bundeslandern iilbernommen wurden
und dariiber hinaus international Be-
achtung gefunden haben. in der In-
dustriegesellschaft kann die Wirt-
schaftskriminalitdt nur wirksam be-
kdmpft werden, wenn es gelingt, die
_Waffengleichheit® zwischen den
Strafverfolgungsorganen und den
Wirtschaftsstraftdtern herzustellen.
Diesem Ziel diente vor allem die
personelle Verstarkung der bereits
bestehenden Schwerpunkt-Staatsan-
waltschaften fiir Wirtschaftsstrafsa-
chen in Bielefeld, Bochum, Dissel-
dorf und Kéln und die Einsetzung
von Sonderdezernenten bei allen
landgerichtlichen Staatsanwaltschaf-
ten. Erstmalig in der Bundesrepublik
wurden den Schwerpunki-Staatsan-
waltschaften  Wirtschaftsreferenten
und weitere einschlagig vorgebildete
Fachkrifte zugeordnet. Gleichzeitig
wurde sin Programm zur Spezialaus-
bildung und Fortbildung entwickelt
und durchgefiihrt.

Das Konzept der ,Waffengleichheit"
hat sich bewéhrt. In der Zeit vom
1. 7. 1970 bis 30. 6. 1972 konnten
mehr als doppelt so viele Verfahren
abgeschlossen werden wie. in den
voraufgegangenen zwei Jahren.

Def tragende Gedanke der Strafvoll-
zugsreform ist die Resozialisierung

des Téters. Sie wirkt zugleich der
Riickfallkriminalitat entgegen und lei-
stet damit einen wesentlichen Bei-
trag fur die Sicherheit der Bevélke-
rung. Mit seinen MaBnahmen hat
Nordrhein-Westfalen als erstes Bun-
desland neue Wege beschritien und
wesentliche AnstéBe fur das Straf-
vollzugsgesetz gegeben, das Anfang
1973 in die parlamentarischen Bera-
tungen gegangen [st.

Um die Gefangenen schrittweise an
die Lebensbedingungen in der Frei-
heit heranzufiihren und ihre Chan-
cen fiir die Wiedereingliederung in
die Geselischaft zu erhdhen, bedarf
es siner Vielzahl von sozialpadago-
gischen und sozialtherapeutischen
MaBnahmen. Das NWP 75 will daflr
die baulich-organisatorischen Vor-
aussetzungen schaffen.

Die Auswahlanstalten in Duisburg-
Hamborn und Hagen haben im bis-
herigen Programmzeitraum inhre Ar-
beit aufgenommen. In iinen werden
die Gefangenen fur diejenige Voll-
zugsform ausgewdhit, die am ehe-
sten filr inre Resozialisierung geeig-
net erscheint. Mitte 1971 nahm das
padagogische Zentrum in der Justiz-
vollzugsanstait Midnster mit 100 Plat-
sen den Betrieb auf, das Gefange-
nen u. a. einen Hauptschul-AbschiuB
vermittelt. Die Vollzugsanstalten At-
tendorn, Bielefeld, Bochum-Langen-
dreer, Brackwede und Castrop-Rau-
el verfiigen iiber ca. 2450 Platze im
halboffenen und offenen Vollzug.
1971 wurde die sozialtherapsutische
Modellanstait Diren eroffnet; mit
dem Bau einer weiteren Modellan-
stalt in Gelsenkirchen wurde 1972
begonnen. Diese neue Form der Be-
handlung von Ruckfall-, Trieb- und
Hangtatern befindet sich in der Er-
probung. Die Entwurfsplanung der
sozialtherapeutischen Anstalten in
Bochum und K&in sowie des Zentral-
krankenhauses fiir den Strafvolizug
in Bochum ist abgeschlossen. Neue
Justizvollzugsanstalten wurden 1871
in Ergste und 1972 in Hennen erdifnet.
Mit der Errichtung einer zentralen
Vollzugsanstalt in Pont wurde 1972,
mit dem Bau einer weiteren zentra-
len Vollzugsanstalt in Brackwede und
einer Jugendstrafanstalt in Heinsberg
in der ersten Jahreshdlfte 1973
begonnen. Fir den Neubau einer
Vollzugsanstalt in Wuppertal ist die
Planung eingeleitet.

Durch die baulich-organisatorischen
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MaBnahmen, mit denen Uberalterte
Vollzugsanstalten aufgelést und neue
geschaffen worden sind, hat sich
zwar die Anzahl der Haftpldtze im
ganzen nicht erhéht; jedoch hat die
qualitative Verbesserung des Haft-
raumes wesentlich zur Durchsetzung
des differenzierten Strafvollzugs bei-
getragen.

SchlieBlich ist 1972 eine zusétzliche
Schulungsstéatte fir das Strafvollzugs-
personal in Wuppertal erdffnet wor-
den.

9.2 Justiz

Wichtigste MaBnahmen:

Planmé&Biger personeller und sachli-
cher Ausbau der vier Schwerpunkt-
Staatsanwaltschaften flir Wirtschafts-
strafsachen; Fortbildung der Rich-
ter und Staatsanwaélte auch auf die-
sem Rechtsgebiet;

Einrichtung von zwei Auswahlanstal-
ten zur Durchfiihrung eines differen-
zierten Strafvollzugs, eines P&adago-
gischen Zentrums und einer sozial-
therapeutischen Modellanstalt;
Fertigstellung von zwei neuen Justiz-
vollzugsanstalten und einer Schu-
lungsstéatte fir das Strafvollzugsper-
sonal.

Landesmittel

NWP 75 211,5 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973  141,1 Mio. DM

9.3 Polizei

Das Bedirfnis der Bevoikerung nach
Gifentlicher Sicherheit und Ordnung
erfordert eine leistungsighige Polizei.
Soweit die Erhaltung der inneren Si-
charheit den Einsatz staatlicher Macht
erfordert, h&ngt ihr Erfolg in erster
Linie von dem Wirkungsgrad der Po-
lizei ab. Die Leistungskraft der Poli-
zei ist entscheidend bedingt durch
ihre zahlenméBige Stdrke und die
Qualitdt ihres Personals. Dabei liegt
die Schwierigkeit darin, {(berhaupt
Personal fir die Polizei zu gewinnen.
Das NWP 75 hat bis 1975 eine Stei-
gerung der Polizeistirke um 10%
vorgesehen. In den Jahren 1971 und
1972 ist die Zahl dar Planstellen fir
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den Polizeivollzugsdienst (Schutz-
und Kriminalpolizei) um 1000 Stellen
auf insgesamt rd. 34 000 Stellen er-
héht worden. Dariiber hinaus sind in
den beiden Jahren weitere 354 An-
gestelltenstellen bereitgestellt wor-
den. Sie dienen vornehmlich dazu,
Polizeivollzugsbeamte vom Innen-
dienst freizustellen oder zu entlasten,
damit sie im AuBendienst eingesetzt
werden kénnen. Durch Ubertragung
von polizeilichen Aufgaben auf ande-
re Verwaltungszweige ist der Polizei-
vollzugsdienst weiter entlastet wor-
den. Dazu gehort die Uberwachung
des ruhenden Verkehrs durch die
Ordnungsbehorde.

Wie in der Antwort der Landesregie-
rung auf die GroBe Anfrage 11 zur
Situation der 6ffentlichen Sicherheit
dargestellt ist, hat sich durch die
Verstérkung der Polizel das Verhalt-
nis der Zahl der Polizeibeamten je
Einwohner, die sogenannte Polizei-
dichte, von 1 :577 im Jahre 1960 bis
jetzt verbessert auf 1:503. Demge-
genuber wird im Sicherheitspro-
gramm der Innenminister des Bun-
des und der Léander® als Durch-
schnittswert 1 :400 angestrebt. Dies
wiirde bei gleichbleibender Einwoh-
nerzahl gegenilber 1972 noch einen
Mehrbedarf van weiteren 8800 Plan-
stellen ergeben. Rechnet man auf
Grund der verstérkien Nachwuchs-
werbung in Zukunft mit einer jahr-
lichen Einstellung von 2000 Bewer-
bern, so wiirden fir diese Auswei-
tung um B800 Stellen neben dem
Ausgleich flr ausscheidende Polizei-
beamte rd. 10 Jahre bendtigt.

Die qualitative Verbesserung der Po-
lizei héngt von der Gewinnung eines
besser vorgebildeten Nachwuchsas
und einer weiter intensivierten Aus-
und Fortbildung ab. Das Sicherheits-
programm der Innenminister strebt
fiir die Tatigkeit im gehobenen
Polizeidienst eine berufspraktische
Ausbildung auf wissenschaitlicher
Grundlage an. Dementsprechend hat
die Landesregierung 1972 beschlos-
sen, die Vorbereitungen fiir eine
Fachhochschulausbildung des geho-
benen Polizeidienstes einzuleiten.
Polizeibeamte des hoheren Dienstes
werden an der Polizei-Fiihrungsaka-
demie in Hiltrup ausgebildet, die
durch Staatsvertrag von 1972 als ge-
meinsame Bildungs- und Forschungs-
statte des Bundes und der L&nder
eingerichtet wurde.

Die technische Ausstattung der Po-
lizei wird entsprechend der Forde-
rung des NWP 75 schnell und nach-
driicklich verbessert. So ist zum Bei-
spiel die Zahl der Handfunksprech-
gerdte auf dber 3500 und die der
UKW-Funkgerédte auf lber 6400 ge-
steigert und damit in den ersten bei-
den Programmjahren verdoppelt wor-
den. |

9.3 Polizei

Wichtigste MaBnahmen:
Personalverstarkung um
36 876 Stellen;
Verbesserung der Polizeidichte auf
1 zu 503;

Verbesserung der technischen Aus-
stattung der Polizei.

1350 auf

Landesmittel

NWP 75 483 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 533 Mio. DM

9.4 Personal im &ffentlichen Dienst
Die Ausbildung des Nachwuchses fir
den offentlichen Dienst muB auf die
wachsenden und sich wandelnden
Aufgaben ausgerichtet werden, die
der Verwaltung gestellt werden. Die
heutigen Berufsbilder werden sich
so schnell dndern, daB in der Aus-
bildung aller Laufbahnen die fachli-
che Spezialisierung zuriicktreten muB
hinter der Vermittiung von Grund-
und Methodenwissen.

Hierzu sind fir die Juristenausbil-
dung, deren Absolventen zu etwa
50%s in den &ffentlichen Dienst ein-
treten, durch Anderungen des Juri-
stenausbildungsrechts — zum Teil in
Einklang mit dhnlichen MaBnahmen
in anderen Bundeslédndern — die er-
forderlichen Schritte unternommen
worden. Die Rechtsanderungen ha-
ben die rechtlichen Voraussetzungen
fir eine inhaltliche Reform das juri-
stischen Studiums, insbesondere fiir
eine stérkere Berlicksichtigung der
Grundlagen und der geselischaft-
lichen, wirtschaftlichen und politi-
schen Bezige des Rechis geschai-
fen, Vorbereitungsdienst und Staats-




prifungen sind neu geordnet wor-
den. Dariiber hinaus wird angestrebt,
ab Wintersemester 1973/74 im Zu-
sammenwirken mit der Universitét
Bielefeld das Modell einer einstufi-
gen Juristenausbildung zu erproben.
Fiir die Ausbildung des gehobenen
Dienstes miissen Konseguenzen aus
der allgemeinen Einfilhrung der
Fachhochschulen gezogen werden.
Dazu soll die Ausbildung des geho-
benen nichttechnischen Dienstes so-
wohl an besonders einzurichtenden
staatlichen Fachhochschulen — also
intern — wie auch zunachst fir die
innere Verwaltung an einer beste-
henden Fachhochschule — also ex-
tern — eingefiihrt werden. Der ent-
sprechende Entwurf eines Ande-
rungsgesetzes zum Fachhochschul-
gesetz liegt dem Landtag im Sommer
{973 vor. Die Vorbereitungen 2zur
Errichtung eines Fachbereiches Ver-
waltung an einer allgemeinen Fach-
hochschule erfordern noch die inhalt-
liche Abstimmung mit der internen
Fachhochschulausbildung, die von
den jeweiligen Fachministern gera-
gelt wird.

Wenn die Vor- und Ausbildung ihr
Gewicht von der Vermittiung speziel-
ler Fachkenntnisse starker auf
Grund- und Methodenwissen verla-
gert, wachsen die Anforderungen an
die Fortbildung. Alle Angehorigen
des offentlichen Dienstes milssen
gleiche Chancen haben, ihr Wissen
zu erweitern.

Die MaBnahmen einer qualifizierten
berufsbegleitenden Fortbildung sind
slark ausgeweitet worden. Die Zahl
der Veranstaltungen und Teilnehmer
hat sich von 1970 auf 1972 fast ver-
doppelt.

Grundfragen der Weiterentwicklung

. des offentlichen Dienstrechts stehen

zur Entscheidung an, nachdem die
Ergebnisse der vom Bundesinnen-
minister eingesetzten Studienkom-
mission vorliegen.

9.4 Personal im &ffentlichen Dienst
Wichtigste MaBnahmen:

Reform der Juristenausbildung;
Vorbereitung der Fachhochschulaus-
bildung fiir den gehobenen nicht-
technischen Dienst.

9.5 ADV

Die offentliche Verwaltung hat ihren
Schwerpunkt verlagert von der Ein-
griffsverwaltung zur Leistungsverwal-
tung. Stindig werden ihr neue Auf-
gaben Ubertragen. Das zwingt zur
Ausschopfung aller Rationalisie-
rungsmaoglichkeiten.

Das NWP 75 verlangt den weiteren
Ausbau der Automation des Verwal-
tungsvollzuges. Massenarbeiten der
leistenden Verwaltung sollen wirt-
schaftlicher bewaltigt werden Kon-
nen. Erfolgreich wird hier schon auf
den Gebieten Dienst- und Versor-
gungsbeziige, Statistik, Steuern und
Vermessung gearbeitet. Entwickelt
und praxisreif gemacht wurde die
ADV-Anwendung fiir Zentrale Stu-
dienplatzvergabe, Stundenplanerstel-
lung, Auswertung von Volkszahlun-
gen und Zahlungen nach dem Bun-
desausbildungsférderungsgesetz.
Weitere Gebiete werden folgen.
Hemmnisse missen durch automa-
tionsgerechte Vorschriften beseitigt
werden. Im Bereich der Polizei wird
die Kfz-Fahndung inzwischen mit 23
Datenstationen computergestitzt.
Ein Personenauskunftssystem ist in
Betrieb. Die Polizei wird durch die
Méglichkeit von Sofortabrufen rund
um die Uhr schlagkraftiger und
schneller.

Soll die Datenverarbeitung als Fiih-
rungshilfe Planungs- und Entschei-
dungsunterlagen liefern, ist eine gut
ausgebaute und fortzuschreibende
Datensammlung Voraussetzung. Da-
fiir wird eine Strukturdatenbank auf-
gebaut. 40 Millionen Daten von
30000 statistischen Merkmalen ste-
hen bereits zur Verfugung. Die Zahl
der Abrufe steigt. Das gilt auch fir
das automatisierte Verfahren zur Er-
fassung und Auswertung der Zweck-
zuwendungen und der unmittelbar
eingesetzten Mittel des Landes,
durch das jetzt alle bewilligten struk-
turrelevanten Landesmittel von 1969
an in tiefer regionaler und sachli-
cher Gliederung abrufbereit sind.

Die Automation ist mit hohen Kosten
verbunden. Dieser Aufwand ist nur
gerechtfertigt, wenn S0 wirtschaft-
lich wie moglich gearbeitet wird. In-
tegrierte Datenverarbeitung zwischen
Land, Gemeinden und Bund und erst
recht in der Landesregierung selbst
ist daher notwendig. Mit dem im
Landtag eingebrachten Entwurf eines
Datenorganisationsgesetzes *®  soll

dem Rechnung getragen werden. Ein
Verbundsystem leistungsfahiger Da-
tenverarbeitungszentren fiir Land und
Kommunalverwaltung soll grundséatz-
lich von mehreren Verwaltungen ge-
meinsam genutzt werden. Ein drei-
fach gegliedertes Koordinierungssy-
stem sichert die notwendige Zusam-
menarbeit. Rahmenplanung und Ko-
ordinierung wird fur das Land der
Innenminister, fir die Kommunalver-
waltung ein Koordinierungsausschuf
betreiben. Ein iibergreifender Beirat,
dem auch Mitglieder der Landtags-
fraktionen angehdren werden, sorgt
fir die Verklammerung der staatli-
chen und der kommunalen Ebene
und fiir die Einbeziehung des Par-
lamentes in die Gesamtkonzeption.
Die Aufgabenzuweisung an den Bei-
rat folgt aus der Forderung des NWP
75, auf allen Gebieten eine freiwilli-
ge Zusammenarbeit mit den Kom-
munen anzustreben. Diesem Grund-
satz widerspricht es nicht, wenn die
Landesregierung ermachtigt wird, in
Einzeliallen durch Rechtsverordnung
die koordinierte Anwendung der ADV
zu steuern. Zum einen wird dieser
Weg nur subsididr beschritten wer-
den, zum anderen ist auch dann
der Beirat zu beteiligen.

Eine Integration der automatisierten
Datenverarbeitung mit einer mog-
lichst weitgehenden Nutzung einmal
erfaBter Daten ist nur maglich, wenn
im Land ein umfassendes Dateniiber-
mittlungsnetz bereitstent. Die vor-
aussichtlichen Anforderungen der
Verwaltungstréger im Lande an ein
Dateniibermittiungssystem und des-
sen technische Realisierbarkeit sind
daher untersucht worden. 1973 wird
das Dateniibermittiungsnetz in einer
ersten Stufe betriebsbereit sein.
Personenbezogene Daten (Namen,
Geburtsdatum, Anschrift) werden in
fast allen Bereichen des automati-
sierten Verwaltungsvollzuges beng-
tigt. Ermittlung, Verschliisselung, Er-
fassung und Speicherung durch ver-
schiedene Beharden und nach ver-
schiedenen Systemen ist nicht nur
hochst unwirtschaftlich, sondern
birgt auch mehr Fehlerquellen. Da-
her muB ein Personenkennzeichen
als ein einheitliches und allgemein
anwendbares Identifizierungs- und
Verknipfungsmerkmal geschaffen
werden. Die Konzeption der Verga-
beorganisation fir ein Personen-
kennzeichen ist fertiggestellt, sie
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wird auf allen Ebenen abgestimmt.
Nach Verabschiedung eines Bundes-
meldagesetzes wird die Erstvergabe
alnes Personenkennzeichens zum
Ende des Programmzeitraumes mog-
lich sein.

Durch geelgnete Datenschutz-Rege-
lungen miissen Sicherungen gegen
unzuldissige Eingriffe In die Privat-
sphéire der Blrger getroffen werden.
Im Interesse der Rechtssicherheit
und der Effektivitit des Datenschut-
zes Ist elne bundeseinheitliche Re-
gelung anzustreben, Ein im Land er-
arbelteter Referentenentwurf eines
Landesdatenschutzgesetzes wurde
daher zunfichst zurlckgestallt.
ADV-Einsatz in der Verwaltung setzt
die Ausbildung von Fachkréften vor-
aus. Das NWP 75 sieht daher die
Ausblldung von rund 300 ADV-Fach-
kréften vor. Zum Ende des Pro-
grammazeitraumes werden diese Kréaf-
te zur Verflgung stehen. Durch die
1872 gedinderte Ausbildungs- und
Prifungsordnung fiir den gehobenen
Verwaltungsdienst  erhalten die
Nachwuchsbeamten schon in der
Ausbildung die Mdglichkeit einer
Grundausbildung in ADV.

9.5 ADV

Wichtigste MaBnahmen:
ADV-Organisationsgesetz beim Land-
tag eingebracht;

Vergabe des Personenkennzeichens
konzipiert;

Strukturdatenbank ausgebaut;

120 ADV-Fachlaute ausgebildet;
Entwicklung des Datenlibermitt-
lungsnetzes,

Landesmittel

NWP 75 273 Mio. DM
Programmergebnis

nach dem Stand der

Finanzplanung 1973 142 Mio. DM

10. FINANZIERUNG

Eine gesicherte Finanzierung ist die

Grundlage fiir die Realisierbarkeit

eines Regierungsprogramms. Des-

halb wurde die Finanzierung des

NWP 75 von vornherein gbenso vor-

sichtig wie realistisch so angelegt,

daB

O die Finanzmittel fiir die Durchfih-
rung aller ProgrammaBnahmen
ausreichen,

O genligend Spielraum blieb, den
Finanzbedarf der wirtschaftlichen
Entwicklung und der Weiterent-
wicklung des Programms anzu-
passen,

O die solide Haushaltspolitik des
Landes singehalten wurde.

Die Verwirklichung des Programms
steht unter dem ausdriicklichen Vor-
behalt der gesamtstaatlichen Kon-
junktur- und Stabilitatspolitik.
Die finanzielle Grundlage des NWP
75 ist gesichert. Kein wesentlicher
Programmpunkt muBte aus Mangel
an Landesmitteln zuriickgestellt wer-
den. Von den 84 Kosienansatzen
sind alle bis auf 2 mit einem Mittel-
ansatz in der mittelfristigen Finanz-
planung versehen. Gegeniilber dem
urspringlichen  Mittelansatz des
NWP 75 von 31,1 Mrd. DM konnten
die Mittel flir ProgrammaBnahmen in
der Finanzplanung von 1973 auf41,15
Mrd. DM, d. h. um rd. 10 Mrd. DM
oder 32,3 % gesteigert werden.
Damit ist der Leitsatz bestatigt, mit
dem das Finanzkapitel des Pro-
gramms beginnt: .Das NWP 75 re-
spektiert mit seinem finanziellen Ge-
samtumfang die Leistungsidhigkeit
des Landes.” §

Die folgende Obersicht zeigt, wie

sich die Ergebnisse der Finanzpla-

nung 1973 auf die Sachkapitel des

Programms verteilen: .

Kapitel des Programms:

3 Arbeitund

Wirtschaft 2 7304 Mio. DM
4 Bildung und

Forschung 168255 Mio. DM
5 Planung, Bau

und Verkehr 14 662.2 Mio. DM
6 Freizeitund Kultur 6817 Mio. DM
7 Gesundheit und

Soziales 38267 Mio. DM
8 Wasser, Abfall,

Luft umd Larm 1 601,17 Mio. DM
9 Raglerung und

Verwaitung 518,86 Mic. DN




Finanzierung des NWP 75

Mrd. DM
3.0

30 —

25 —

20

15

10

LR ABEET . v

SCAR RS Al |
e = i siieabrie

= | f il o il

rislmplpiin s Jagie =3

il et B Tl el

1969

Landeshaushalt nach der fortge-
rechneten mittelfristigen Finanzplanung

Stand 1969

Stand 1973

1972 1973 1974 1975

davon reine Landesausgaben fiir
Nordrhein-Westfalen-Programm 1875

Stand 1969
(NWP-Aufstellung)
- Mehrbedarf des Programms

gegeniiber der
Finanzplanung Stand 1969

Stand 1973

SLIUTH
PEOR




Diese Ausweitung der Landesausga-
ben fir Programmziele und MaBnah-
men reicht insgesamt in fast allen
wichtigen Bereichen — mit Ausnah-
me des Verkehrs — aus, um auch
eingetretene Preissteigerungen auf-
fangen zu konnen. Daridber hinaus
ist es im Verlauf der wechselseitigen
Anpassung von Programm und Fi-
nanzplanung ermdglicht worden,
Programmziele und MaBnahmen ge-
rade in wichtigen Sachbereichen
auch dann auszuweiten, wenn sis
zusatzliche Mittel in erheblichem
Umfang erforderten.

Ein besonders prégnantes Beispiel
bietet der Ausbau der Studienplat-
ze. Die dargestellte Weiterentwick-
lung der Konzeption fiir den Hoch-
schulausbau und das Anschwellen
der Studentenzahlen haben es not-
wendig gemacht, den urspriinglichen
Ansatz fiir neue Studienplatze von
8,65 Mrd. DM um 3,97 Mrd. DM, d. h.
um iber 459%,, aufzustocken. Es
spricht flr die vorsichtige und solide
Anlage des NWP 75, daB solche weit-
reichenden Ausweitungen in der Fi-
nanzierung getragen werden kénnen.
Die Mitfinanzierung durch Bundes-
mittel hat sich nicht in allen Berei-
chen nach den Erwartungen entwik-
kelt. Finanzierungsschwierigkeiten in
groBerem AusmaB ergaben sich vor
allem beim Ausbau der Stadt- und
S-Bahn wegen der stockenden Kom-
plementérfinanzierung durch den
Bund. Das Land hat seine Bemiihun-
gen verstarkt, gerade im Verkehrsbe-
reich diejenige Bundesfinanzierung
zu erreichen, die seiner Bevdlke-
rungszahl und seinen Aufgaben ent-
spricht.

Im Ubrigen hat auch die Finanzre-
form nicht auf jedem Gebiet zu der
erwarteten starkeren finanziellen Be-
teiligung des Bundes an den Lan-
desaufgaben gefiihrt. Dem Land wur-
den fiir den Stadtebau 1971/72 53
Mio. DM, im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe ,Verbesserung der
Agrarstruktur® 139 Mio. DM und im
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe
»Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur® 3 Mio. DM zur Ver-
flgung gestellt.

In den Bereichen Stadtebau, Verbes-
serung der Agrarstruktur und regio-
nale Wirtschaftsforderung wird nach
den bisherigen Erfahrungen der Bun-
desbeitrag auch kinftig hinter den
Erwartungen zurickbleiben.
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Fir die regionale Wirtschaftsforde-
rung besteht ein ergdnzendes Lan-
desprogramm. Die Stddtebaumittel
des Landes sind in der Finanzpla-
nung von 1973 fiir den Programm-
zeitraum gegeniiber dem urspring-
lichen NWP-Ansatz von 1,2 Mrd. DM
um 1 Mrd. DM auf 2,2 Mrd. DM
gewachsen.

Zur Krankenhausfinanzierung hat die
Finanzplanung 1973 den Programm-
ansatz von 1,3 Mrd. DM auf volle 2,5
Mrd. DM erhéht. Hier hat sich eine
erhebliche Umstellung der Finanzie-
rung vollzogen. Dadurch wachsen
auch die zu erwartenden Bundes-
mittel, allerdings mit einer erheblich
ausgeweiteten Zweckbestimmung.
Die Entwicklung der bei Programm-
aufstellung erwarteten Bundesmittel
fir den Programmzeitraum zeigt fol-
gende Ubersicht:

Regionale Wirtschaftsforderung als Gemeinschaftsaufgabe

Hochschulen als Gemeinschaftsaufgabe

Verbesserung der Agrarstruktur als Gemeinschaftsaufgabe

Stadtebau im Rahmen des Stadtebauférderungsgesetzes

Krankenhausfinanzierung: Investitionen
Betriebskosten 475 Mio. DM

Summe

Die Gemeinden und Gemeindever-
bande verwirklichen in eigener Tra-
gerschaft einen GroBteil der Infra-
strukturmaBnahmen des Programms.
Das Land hat mit seinen Finanzzu-
weisungen daflir gesorgt, daB die
Gemeinden ihren Beitrag zur Ver-
wirklichung des Programms zu [ei-
sten vermdgen, obwohl vor allem
auch die kommunalen Haushaite
durch die gestiegenen Investitions-
kosten belastet werden und ihre
Dispositionsfreiheit durch ihre kon-
junkturpolitische  Mitverantwortung
eingeschrénkt ist. Die Verbesserung
der Gemeindefinanzen aufgrund
der Mehreinnahmen durch die Ge-
meindefinanzreform von 1269 und die
Schulfinanzreform von 1970 betrug
in Nordrhein-Westfalen:

1870 1092,8 Mio. DM
1971 1362,2 Mio. DM
1972 1638,2 Mio. DM
1973 2102,8 Mio. DM

Rechnet man die Erhéhung des kom-
munalen Steuerverbundes durch Er-
hohung des Verbundsatzes und der

Verbundmasse hinzu, so ergeben
sich Verbesserungen in der Finanz-
ausstatiung der Gemeinden, die in
der Bundesrepublik einmalig sind
und die es den Kommunen ermég-
lichen, den Mehrbedarf flir die Ver-
wirklichung ihres Anteils am NWP 75
abzudecken.

Die Bereitstellung der Landesmittel
ist trotz der erheblichen Ausweitung
des Programmvolumens um 32,3 v.H.
mdglich gewesen, chne die solide
Haushaltspolitik des Landes zu ver-
lassen. Die wegen des langfristig
wachstumssteigernden  Charakters
der ProgrammaBnahmen fiir vertret-
bar gehaltene héhere Kreditmarkt-
verschuldung hat die im Programm
selbst gesetzte Grenze — die durch-
schnittliche  Pro-Kopf-Verschuldung
der lbrigen Flachenldnder — bei wei-
tem nicht erreicht. Der Abstand des

12,0 Mio. DM

2 366,6 Mio. DM
675,3 Mio. DM
182,1 Mio. DM

233 MasDM } 828,0 Mio. DM

4 074,0 Mio. DM

Landes zum Verschuldungsdurch-
schnitt der Gbrigen Lander hat sich
vielmehr nicht wesentlich verringert.
Das zeigt die folgende Ubersicht:

Pro-Kopf-Verschuldung
mit Kreditmarktmitteln

31.12. 1969 31. 3. 1873

MNordrhein-

Westfalen 76 DM 165 DM
Flachenléander

ohne NW 322 DM 486 DM
Prozentsatz NW 23,59%, 34,0%

Der Verschuldungsvergleich mit den
iibrigen Bundeslédndern wéare unvoll-
standig ohne einen Hinweis auf den
Umfang der Schuldendiensthilfen.
Die nachstehende Tabelle enthilt die
in 1972 gezahiten Schuldendiensthil-
fen. Die Zahlen lassen erkennen, in
welchem Umfang sich die Lander an
Stelle der direkten Darlehnshinga-
ben fiir die Gewahrung von Zins- und
Tilgungszuschiissen entschieden ha-
ben.
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Land Istausgabe 1972
Mio. DM DM/Einw.

Schleswig-Holstein 948 37,11
Niedersachsen 3077 4274
Hessen 751 - 13,62
Rheinland-Pfalz 40,7 11,04
Baden-Wirttemberg 66,6 7,30
Bayern 7096 66,08
Saarland 166 14,81
Mordrhein-Westfalen 97,6 5,69
Flachenlander

insgesamt 14087 2468
Flachenlander

ohne NW 1311,1 3284

Diese Zahlen (Kreditmarktverschul-
dung und Héhe der Schuldendienst-
hilfen) belegen die Giiltigkeit des
SchluBsatzes im NWP 75: ,Alle MaB-
nahmen des NWP 75 kénnen ohne
finanzielle Ubserlastung des Landes
oder der Gemeinden und Gemeinde-
verbande verwirklicht werden".
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gen Gebiate im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 3
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rhein-Westfalen vom 1. Marz 1972 (MBJ. NW.
5. 1184)
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1976 — Bundestagsdrucksache VII/401

7 Antwort der Landesregierung auf die
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9 Berufliche Weiterbildung in MNordrhein-
Westfalen, Minister fiir Arbeit, Gesundheit
und Soziales des Landes MNordrhein-West-
falen, August 1971

10 Antwort der Landesregierung auf die
GroBe Anfrage 9 der Fraktionen der SPD und
FOP .Situation, Weiterbildung und Reaform
der beruflichen Bildung* vom 1. Dezember
1872 — Landtagsdrucksache 7/2244

11 Erlaf des Kultusministers des Landes
MNordrhein-Westfalen Ober vorldufige Richt-
linien zur Schulentwicklungsplanung vom
13. Dezember 1972

12 ErlaB des Kultusministers des Landes
Mordrhein-Westfalen dber Rahmenlshrplane
fur den 5. und 6. Jahggang an den Gesamt-
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13 Richtiinien und Lehrpline fir die Schule
fir Lernbehinderte (Sonderschule) in Merd-
rhein-Westialen, Nr. 51 der Schriftenreihe des
Kultusministers des Landes Nordrhein-West-
falan

14 Entwurf sines Gesetzes zur Anderung des
Schulverwaltungsgesetzes [(SchVG) und zur
Uberfihrung steatlicher Schulen auf die Ge-
me&inden und Gemeindaverbdnde — Landtags-
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15 RunderiaB des Kultusministars des Lan-
des Nondrhein-Wastfalan Ober die Errichtung
von Schulzentren vem 4. QOktobar 1988 (ABIL.
KM. 5. 3038
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Oberstufe in der Sekundarstufe (I vom
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(LF@) — Landtagsdrucksache 7/2638

20 Antwort der Landesregierung auf die
Grofe Anfrage 3 der Fraktion der CDU ,Hoch-
schulplanung in Mordrhein-Westfalen® vom
19. Oktober 1971 — Landtagsdrucksache 7/1162

21 Geselz zum Staatsvertrag zwischen den
Landern dber die Vergabe von Studienplatzen
vom 18. April 1973 (GV. NW. S. 220)

22 Entwurf eines Rahmengesetzes Ober die
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(Hochschulrahmangesetz) — Bundesratsdruck-
sache 689/70
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desratsdrucksache 58/72

24 Gesetz (ber die Errichtung und Entwick-
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lungsgesetz — GHEG) vom 30. Mai 1872 (GV.
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25 Gesetz iiber die Errichtung von Fach-
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lungsachsen” (MBl. NW. 5. 484/SMBI. NW. 230)

32 Entwurf elnes Gesetzes zur Landesent-
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heit und Soziales des Landes Nordrhein-
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51 Zweltes Gesetz zur Austiihrung des Ge-
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gesetz — KgG) vom 21. Dezember 1971 {GV.
NW. 5. 534)
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stinden (Gesstz zur Gesamtreform des Le-
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53 Landeskrankenhausplan Mordrhain-Wast-
falen, Minister fiir Arbeit, Gesundheit und
Soziales des Landes Mordrhein-Westialen,
Juni 1871
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men kommunaler und freier, gemeinnitziger
Trager und gleichgesteliter Einrichtungen aus
Mitteln des Ministers fir Arbeit, Gesundhaeit
und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen
(1l. Stufenplan), Minister fdr Arbeit, Gesund-
heit und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen, 12. Mail 1971

55 QGesetz zur wirlschaftlichan Sicherung der
Krankenh8user und zur Regelung der Kran-
kenhauspilegesitze — KHG — vom 23. Juni
1972 (BGBI. S. 1008)

56 Empfehlung der EWG-Kommission an die
Mitgliedstaaten lber die gesundheitliche Uber-
wachung der Arbeitnehmer, die bessondsren
Berufsgefahren ausgesetzt sind, vom 27. Juli
1986 (Amtsblatt der Europaischen Gemein-
schaften Mr. 151 vom 17. August 1966)

57 Gesetz (ber die Beseitigung von Ab-
falled  (Abfallbeseitigungsgesetz — AbIG)
vom 7. Juni 1972 (BGBI. 5. 873)

58 Entwurf eines Abfaligesetzes flir das
Land Mardrhein-Westfalen (Landesabfallgesstz
— LADBIG) — Landtagsdrucksache 7/2472

58 Reine Luft fir morgen — Utopie oder
Wirklichkait? Minister fir Arbeit, Gesundheit
und Soziales des Landas Nordrhein-Westfalan,
1972

60 Emissionskataster Kaéin, Minister for
Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes
MNordrhein-Westfalan, 1872

61 Schriftenreiha der Lendesanstalt fir Im-
missions- und Bodennutzungsschutz des Lan-
des Mordrhein-Westfalen in Essen, Heaft 24
und Heft 27

62 Gesetz zum Schutz gegen Flugldrm vom
30. Marz 1971 (BGEI. S. 282)

63 Die kommunale und staatliche Neugliede-
rung des Landes Mordrhein-Westfalen, Gut-
achten Abschnitt A und B der Sachverstindi-
gen-Kommission fdr die kommunale Neu-
gliaderung des Landes Nordrhein-Westfalen,
Verlag Reckinger & Co, Siegburg

B4 Geselz zur Neugliederung der Gemeinden
und Kreise des Meugliederungsraumes Aachen
vom 14. Dezember 1971 (GV. NW. 5. 414)

65 Gesatz zur Neugliederung der Gemgin-
den und Kreise des MNeugliaderungsraumes
Bislefeld vom 24. Oktober 1872 (GV. NW.
S. 284)

66 Antwort der Landesregierung auf die
GroBe Anfrage 11 der Fraktion der GDU
+Zur Situation der &ffentlichen Sicherheit,
der Verbrechensbekédmpfung und der Polizei
im Lande Mordrhein-Westfalen® vom 14. De-
zember 1872 — Landtagsdrucksache 7/2288

67 Programm fr die Innere Sicherheit in
dar Bundesrepublik Deutschland Teil |, Stan-
dige Konferenz der Innenminister/-senatoren
des Bundes und der LAnder, Juni 1872

68 Entwurf eines Gesetzes lber die Organi-
sation der automatisierten Datenverarbeitung
in Mordrhein-Westfalen (ADV — Organisations-
gesetz — ADVGNW) — Landtagsdrucksache
7/1983

71




	Titelblatt
	[Seite]
	[Seite]

	Vorwort
	[Seite]

	Übersicht
	[Seite]

	Planvoller Wandel
	Seite 7

	Arbeit und Wirtschaft
	Seite 8
	Seite 9
	Seite 10
	Seite 11
	Seite 12
	Seite 13
	Seite 14
	Seite 15
	Seite 16

	Bildung und Forschung
	Seite 17
	[Seite]
	[Seite]
	Seite 20
	[Seite]
	Seite 22
	Seite 23
	[Seite]
	Seite 25
	Seite 26
	[Seite]
	Seite 28
	Seite 29
	Seite 30

	Planung, Bau und Verkehr
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38
	[Seite]
	Seite 40
	Seite 41
	Seite 42

	Freizeit und Kultur
	Seite 42
	Seite 43
	Seite 44
	Seite 45
	Seite 46
	Seite 47

	Gesundheit und Soziales
	Seite 47
	Seite 48
	Seite 49
	Seite 50
	[Seite]
	Seite 52
	Seite 53

	Wasser, Abfall, Luft und Lärm
	Seite 53
	Seite 54
	Seite 55
	Seite 56
	Seite 57
	Seite 58
	[Seite]
	Seite 60
	Seite 61

	Regierung und Verwaltung
	Seite 61
	Seite 62
	Seite 63
	Seite 64
	Seite 65
	Seite 66

	Finanzierung
	Seite 66
	[Seite]
	Seite 68
	Seite 69

	Quellenverzeichnis
	Seite 70
	Seite 71


